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Zusammen  
Leben
Es bleibt in der Familie: Nach dem Männer-Heft im März kommen jetzt die 
Generationen. Es geht um Zusammenhänge. Wie beeinflussen die Lebensver-
hältnisse von Eltern die Lebenschancen ihrer Kinder? Wie reagieren Genera-
tionen außerhalb der Familie aufeinander, etwa am Arbeitsplatz?

Was als Generation definiert wird, ändert sich ständig. Nach dem Zweiten Welt-
krieg stieg die Lebenserwartung stark. Immer häufiger lernten sich Urenkel und 
Urgroßeltern kennen – vier Generationen lebten gleichzeitig. Wenn Menschen 
aber immer später Kinder bekommen, wird das wieder seltener; eine Generation 
umspannt jetzt wieder einen längeren Zeitraum. Zwischen der Kinderbetreuung 
und der Pflege der eigenen Eltern liegen gerade für Frauen oft nur wenige Jahre. 
Allein durch diese Verschiebungen verändern sich Generationenkonflikte. Und 
was für die einzelnen Familien gilt, gilt auch für die Gesellschaft: Die Tragfähig-
keit der umlagefinanzierten Rente wird massiv davon beeinflusst, wie groß die 
beteiligten Generationen sind. Das durchschnittliche Wahlalter verschiebt sich 
nach oben – und mit ihm verlagern sich die vertretenen Interessen.

Häufig wird die Klage des greisen Sokrates zitiert, die Jugend liebe den Luxus, 
habe schlechte Manieren und verachte die Autorität. Die Alten kritisieren die 
Jungen: Das kommt uns bekannt vor. Die Herausforderung für Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler ist es, herauszufinden, ob sich wirklich die Ge-
nerationen unterscheiden oder ob sich nicht vielmehr die Lage aller im Laufe 
der Jahre ändert. So wird der „Generation Z“, die jetzt ins Erwerbsleben star-
tet, oft nachgesagt, sie arbeite zu wenig. Die Forschung allerdings zeigt, dass 
die Zahl der Arbeitsstunden für alle Altersgruppen in den letzten Jahrzehn-
ten abgenommen hat. Die zunehmende Bedeutung der Work-Life-Balance ist 
also kein Phänomen der Jugend allein.

Stoff genug zur Diskussion, hoffentlich auch zwischen Jung und Alt.

Nicola Fuchs-Schündeln 
Präsidentin

   Der Text ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Bildung versus Rente
Der Verteilungskampf der Generationen

Menschen leben länger, zugleich werden weniger Kinder geboren. Die 
Alterung der Bevölkerung gilt als eine der tiefgreifendsten Verände-
rungen moderner Gesellschaften. Was auf den ersten Blick wie ein rein 
demografischer Prozess erscheint, hat weitreichende Folgen für Wirt-
schaft, Sozialstaat und politische Entscheidungen. Denn mit dem Wan-
del der Altersstruktur verändert sich auch die Verteilung öffentlicher 
Mittel: Es muss neu verhandelt werden, wofür der Staat sein Geld aus-
gibt. 

Florian von Muschwitz

Die Alterung der Bevölkerung wird beson-
ders sichtbar am sogenannten Altenquo-
tienten, also dem Verhältnis der Perso-

nen im Rentenalter (z. B. 65 Jahre und älter) zur 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (z. B. 15 
bis 64 Jahre). In Deutschland ist dieser Wert 
seit Jahrzehnten deutlich gestiegen und dürfte 
das in den kommenden Jahrzehnten weiter 
tun: Lag er im Jahr 1960 noch bei 17,1 Prozent, 
stieg er bis 2020 auf 34,7 Prozent. Bis zum Jahr 
2050 wird ein weiterer Anstieg auf rund 45 
Prozent erwartet. Ähnliche Entwicklungen 
zeichnen sich auch in anderen europäischen 
Ländern ab, etwa in Italien und Spanien. 

In demokratischen Systemen reagieren Re-
gierungen auf Wählermehrheiten. Der politi-
sche Einfluss älterer Menschen wächst, wenn 
ältere Bürgerinnen und Bürger einen immer 
größeren Teil der Bevölkerung stellen. Eines 
der Interessen, die es deshalb verstärkt zu 
berücksichtigen gilt, ist die Höhe der Ren-
tenzahlungen, wohingegen Bildungsausgaben 
als Investition in die Zukunft gelten und da-
mit in jene Gruppen, die demografisch klei-
ner werden und politisch weniger Gewicht 
haben. 

Werden öffentliche Mittel in Deutschland tat-
sächlich zugunsten der Älteren umgeschichtet, 
und wenn ja, in welchem Umfang? Für Antwor-
ten auf diese Fragen nutze ich in meiner For-
schungsarbeit ein makroökonomisches Modell 
überlappender Generationen, das an die deut-
sche Volkswirtschaft angepasst ist. Es bildet ab, 
dass immer mehrere Generationen gleichzeitig 
leben: Junge arbeiten, verdienen und sparen, 
Ältere leben von Renten und Ersparnissen. 
Jede neue Generation wächst in einer Volks-
wirtschaft auf, die die vorherigen Generationen 
geprägt haben. Gleichzeitig trifft auch sie Ent-
scheidungen über Konsum, Arbeit und Erspar-
nisse, die die nächsten Generationen erben 
werden. Die Entscheidungen sind je nach Alter, 
Bildungsabschluss und individueller Produkti-
vität verschieden. 

Die Präferenzen der Einzelnen fließen indirekt 
in die Entscheidung über die Finanzierung von 
Renten und die Investition in Bildung ein. Indi-
rekt heißt hier, dass der Staat im Modell nicht 
die Interessen einzelner Personen direkt ver-
folgt. Stattdessen maximiert er die gesamtge-
sellschaftliche Wohlfahrt, in die die Interessen 
aller lebenden Personen mit unterschiedlichem 
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Gewicht eingehen. Dabei ist entscheidend, dass 
nicht alle Bevölkerungsgruppen im Modell das 
gleiche politische Gewicht haben. Dieses hängt 
davon ab, wie stark sich verschiedene Alters- 
und Bildungsgruppen tatsächlich an bundes-
weiten Wahlen beteiligen. Eine auf Daten des 
European Social Survey (ESS) basierende 
Schätzung zeigt, dass jüngere und schlechter 
ausgebildete Menschen deutlich seltener wäh-
len als ältere und tertiär gebildete Personen. 
Ihre Interessen kommen also in den Vertei-
lungsentscheidungen des Staates weniger zum 
Tragen.

„Wenn die Bevölkerung 
altert, steigt die Unter­

stützung für Rentenaus­
gaben relativ zu den  

Bildungsinvestitionen 
deutlich“

Das verwendete Modell ermöglicht es, unter-
schiedliche Entwicklungen der Altersstruktur 
zu simulieren und die jeweiligen Auswirkungen 
zu berechnen. Die Bevölkerungsstruktur und 
damit auch die Gewichtung der Generationen 
für die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt hängt 
neben den Wahlbeteiligungsquoten entschei-
dend an der Lebenserwartung der Älteren und 
der Fertilitätsrate der Jüngeren. Die Simulati-
onsergebnisse zeichnen ein klares Bild: Wenn 
die Bevölkerung altert und sich die Politik an 
den veränderten Mehrheiten orientiert, steigt 
die Unterstützung für Rentenausgaben relativ 
zu den Bildungsinvestitionen deutlich. Im Ver-
gleich zu einer Situation, in der die heutige 
Verteilung öffentlicher Mittel konstant bliebe, 
sind die individuellen Renten deutlich höher. 
Dadurch sinkt der Anreiz, privat für das Alter 
vorzusorgen. Denn wer auf höhere staatliche 
Renten hoffen kann, spart weniger. Der damit 
verbundene Rückgang der Spar- und Investi
tionsanreize drückt langfristig den gesamten 
Kapitalstock der Volkswirtschaft. Gleichzeitig 
werden die Bildungsausgaben reduziert, da die 
Steuereinnahmen bevorzugt für die Finanzie-
rung von Renten verwendet werden. Das wirkt 
sich negativ auf das Humankapital und damit 
auf die künftige Produktivität der Volkswirt-
schaft aus. 

Allerdings leiden auch ältere Menschen unter 
zu geringen Bildungsausgaben, da die Arbeits-

produktivität so stark gesenkt würde, dass die 
Einkommen der Jüngeren nicht mehr ausrei-
chen, um die Renten der Älteren zu finanzie-
ren. Deshalb ist ein Rückgang der Bildungsin-
vestitionen nur in begrenztem Ausmaß zu  
beobachten. Dazu kommt, dass die höheren 
Renten für eine wachsende Zahl von Rentner
innen und Rentnern finanziert werden müs-
sen. Dies geschieht durch eine Steigerung der 
Sozialabgaben auf Arbeit, was die Arbeitsan-
reize schwächt. Gesamtwirtschaftlich ergeben 
sich daraus spürbare Konsequenzen: Langfris-
tig fällt die Wirtschaftsleistung um 9,5 Pro-
zent niedriger aus als in einem Vergleichs-
szenario, in dem die Steuersätze trotz des  
demografischen Wandels konstant bleiben. 
Ursache ist das Zusammenspiel aus der ge-
ringeren Kapitalakkumulation, den sinkenden 
Bildungsinvestitionen und dem reduzierten 
Arbeitsangebot. Eine weitere Folge ist, dass 
die Vermögensungleichheit innerhalb der  
Gesellschaft zunimmt, weil geringere Sparan-
reize die Vermögensbildung schwächen, vor 
allem bei Haushalten mit niedrigem Bildungs-
abschluss und ohnehin geringen Rücklagen. 
Die Ungleichheit der Gesamteinkommen, also 
der Summe aus Arbeits-, Kapital- und Ren-
teneinkommen nimmt hingegen ab, denn 
Rentenzahlungen wirken im Modell per An-
nahme umverteilend und bevorteilen beson-
ders jene, die über das Erwerbsleben hinweg 
weniger verdient haben. 

Florian von Muschwitz  ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Forschungsgruppe Ungleichheit, 
soziale Mobilität und Wachstum. Er forscht zu ma-
kroökonomischen Fragestellungen, insbesondere 
zu den Auswirkungen von Bevölkerungsalterung 
und Automatisierung sowie deren Wechselwirkun-
gen mit fiskalpolitischen Maßnahmen. � 
florian.von.muschwitz@wzb.eu
Foto: © WZB/Kathrin Kliss, alle Rechte vorbehalten.
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In meiner Untersuchung vergleiche ich auch 
die Folgen, die unterschiedliche Szenarien 
künftiger Bevölkerungswachstumsraten für die 
deutsche Volkswirtschaft haben. Dabei zeigt 
sich: Je höher das Bevölkerungswachstum aus-
fällt, desto schwächer sind die negativen ge-
samtwirtschaftlichen Folgen der Alterung. Wird 
in der Simulation beispielsweise statt der von 
den Vereinten Nationen (UN) projizierten lang-
fristigen Medianwachstumsrate von minus 0,2 
Prozent eine um 2,9 Prozentpunkte höhere Be-
völkerungswachstumsrate zugrunde gelegt 
(High-Fertility-Projektion der UN), sinkt die 
Wirtschaftsleistung langfristig nur noch um 
7,2 Prozent. Fällt die langfristige Bevölkerungs-
wachstumsrate dagegen um weitere 3,4 Pro-
zentpunkte niedriger aus (Low-Fertility-Pro-
jektion der UN), ergibt sich ein Rückgang der 
Wirtschaftsleistung um 12,2 Prozent.  

„Das Ungleichgewicht 
durch die geringere Wahl­
beteiligung Jüngerer und 
schlechter Ausgebildeter 
würde durch eine Wahl­
pflicht vermieden“

In einem weiteren Vergleichsszenario wird ge-
prüft, ob die Einführung einer Wahlpflicht die 
beschriebene Entwicklung abmildern könnte. 
Als Vorbild dient Belgien, wo eine solche Rege-
lung existiert. In meinem Modell führt die Ein-

führung der Wahlpflicht dazu, dass alle Perso-
nen gleich stark für die gesamtgesellschaftli-
che Wohlfahrt gewichtet werden. Die oben 
beschriebene Ungleichgewichtung durch die 
geringere Wahlbeteiligung Jüngerer und 
schlechter Ausgebildeter würde durch eine 
Wahlpflicht vermieden. Es zeigt sich: Wenn vor 
allem junge, aber auch weniger gebildete Men-
schen vermehrt wählen, verschiebt sich das 
politische Gleichgewicht weg von den Renten 
und stärker hin zu Bildungsausgaben. Der lang-
fristige Rückgang der Wirtschaftsleistung fällt 
dann mit 4,1 Prozent deutlich geringer aus, 
ebenso der Anstieg der Vermögensungleich-
heit. Allerdings steigt die Ungleichheit der Ge-
samteinkommen wieder an, da vom umvertei-
lenden Instrument, den Renten, weniger Ge-
brauch gemacht wird. 

In den Medien und in der Wissenschaft werden 
die Folgen des demografischen Wandels inten-
siv diskutiert. Befürchtet wird eine Belastung 
der Rentensysteme und eine Verschärfung des 
Fachkräftemangels. Die Ergebnisse meiner For-
schungsarbeit zeigen, dass die Alterung der Ge-
sellschaft überdies Wählermehrheiten ver-
schiebt und damit indirekt die Prioritäten der 
Regierung und die Verteilung öffentlicher Mit-
tel. Je älter die Bevölkerung in Deutschland und 
anderen europäischen Staaten wird, desto stär-
ker dürfte dieser Konflikt in den Mittelpunkt 
rücken. Die Frage ist, ob alternde Demokratien 
noch genügend politische Kraft aufbringen, um 
nicht nur ihre Gegenwart zu finanzieren, son-
dern auch in ihre Zukunft zu investieren. 

Literatur

Von Muschwitz, Florian: „Population Aging, Inequality 
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Von den Vätern  
zu den Söhnen
Erbschaften sind ungleich verteilt

Die Chance, eine große Summe zu erben, haben in Deutschland nur 
wenige. Sie ist am größten für diejenigen, die aus wohlhabenden 
Familien stammen und ökonomisch ohnehin gut gestellt sind. Und 
auch das Geschlecht spielt eine Rolle.

Nhat An Trinh

Etwa die Hälfte des Gesamtvermögens in 
Deutschland kommt aus Erbschaften oder 
Schenkungen. Das Erben ist nicht erst seit 

den jüngsten Vorschlägen zur Erneuerung der 
Erbschaftssteuer ein kontroverses und emotio-
nales Thema. Denn Erbschaften sind sehr un-
gleich verteilt – nicht nur zwischen Familien, 
sondern auch innerhalb von Familien. In zwei 
Studien habe ich zusammen mit Daria Tisch 
(Max-Planck-Institut für Gesellschaftsfor-
schung, Köln) und Manuel Schechtl (University 
of Carolina at Chapel Hill) untersucht, in wel-
chen Familien Nachlässe besonders häufig un-
gleich aufgeteilt werden, welchen Mustern die-
se Ungleichverteilungen folgen und welche 
Motive dahinterstehen.

Unsere erste Datengrundlage bilden die 
Mikrodaten der Erbschafts- und Schenkungs-
steuerstatistik, die das Statistische Bundes-
amt jährlich veröffentlicht. Unsere Analysen 
beinhalten Nachlässe, für die zwischen 2007 
und 2020 Erbschaftssteuer festgesetzt wurde. 
Wir betrachten dabei die Fälle, in denen Erb-
schaften von Eltern auf mindestens zwei 
Kinder übergehen. Das bedeutet, dass wir die 
Aufteilung aller Nachlässe beobachten kön-
nen, in denen Personen eine Erbschaft von 
mindestens 400.000 Euro erhalten. Diese be-

sonders wertvollen Nachlässe fehlen oft in 
Umfragedaten.

„Je wertvoller der Nach­
lass, desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit,  
dass Kinder ungleiche 
Erbschaften erhalten“

Insgesamt werden in Deutschland 38 Prozent 
der Nachlässe mit mindestens zwei erbenden 
Kindern ungleich aufgeteilt. Je wertvoller der 
Nachlass, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass Kinder ungleiche Erbschaften erhal-
ten: Unter den wertvollsten 10 Prozent der 
Nachlässe wird mehr als jeder zweite ungleich 
aufgeteilt. Bei den 10 Prozent der Nachlässe 
mit dem geringsten Wert sind es dagegen we-
niger als 30 Prozent. Auf das gesamte Erb-
schaftsvolumen hochgerechnet heißt das, dass 
fast die Hälfte des vererbten Vermögens un-
gleich aufgeteilt wird. 

Dass am oberen Ende der Verteilung Nachlässe 
häufiger ungleich vererbt werden, lässt sich 
anhand des dynastischen Prinzips erklären. 
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Vermögende Familien nutzen Erbschaften stra-
tegisch, um ihren Besitz zusammenzuhalten 
und über Generationen hinweg zu sichern. In-
dem ein Kind den Nachlass mehrheitlich oder 
im Ganzen erbt, kann das Vermögen vor dem 
Zerfall geschützt werden. Aus dieser Perspekti-
ve scheint es sinnvoll, die eigenen Kinder beim 
Erbe ungleich zu behandeln. 

„Vermögende denken 
anders über Erbschaften 

als die breite 
Bevölkerung“

Im Einklang damit beobachten wir, dass Nach-
lässe mit ökonomisch oder symbolisch bedeut-
samen Vermögensarten häufiger ungleich auf-
geteilt werden – zum Beispiel ein Unterneh-
men, das über Jahrzehnte aufgebaut wurde. 
Nachlässe, in denen Betriebsvermögen die 
wertvollsten Vermögenswerte darstellen, wer-
den öfter ungleich an Kinder vererbt als Nach-
lässe, die zum Großteil aus Immobilien oder 
anderen Vermögenswerten bestehen. Typi-
scherweise zeichnen sich diese Nachlässe auch 
durch einen höheren Wert aus. Für die beson-
ders Wohlhabenden steht also weniger die 
Gleichverteilung des Vermögens im Vorder-
grund als dessen Erhalt. 

Vermögende denken anders über Erbschaften 
als die breite Bevölkerung – das konnten wir in 
einer zweiten Studie bestätigen, für die wir 
selbst Daten erhoben haben. Die meisten Men-
schen erwarten beim Erbe Gleichbehandlung: 
Wenn Eltern ihr Vermögen ungleich zwischen 
ihren Kindern aufteilen, wird dies als unange-
messen empfunden. Erben ist weitaus mehr als 
eine monetäre Transaktion. Neben dem finan-
ziellen Aspekt geht es auch um den Ausdruck 
von Wertschätzung, Anerkennung und Gerech-
tigkeit. Vermögende allerdings sehen ungleiche 
Erbschaften weniger kritisch. So scheint eine 
ungleiche Weitergabe des Familienbetriebs 
etwa dadurch gerechtfertigt, dass ein Kind bes-
ser in der Lage ist, diesen weiterzuführen als 
seine Geschwister. Für die Wohlhabenden stel-
len Erbschaften ein Instrument dar, um das 
Vermögen langfristig im Besitz der Familie zu 
halten.

An wen gehen diese strategischen Erbschaf-
ten? Unsere Analysen der Erbschafts- und 
Schenkungssteuerstatistik zeigen, dass Männer 

deutlich stärker von ungleichen Erbschaften 
profitieren als Frauen – im Durchschnitt erhal-
ten sie etwa 75.000 Euro mehr. Noch größer ist 
die Lücke bei sehr wertvollen Nachlässen und 
wenn diese vor allem aus Betriebsvermögen 
bestehen. 

„Männer, die ihren Vater 
beerben, erhalten durch­
schnittlich 130.000 Euro 

mehr als ihre 
Schwestern“

Besonders große Erbschaften erhalten Männer, 
wenn sie den Vater beerben. In solchen Fällen 
erhalten Männer durchschnittlich 130.000 Euro 
mehr als ihre Schwestern. Die Weitergabe gro-
ßer Vermögen erfolgt also überwiegend ent-
lang der männlichen Linie, von Vätern zu Söh-
nen. Mütter teilen ihren Nachlass weniger un-
gleich zwischen Töchtern und Söhnen auf. Die 
Reihenfolge der Geburt der Kinder spielt für 
beide Eltern keine Rolle.

So tragen Erbschaften wesentlich zur Un-
gleichheit bei. Wohlhabende Familien geben ihr 
Vermögen bewusst und gezielt an die nächste 
Generation weiter, um ihren Reichtum zusam-
menzuhalten. Die ungleiche Aufteilung des 
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Nachlasses hilft ihnen dabei, langfristig reich 
zu bleiben. Ungleichheit wird nicht nur weiter-
gegeben, sondern wirksam aufrechterhalten. 
Bestehende ökonomische und soziale Vorteile 

werden durch die gegenwärtige Praxis des Ver-
erbens verfestigt – zwischen wohlhabenden 
und nicht wohlhabenden Familien ebenso wie 
zwischen Männern und Frauen. 
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Verteilungsfragen
Zur Aktualität historischer Reichstagsdebatten 

Argumentationsmuster und Konfliktlinien ähneln sich oft über ver-
schiedene Epochen hinweg. Wer aktuelle politische Debatten verstehen 
will, tut gut daran, auf typische Deutungen, auf vertraute Gegensätze 
und wiederkehrende Befürchtungen zu achten. Reichstagsreden aus 
dem späten 19. und frühen 20. Jahrhundert zum Beispiel können  
direkt in die Gegenwart sprechen.

Yasmin Zysk und Daniel Meißner

Zwei zentrale Debatten aus der Zeit des Deut-
schen Kaiserreichs können exemplarisch 
für politische Konflikte stehen, die damals 

wie heute entlang bestimmter Interessenlinien 
verlaufen. Ein beeindruckendes Konvolut an his-
torischen Reden steht uns zur Verfügung: Wir 
analysieren Debatten zur Einführung der Sozial-
versicherungen und zur Schutzzollpolitik. In bei-
den Fällen geht es um die Verteilungswirkung 
staatlicher Politik: Wer profitiert von staatlichen 
Maßnahmen und wer trägt die Kosten? Die De-
batten verhandeln grundlegende Spannungen 
zwischen Eigenverantwortung und Absicherung 
sowie zwischen wirtschaftlicher Effizienz und 
sozialer Ausgewogenheit.

Bis heute prägen Fragen zur Solidarität und Fi-
nanzierung die Debatten um Sozialversicherun-
gen, die Verteilung der Beitragslast und das Ver-
hältnis von beitrags- zu steuerfinanzierter Ab-
sicherung. In der Handelspolitik geht es heute 
wie damals um nationale Souveränität, um wirt-
schaftliche Abhängigkeiten und den Schutz von 
inländischer Produktion und Arbeitsplätzen.

Der historische Datensatz, den wir für unsere 
Analyse nutzen, enthält alle Redebeiträge im 
Parlament des Norddeutschen Bundes, im Zoll-
parlament und im Deutschen Reichstag von 
1867 bis 1918. Er ist aus einer Zusammenarbeit 

von Fabio Ellger, Yasmin Zysk, Caterina Chiopris 
und Daniel Ziblatt entstanden. Mithilfe von Op-
tical Character Recognition wurden 168 steno-
grafische Berichte, die als PDF-Dokumente über 
die Bayerische Staatsbibliothek frei zugänglich 
sind, in verarbeitbaren Text übertragen. Der Da-
tensatz wurde anhand von programmierbasier-
ter Mustererkennung und manueller Prüfung 
tabellarisch aufbereitet und umfasst rund 
240.000 Reden aus mehr als 4.000 Sitzungen 
mit Datum, Sitzungsnummer, Legislaturperiode 
sowie Redner und Fraktionszugehörigkeit. Re-
den aus 50 Jahren parlamentarischer Debatten 
können jetzt mit quantitativer Textanalyse un-
tersucht werden.

Um die Debatten besser einordnen zu kön-
nen, ist es notwendig, den historischen Kon-
text zu berücksichtigen. Das 1871 gegründete 
Deutsche Kaiserreich war eine föderale kons-
titutionelle Monarchie, geprägt durch die do-
minante Stellung Preußens und die Macht 
von Kaiser und Reichskanzler. Es handelte 
sich daher nicht um eine Demokratie. Gleich-
wohl verfügte der Reichstag, gewählt von 
und bestehend aus Männern, über wichtige 
Kompetenzen in der Gesetzgebung und der 
Bewilligung des Haushalts. Es war eine Epo-
che der tiefgreifenden Umbrüche: eine ra-
sante Industrialisierung, wachsende soziale 
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Konflikte, der Aufstieg der Sozialdemokratie 
und ihre politische Bekämpfung, etwa durch 
die sogenannten Sozialistengesetze. Die zu-
nehmende Globalisierung führte zu erhebli-
chen Anpassungsprozessen, die ökonomische 
Strukturen und politische Konfliktlinien 
nachhaltig prägten.

Um die Relevanz der Themen Sozialstaat und 
Zollpolitik im Parlament zu untersuchen, be-
rechnen wir für jedes Jahr den Anteil der Re-
den, die sich mit diesen Themen beschäftigten 
(siehe Grafik). Wir definieren zwei Gruppen von 
Wörtern: Enthält eine Rede eines dieser Wörter, 
gilt sie als relevant. Für das Thema Sozialstaat 
berücksichtigen wir Begriffe wie „Sozialpolitik“ 
sowie verschiedene Versicherungen, für 
Schutzzölle Begriffe wie „Freihandel“, „Pro
tektionismus“ und diverse Zollarten.

Die Häufigkeit sozialpolitisch relevanter Re-
den steht in engem Zusammenhang mit Ent-
wicklungen in der Gesetzgebung. Bereits 
1883 ist ein leichter Anstieg zu beobachten, 
parallel zur Einführung der Krankenversiche-
rung für Arbeiter*innen. 1884 erreichte der 
Anteil einschlägiger Reden im Kontext der 
Unfallversicherung fast 12 Prozent, 1889 
folgte mit rund 15 Prozent ein weiterer Hö-
hepunkt mit der Einführung der Alters- und 
Invalidenversicherung. 1911 wurde schließ-
lich nach langen Diskussionen die Reichsver-
sicherungsordnung verabschiedet, die die 
bisherigen Regelungen zusammenführte und 
die Grundlage des deutschen Sozialversiche-
rungssystems bildete.

Bei den zollpolitischen Reden unterstreicht das 
stark fluktuierende Muster ihre wiederkehren-
de Relevanz. Besonders sticht das Jahr 1879 
hervor, das mit rund 17 Prozent einschlägigen 
Reden einen Kurswechsel markierte: Unter 
Reichskanzler Otto von Bismarck führte der 
Reichstag Schutzzölle auf Industrie- und Agrar-
produkte ein und beendete damit die weitge-
hend freihändlerische Phase der 1860er- und 
1870er-Jahre. Einen weiteren Höhepunkt bil-
dete das Jahr 1902, in dem eine der konflikt-
reichsten wirtschaftspolitischen Auseinander-
setzungen des Kaiserreichs stattfand, der Streit 
um den nach dem Reichskanzler Bernhard von 
Bülow benannten „Bülow-Tarif“. In diesem Jahr 
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Quelle: Eigener tabellarischer Datensatz basierend auf den Reichstagsprotokollen der Bayerischen Staatsbibliothek (2009); eigene Berechnung und Darstellung.
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entfielen etwa 16 Prozent der Reden auf zollpo-
litische Themen. 

Zusätzlich analysieren wir ausgewählte Debat-
ten im Detail. Für die sozialpolitischen Themen 
konzentrieren wir uns auf das „Gesetz, betref-
fend die Krankenversicherung der Arbeiter“ 
von 1883, das als erste Sozialversicherung der 
Welt gilt. Mit dem Gesetz wurden viele gering-
verdienende Arbeiter*innen erstmals versi-
cherungspflichtig. Die Beiträge wurden von Ar-
beiter*innen und Arbeitgeber*innen gemein-
sam getragen, und die Versicherten erhielten 
einen Anspruch auf medizinische Behandlung 
und Krankengeld.

„Eine Grundsatzfrage der 
Sozialpolitik: Wie lassen 

sich Schutz für Versicher­
te und finanzielle Belas­

tung fair miteinander 
verbinden?“

Zentral war die Abwägung zwischen der Frei-
heit der Versicherten und ihrem Schutzbedürf-
nis. Der Nationalliberale Friedrich Hammacher 
betonte, der Zweck des Gesetzes sei es, „sozial 
dafür Sorge zu tragen, daß der schwächere 
Theil der bürgerlichen Gesellschaft, daß insbe-
sondere die Arbeiter gegen die Krankheits-
eventualitäten des Lebens und deren wirth-
schaftliche und moralische Folgen bis zu einem 
gewissen Grade sicher gestellt werden“. Für ihn 
war der Versicherungszwang gerechtfertigt, da 
Arbeiter*innen als besonders schutzbedürftig 
wahrgenommen wurden. Reichskanzler Bis-
marck verfolgte mit der Einführung der Kran-
kenversicherung aber zugleich das Ziel, die Un-
terstützung für die Sozialdemokratie einzu-
dämmen – ohne Erfolg. Zugleich wurde 
diskutiert, ob sich auch andere Beschäftigte 
freiwillig versichern können sollten. Hamma-
cher hielt eine Versicherungspflicht für Grup-
pen wie Betriebsbeamte für unverhältnismäßig, 
da diese seiner Ansicht nach im Krankheitsfall 
weiterhin ihren vollen Lohn erhielten. Das be-
handelte die Frage: Wie weit darf und soll der 
Staat in die soziale Absicherung eingreifen?

Deutlich wird in den Diskussionen eine weitere 
Grundsatzfrage der Sozialpolitik: Wie lassen 
sich Schutz für Versicherte und finanzielle Be-
lastung fair miteinander verbinden? Ein an-

schauliches Beispiel dafür ist die Debatte vom 
25. Mai 1883 um die Begrenzung der Beiträge 
der Arbeiter*innen zur Krankenversicherung 
auf 2 Prozent des ortsüblichen Lohns. Der Ab-
geordnete Eduard Lasker sah ohne Obergrenze 
das Risiko unklarer Beiträge bei gleichzeitig 
festgelegten Leistungen. Damit argumentierte 
er für klar begrenzte Beiträge als Vorausset-
zung für Fairness. Sollte das Beitragsaufkom-
men nicht ausreichen, müssten die Gemeinden 
die Kosten übernehmen. Der Nationalliberale 
Franz Armand Buhl sah darin die „einzige 
wirkliche Garantie“ für eine effiziente Verwal-
tung. Der Deutschkonservative Helmuth von 
Maltzahn hielt dagegen, dass die überschüssi-
gen Kosten, wenn sie von den Gemeinden ge-
tragen würden, letztlich von allen Steuerzah-
lenden finanziert würden – auch von denen, 
die gar nicht von der Krankenversicherung 
profitierten. Letztlich setzten sich die Befür-
worter der Obergrenze durch.

Während die Verhandlungen zur Sozialversi-
cherung vielfach Detailfragen behandelten, tra-
ten in den zollpolitischen Diskussionen Grund-
satzdebatten stärker in den Vordergrund. Die-
ser Eindruck kann allerdings durch die 
Auswahl der untersuchten Reden beeinflusst 
sein. Die Debatten zur Schutzzollpolitik waren 
von grundlegenden Konflikten über wirtschaft-
liche Ordnung, soziale Gerechtigkeit und natio-
nale Interessen geprägt und verliefen entlang 
klarer politischer und sozialer Konfliktlinien.
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Die Einführung der Schutzzölle ab 1879 ist vor 
dem Hintergrund der „Gründerkrise“ nach dem 
Boom von 1871/72 sowie der zunehmenden In-
tegration der Weltmärkte zu verstehen. Diese 
erste Globalisierungswelle war gekennzeichnet 
durch sinkende Transportkosten, wachsenden 
internationalen Handel und eine Angleichung 
von Preisen. Günstige Importe erhöhten den 
Konkurrenzdruck auf deutsche Unternehmen. 
Diese Entwicklungen erzeugten Gewinne und 
Verluste: Während exportorientierte Industrien 
und die Konsument*innen teilweise von nied-
rigeren Preisen profitierten, geriet insbeson-
dere die Landwirtschaft unter Druck.

Befürworter höherer Zölle argumentierten vor 
allem mit dem Schutz der „nationalen Arbeit“, 
also der Sicherung von Beschäftigung im In-
land. Die heimische Wirtschaft sollte gegen 
ausländische Konkurrenz abgeschirmt werden. 
Getragen wurde diese Position vor allem vom 
Bund der Landwirte und zeitweise dem Cen-
tralverband Deutscher Industrieller. Auf der 
Gegenseite kritisierten hauptsächlich sozialde-
mokratische Abgeordnete die Schutzzollpolitik 
als Begünstigung wirtschaftlich mächtiger 
Gruppen. Der Sozialdemokrat Otto Antrick ar-
gumentierte, die Regierung vertrete „die Inter-
essen der Reichen, Mächtigen und Besitzen-
den“, während die Kosten von „Armen, Elenden 
und Besitzlosen“ getragen würden. Zölle wur-
den als eine Form von Umverteilung interpre-
tiert, die durch steigende Lebensmittelpreise 
insbesondere die Arbeiterklasse belastete. Die 
Sozialdemokraten sprachen von „Brotwucher“ 
und kündigten an, diese Politik entschieden zu 
bekämpfen. 

Die protektionistische Politik wurde aber aus 
einer außenwirtschaftlichen Perspektive kriti-
siert. Gegner warnten, dass Minimal- und Ma-
ximalzölle die Verhandlungsposition Deutsch-
lands schwächen, Handelskonflikte provozieren 
und letztlich Industrie, Handel und Beschäfti-
gung schaden würden. Demgegenüber wurde 
von konservativer Seite gerade die Bereitschaft 
zu handelspolitischer Härte als notwendige Vo-
raussetzung erfolgreicher Verhandlungen dar-
gestellt. Der Deutschkonservative Friedrich zu 
Limburg-Stirum argumentierte, dass eine kon-
sequente Zollpolitik und die Bereitschaft zu ei-
nem „Zollkrieg“ die Verhandlungsposition 
Deutschlands stärken könnten, da andere Staa-
ten andernfalls den mangelnden Durchset-
zungswillen ausnutzen würden. Die Bereit-
schaft zu einem Handelskonflikt erschien so-
mit nicht als Risiko, sondern als strategisches 
Mittel zur Durchsetzung nationaler Interessen.

Insgesamt zeigen die Debatten, dass die Sozial- 
und Zollpolitik zentrale Austragungsorte von 
Verteilungskonflikten und nationalen Interes-
sen waren. Die Auseinandersetzungen spiegeln 
grundlegende Fragen darüber wider, welche 
Gruppen staatlichen Schutz erhalten sollen und 
wie die Vorteile und die Kosten gesellschaftli-
cher und wirtschaftlicher Umwälzungen ver-
teilt werden. Die institutionellen, wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen haben sich grundlegend verändert. Die 
Konfliktlinien bleiben aber bemerkenswert 
ähnlich. Wer sie erkennt und zu lesen versteht, 
kann politische Debatten als Teil einer langen, 
oft erstaunlich konsistenten Argumentations-
geschichte begreifen. 
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Zufriedenheit im 
Länderranking
Ein Blick auf Generationen und Lebenslagen 
in Europa

Finnland und Österreich liegen vorne. Hier leben die zufriedensten 
Menschen in Europa, und zwar über die verschiedenen Generationen 
hinweg. Das bestätigen Berichte jedes Jahr aufs Neue. Offensichtlich 
gilt nicht einfach: je höher das Einkommen, desto größer die Lebenszu-
friedenheit. Vielmehr zählen auch Faktoren wie Gesundheit, Bildung 
und Familienstruktur – und die werden maßgeblich davon bestimmt, 
wo jemand lebt.

Carla Hornberg und Heike Solga

In Europa gibt es nicht nur wirtschaftliche 
Unterschiede, sondern auch Unterschiede 
bei der Lebenszufriedenheit. Und diese 

hängt nicht nur von individuellen Faktoren ab, 
sondern auch davon, wo jemand lebt. Im Rah-
men des Projektes „Mapping Inequalities 
through the Life Course“ haben wir Daten der 
internationalen Studie „European Union Statis-
tics on Income and Living Conditions“ (EU-SILC) 
für 27 europäische Länder ausgewertet. Wir 
zeigen Unterschiede in der Lebenszufrieden-
heit für das Jahr 2021 und unterscheiden dabei 
die drei zentralen Erwerbsphasen: die frühe 
Erwerbsphase (16- bis 34-Jährige), die mittlere 
Erwerbsphase (35- bis 49-Jährige) und die spä-
te Erwerbsphase (50- bis 64-Jährige).

Europäerinnen und Europäer sind im Durch-
schnitt überwiegend zufrieden mit ihrem Le-
ben – und das über alle Generationen hinweg. 
Allerdings zeigt sich ein leichter Rückgang der 
Lebenszufriedenheit mit zunehmendem Alter 
beziehungsweise in der späteren Erwerbsphase. 

Auf einer Skala von 0 (gar nicht zufrieden) bis 
10 (sehr zufrieden) liegt die durchschnittliche 
Lebenszufriedenheit bei 7,4 für junge Erwach-
sene, bei 7,3 für Personen in der mittleren und 
7,0 für jene in der späten Erwerbsphase. Dieser 
Rückgang ist jedoch ein Durchschnittswert; für 
die einzelnen Länder zeigen sich durchaus ver-
schiedene Muster.

Finnland und Österreich liegen in allen Er-
werbskohorten vorne: Die durchschnittliche Le-
benszufriedenheit liegt hier jeweils bei rund 8 
Punkten. Die niedrigsten Werte haben Bulgarien 
und Serbien. Im breiten Mittelfeld unterscheidet 
sich die Position im Ranking der Lebenszufrie-
denheit je nach Erwerbskohorte. In einigen Län-
dern – etwa der Schweiz, Dänemark oder Irland 
– ist die Lebenszufriedenheit in der älteren Er-
werbskohorte ähnlich hoch oder sogar höher als 
in der jüngeren. Auch Deutschland liegt bei den 
Älteren im Ranking höher als in der frühen Er-
werbsphase – und das, obwohl die Zufrieden-
heitswerte in Deutschland mit zunehmendem 
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Alter leicht sinken. Das ist dadurch zu erklären, 
dass der altersbezogene Rückgang der Zufrie-
denheit in Deutschland vergleichsweise moderat 
ausfällt. Deutschlands Position verbessert sich 
also gegenüber Ländern mit stärkeren Rück-
gängen. Einige mittel- und osteuropäische Län-
der wiederum (etwa Tschechien, die Slowakei, 
Polen oder Litauen) haben bessere Platzierungen 
bei jüngeren Erwachsenen als bei älteren. Wa
rum haben einige Länder eine höhere Lebenszu-
friedenheit als andere, und warum unterscheidet 
sich das teilweise nach der Erwerbsphase? Län-
der unterscheiden sich in der Zusammensetzung 
ihrer Bevölkerung. Zwischen Ländern variiert 
beispielsweise, wie gesund Menschen in der frü-
hen, mittleren oder späten Erwerbsphase sind, 
welchen Bildungsabschluss sie haben, in wel-
chen Familienkonstellationen sie leben oder ob 
sie eher in städtischen oder ländlichen Regionen 
wohnen. All diese Faktoren beeinflussen die Le-

Carla Hornberg  ist wissenschaftliche Mitarbeite-
rin der Abteilung Ausbildung und Arbeitsmarkt. 
Sie forscht zu den Themen Bildung und Ausbil-
dung sowie Arbeit und Arbeitsmarkt. � 
carla.hornberg@wzb.eu
Foto: © WZB/Kathrin Kliss, alle Rechte vorbehalten.

Durchschnittliche Lebenszufriedenheit in Europa nach Erwerbsphasen

Die durchschnittliche Lebenszufriedenheit wurde mithilfe einer Skala von 0 („gar nicht zufrieden“) bis 10 („sehr zufrieden“) gemessen. 
Quelle: EU-SILC 2021, eigene Berechnungen. (Horizon Europe grant agreement No. 101061645)
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benszufriedenheit. Unterscheiden sich Länder  
in der Zusammensetzung ihrer jeweiligen Er-
werbskohorten, kann das zu Unterschieden in 
der durchschnittlichen Lebenszufriedenheit  
zwischen Ländern beitragen. Einige Beispiele  
für solche Zusammenhänge stellen wir im Fol-
genden vor.

Besonders wichtig für die Erklärung der Län-
derunterschiede sind für alle Generationen die 
Familienkonstellationen: Wie viele Menschen le-
ben alleine, in Partnerschaft oder mit Kindern 
im Haushalt; wie viele junge Menschen leben 
noch bei den Eltern? In der frühen Erwerbspha-
se ist ein höherer Anteil von Alleinerziehenden 
(im Vergleich zu Paaren ohne Kinder) mit einer 
niedrigeren durchschnittlichen Lebenszufrie-
denheit verbunden. In der mittleren und späten 
Erwerbsphase aber ist bei einem höheren An-
teil von alleinstehenden Personen, die mit Kin-
dern oder Eltern zusammenleben und damit 
möglicherweise Betreuungs- oder Pflegeverant-
wortung übernehmen, eine niedrigere Lebens-
zufriedenheit festzustellen. Für die mittlere Er-
werbsphase zeigt sich zusätzlich, dass ein hoher 
Anteil von Alleinlebenden die durchschnittliche 
Lebenszufriedenheit negativ beeinflusst. Für die 

späte Erwerbsphase ist hingegen ein höherer 
Anteil von Alleinlebenden aber auch von Paaren 
mit Kindern mit einer höheren durchschnittli-
chen Lebenszufriedenheit verbunden. Insgesamt 
zeigen unsere Analysen, dass Unterschiede zwi-
schen Ländern hinsichtlich vorherrschender 
Familienkonstellationen eine deutlich größere 
Rolle für die Lebenszufriedenheit spielen als 
Unterschiede in der Bevölkerungszusammen-
setzung nach Bildung, Gesundheit, Migrations-
hintergrund oder Wohnstruktur (Stadt versus 
Land), und zwar über alle Generationen hinweg.

Für 14 Länder können zusätzlich noch Unter-
schiede in der Lebenszufriedenheit auf kleinräu-
migerer Ebene untersucht werden, in Deutsch-
land Unterschiede zwischen Bundesländern. Hier 
zeigt sich, dass die regionalen Unterschiede 
deutlich kleiner sind als zwischen Ländern. In 
Deutschland beispielsweise reicht die durch-
schnittliche Lebenszufriedenheit bei jungen Er-
wachsenen von 7,0 Punkten in Mecklenburg-
Vorpommern bis zu 8,0 Punkten in Schleswig-
Holstein, für die mittlere Erwerbskohorte liegt 
sie zwischen 6,7 Punkten im Saarland und 7,8 
Punkten in Hamburg und für die ältere Erwerbs-
kohorte zwischen 6,4 Punkten in Thüringen und 

Mit die zufriedensten Menschen in 
Europa leben in Österreich. Man 
mag es glauben, wenn man auf 
den Hintersee im Salzburger Land 
blickt. Foto: © Niklas Grapatin/laif, 
alle Rechte vorbehalten.
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7,4 Punkten in Hamburg. In allen drei Erwerbs-
kohorten sind Unterschiede in der regionalen 
Bevölkerungszusammensetzung hinsichtlich Ge-
sundheit ein zentraler Erklärungsfaktor für eine 
regional unterschiedliche Lebenszufriedenheit – 
in der mittleren und späten Kohorte sogar der 
wichtigste Faktor. In Regionen, in denen mehr 
Menschen gesundheitlich eingeschränkt sind, ist 
die durchschnittliche Lebenszufriedenheit nied-
riger. In der jungen Erwerbskohorte spielen au-
ßerdem Unterschiede im Bildungsniveau eine 
wichtige Rolle: In Regionen, in denen mehr junge 
Menschen mit hoher Qualifikation leben, ist die 
Lebenszufriedenheit höher.

„Rein wirtschafts­
politische Ansätze zur 

Steigerung der Lebens­
qualität greifen zu kurz“

Die Lebenszufriedenheit hängt also in allen Ge-
nerationen eng mit einer Reihe sozio-demo-
grafischer und sozio-ökonomischer Merkmale 
zusammen. Diese Befunde gelten nicht nur für 
das Jahr 2021, das durch die Auswirkungen der 
Covid-19-Pandemie geprägt war. Auswertun-
gen für das Jahr 2018 zeigen ähnliche Befunde. 
Bemerkenswert ist schließlich, dass weiterfüh-
rende Analysen zu institutionellen Rahmenbe-
dingungen – etwa zum Bildungssystem, zum 
Arbeitsmarkt, zur wirtschaftlichen Lage oder 
zum Gesundheitssystem – kaum zusätzliche 
Erklärungen für Länder- und regionale Unter-
schiede in der Lebenszufriedenheit liefern. Sie 
wirken daher eher indirekt über die jeweiligen 
Bevölkerungsanteile zum Beispiel gesunder 
Menschen oder ausgebildeter Menschen. 

Maßnahmen zur Steigerung der Lebenszufrie-
denheit müssen also an den Lebenslagen un-
terschiedlicher Generationen ansetzen. Rele-
vante Faktoren unterscheiden sich je nach Le-
bensphase. Zudem sollten Maßnahmen stärker 
berücksichtigen, wie sich demografische und 
soziale Strukturen auf das Wohlbefinden gan-
zer Bevölkerungsgruppen auswirken. Ökonomi-
sche Faktoren wie eine gute und sichere Arbeit 
sind wichtig für die Lebenszufriedenheit. Unse-
re Befunde zeigen aber, dass rein wirtschafts-
politische Ansätze zu kurz greifen. Es bedarf 
eines breiteren Verständnisses von Lebensqua-
lität, das Gesundheit, soziale Einbindung und 
Familienformen einbezieht. 
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Dynamiken  
der Integration 
Einwanderung und Ankommen  
über Jahrzehnte betrachtet

Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Einwanderungsland. Fast genauso 
lange wird kontrovers diskutiert, ob und wie die Integration von Ein-
wanderern gelingt. Dabei wird oft davon ausgegangen, dass sich der 
entscheidende Schritt mit dem Übergang von der Einwanderergenera-
tion zu ihren im Land geborenen Kindern vollzieht. Eine neue Studie 
stellt das in Frage.

Jonas Wiedner, Claudia Diehl, Merlin Schaeffer und Arnout van de Rijt

Die Integration von Zuwanderern ist ein 
viel beforschtes Themengebiet. Studien 
zeigen, dass die Kinder von Zugewander-

ten in vielerlei Hinsicht der einheimischen Be-
völkerung deutlich ähnlicher sind als noch ihre 
Eltern. Über Generationen hinweg gleichen sich 
Lebensweisen und Lebenschancen an – auch 
wenn es durchaus noch Unterschiede gibt. Wir 
wissen darüber hinaus, dass Integration stark 
davon abhängt, welche Ressourcen, wie zum 
Beispiel Bildung und Netzwerke, und welche 
kulturellen Prägungen Menschen mitbringen. 
Eine große Rolle spielt auch, wie die Menschen 
im Zielland aufgenommen werden: offen und 
unterstützend oder abweisend und ausgrenzend. 
Dennoch sind grundlegende Fragen dazu unge-
klärt, wie sich Integration über die Zeit entfaltet.

In Wissenschaft und öffentlicher Debatte 
herrscht das Bild eines Sprungs vor: In der Ge-
neration der in Deutschland geborenen Kinder 
ist Integration deutlich weiter fortgeschritten 
als bei ihren zugewanderten Eltern. Die erste, 
zweite und mittlerweile dritte Generation wer-

den in den Analysen klar voneinander abge-
grenzt. Zahllose Studien schlüsseln Sprach-
kenntnisse, Erwerbsbeteiligung und Staatbür-
gerschaft nach diesen Generationen auf. Sie 
zeigen in der Regel, dass spätere Generationen 
den Einheimischen deutlich ähnlicher sind als 
Zugewanderte. Solche Muster scheinen zu-
nächst die zentrale Rolle zu bestätigen, die der 
Generationenwechsel für Integration spielt.

Wie aber kommt es zu diesen Unterschieden 
zwischen den Generationen? Solche Unter-
schiede könnten auch das Ergebnis eines kon-
tinuierlichen Prozesses sein, der sich über die 
Zeit erstreckt. Dabei bauen Kinder auf dem auf, 
was ihre Eltern bereits erreicht haben; bei bei-
den nimmt die Integration im Verlauf ihres Le-
bens zu. Werden die erwachsenen Kinder von 
Zuwanderern dann mit jungen Einwanderern 
verglichen, zeigen sich wieder Generationen-
unterschiede – obwohl Integrationszugewinne 
für beide vor allem innerhalb ihres Lebensver-
laufs stattfinden. In anderen Worten: Die Tatsa-
che, dass die zweite Generation in der Regel 
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stärker integriert ist als die erste, sagt wenig 
darüber aus, ob dahinter tatsächlich ein Sprung 
oder doch ein kontinuierlicher Prozess steht. 
Bislang gibt es zu diesen Zusammenhängen er-
staunlich wenig empirische Erkenntnisse.

Die Frage, wie viel Integration wann stattfindet, 
ist nicht nur von wissenschaftlichem Interesse. 
Antworten darauf haben auch eine erhebliche 
politische Tragweite. Sie prägen Erwartungen 
an Einwanderer, sie beeinflussen öffentliche 
Diskurse und bestimmen, wie Integrationspoli-
tik ausgestaltet wird: Wann sind Integrations-
programme wirksam – nur kurz nach der An-
kunft oder auch nach längerer Zeit? Wie lange 
dauert es, bei aller Heterogenität, bis sich Ein-
wanderergruppen an die einheimische Bevöl-
kerung angleichen – Jahre, Jahrzehnte oder 
mehrere Generationen? Und wie anpassungsfä-
hig sind Menschen in ihrer Lebensweise, ihren 
sozialen Bindungen und ihrer Identität?

Solche Fragen empirisch zu beantworten, stellt 
sehr hohe Anforderungen an die Daten. Tatsäch-
lich kann man nur dann verlässlich beurteilen, 
wie weitgehend sich Einwanderer und ihre Kin-
der im Laufe ihres Lebens verändern, wenn man 
dieselben Personen über sehr viele Jahre hin-
weg beobachtet. Solche Analysen sind nur mit 
aufwendigen, langjährigen Längsschnittdaten-
sätzen möglich. Doch solche Daten sind naturge-
mäß rar – ein wesentlicher Grund, warum die 
langfristige Entwicklung von Integration bisher 
oft unzureichend erforscht wurde. 

In einem Forschungsprojekt haben wir jetzt ei-
nen einzigarten Datensatz ausgewertet, der es 
erstmals erlaubt, systematisch zu analysieren, 
ob sich Integration vor allem im Übergang zwi-
schen Generation oder im Lebensverlauf voll-
zieht. Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist 
eine repräsentative Längsschnittbefragung von 
tausenden Haushalten in Deutschland, in der 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte von 
Beginn an überproportional berücksichtigt wur-
den. Seit 1984 werden jedes Jahr dieselben 
Menschen nach ihrer wirtschaftlichen Situation, 

ihren Alltagsgewohnheiten, Einstellungen und 
Fähigkeiten befragt. Das ermöglicht es, individu-
elle Entwicklungsverläufe wie Integrationspro-
zesse über längere Abschnitte des Lebens hin-
weg zu analysieren. Kein anderer Datensatz be-
gleitet Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
über einen so langen Zeitraum.

Wir messen Integration als die Kombination 
von deutschen Sprachkenntnissen, subjektivem 
Zugehörigkeitsgefühl zu Deutschland, der In-
tensität des persönlichen Kontakts mit Deut-
schen sowie dem Konsum deutschsprachiger 
Medien. Anhand der Längsschnittdaten können 
wir nachvollziehen, wie sich die Integration 
von Zugewanderten im Laufe der Jahre nach 
ihrer Ankunft entwickelt hat und wie im Ver-
gleich dazu die Integration ihrer in Deutschland 
geborenen Kinder verlaufen ist. Das Besondere 
an diesen Analysen ist, dass sie tatsächlich in-
dividuelle Veränderungen sichtbar machen. 

Die Ergebnisse zeichnen ein überraschend kla-
res Bild. Integration findet keineswegs nur in 
einer frühen Phase nach der Einwanderung 
statt. Vielmehr erstreckt sie sich über Jahr-
zehnte. Einwanderer und ihre Nachkommen 
nähern sich über einen langen Zeitraum hin-
weg zunehmend an die Mehrheitsgesellschaft 
an: Sprachkenntnisse verbessern sich, soziale 
Kontakte zu Deutschen nehmen zu und gerade 
die Identifikation mit Deutschland wächst kon-
tinuierlich. Dieser Prozess setzt sich über meh-
rere Jahrzehnte fort. Integration ist somit kein 
kurzfristiger Anpassungsprozess, sondern eine 
lebenslange und aktive Entwicklung. 

Ebenso bemerkenswert ist, dass sich auch die 
zweite Generation im Laufe ihres Lebens weiter 
an die Mehrheitsgesellschaft annähert. Auch für 
sie findet Integration als ein Lebensverlaufs-
prozess bis weit ins Erwachsenenalter statt. 
Zwar sind – wie die bisherige Forschung er-
warten lässt – deutliche Unterschiede zwischen 
der ersten und der zweiten Generation sichtbar. 

„Wie lange dauert es,  
bis sich Einwanderer 
integrieren – Jahre,  

Jahrzehnte oder mehrere 
Generationen?“

„Sprachkenntnisse  
verbessern sich, soziale 

Kontakte nehmen zu und 
die Identifikation mit 
Deutschland wächst  

kontinuierlich“
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Doch diese Unterschiede entstehen nicht allein 
dadurch, dass Kinder von Einwanderern unter 
anderen Bedingungen aufwachsen, sie zum Bei-
spiel in Deutschland zur Schule gegangen sind. 
Vielmehr geschieht ein erheblicher Teil der An-
näherung bereits in der ersten Generation. Die 
zweite Generation baut auf diesen Fortschritten 
auf und setzt sie fort. Integration ist also zu ei-
nem großen Teil ein kontinuierlicher, generati-
onenübergreifender Prozess.

Die dritte Erkenntnis: Dieses Muster starker Inte-
grationsdynamik im Lebensverlauf ist in allen 
Herkunftsgruppen ähnlich zu finden, auch bei 
Menschen mit außereuropäischen Wurzeln, die 
eine größere kulturelle Distanz überwinden müs-
sen und rassistischer Diskriminierung stärker 
ausgesetzt sind. Diese Menschen starten oft von 
einem niedrigeren Niveau – die Entwicklung 
über die Zeit ist aber in allen Gruppen ähnlich.

„Integration muss von 
Anfang an aktiv gefördert 

werden – unabhängig  
von Herkunft oder  
Bleibeperspektive“

Wir haben diese Analysen für Untergruppen 
wiederholt, die etwa nach Ankunftszeitraum, 
Ankunftsalter oder Geschlecht gebildet wurden. 
Das klare Ergebnis: Ganz ähnliche Muster zei-
gen sich fast überall. Mit einer Ausnahme: 
Menschen, die in den 1960er- und 1970er-Jah-
ren nach Deutschland gekommen sind – also 
überwiegend sogenannte Gastarbeiter*innen –, 
starten nicht nur von einem niedrigeren Ni-
veau, sie holen auch langsamer auf.

Unsere Ergebnisse haben Implikationen für die 
Integrationspolitik. Sie belegen, dass kontinuier-
lich zunehmende Integration das klar überwie-
gende Muster ist – und zwar für alle Gruppen. Of-
fenbar stellen weder kulturelle Unterschiede noch 
Barrieren wie Diskriminierung unüberwindbare 
Hindernisse dar. Allerdings sagen unsere Befunde 
nichts über mögliche von diesem Muster abwei-
chende Entwicklungen bei kleineren Subgruppen 
aus, sondern richten den Blick auf das Gesamtbild. 
Deutlich wird, dass Integration ein kontinuierli-

cher, jahrzehntelanger Prozess ist, der Zeit und 
Unterstützung in allen Lebensphasen erfordert.

Die Auswertungen stützen damit eine zentrale 
Lehre aus der deutschen Migrationsgeschichte: 
Integration muss von Anfang an aktiv geför-
dert werden – unabhängig von Herkunft oder 
vermeintlicher Bleibeperspektive. Es genügt 
nicht, darauf zu hoffen, dass Integrationsförde-
rung unnötig sei, weil vermeintlich temporäre 
Migrant*innen ohnehin bald in ihre Heimat zu-
rückkehren, oder dass Integration durch das 
Heranwachsen der nächsten Generation gleich-
sam von selbst geschieht. Stattdessen sollten 
Einwanderer unmittelbar nach ihrer Ankunft 
Zugang zu Sprachkursen, Bildung und zum Ar-
beitsmarkt erhalten. 

Integrationspolitik sollte außerdem langfristig 
angelegt sein. Zwar verläuft Integration in der 
Phase unmittelbar nach der Einwanderung be-
sonders dynamisch. Hier werden wichtige Wei-
chen gestellt und Versäumnisse in dieser Phase 
können langfristige Auswirkungen haben. Da 
Integration jedoch ein Prozess über Jahrzehnte 
ist, reichen kurzfristige Maßnahmen nicht aus. 
Unsere Ergebnisse belegen, dass Integration 
eben nicht das Ergebnis einer einmaligen Ent-
scheidung „dafür oder dagegen“ ist. Integration 
ist ein Marathon, der auf allen Seiten Ausdauer 
verlangt. 
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Wohnung, Bildung, 
Gesundheit 
Die zweite Generation der Menschenrechte 

Wohnraum wird zunehmend unbezahlbar. Der Lehrkräftemangel 
nimmt zu, der Bildungserfolg von Kindern hängt nach wie vor stark 
von der sozialen Herkunft ab. Im Gesundheitswesen warten Patient*in-
nen lange auf Termine bei Fachärzt*innen, das Pflegepersonal ist über-
lastet. Soziale Grund- und Menschenrechte – wie die Rechte auf Woh-
nen, Bildung und Gesundheit – sind also hoch relevant. Im juristischen 
Diskurs und in der rechtswissenschaftlichen Ausbildung spielen sie in 
Deutschland aber noch immer eine untergeordnete Rolle. 

Tanja Herklotz und Luise Freitag 

Nicht nur im familiären Kontext wird von 
Generationen gesprochen: Auch die 
Menschenrechte werden in Generatio-

nen unterteilt, die aufeinander aufbauen. Die 
erste Generation der klassischen bürgerlichen 
und politischen Freiheitsrechte war maßgeb-
lich ein Produkt der Aufklärung. Die Menschen
rechtserklärungen und Verfassungen des 18. 
Jahrhunderts konzentrierten sich auf Frei-
heitsrechte als Abwehrrechte gegen den Staat: 
Gleichheit vor dem Gesetz, Meinungsfreiheit, 
Religionsfreiheit, Eigentumsrechte und Schutz 
vor staatlicher Willkür. Diese Rechte sollten  
jedoch nur einem Teil der Bevölkerung zukom-
men, nämlich weißen Männern einer bestimm-
ten sozialen Schicht.

Im Kontext der Industrialisierung, die die 
Folgen von Armut, Ausbeutung und fehlen-
der sozialer Absicherung sichtbarer machte, 
folgte auf die erste eine zweite Generation 
der Menschenrechte. Diese Rechte erweitern 
den Schutz individueller Freiheiten um sozi-

ale, wirtschaftliche und kulturelle Kompo-
nenten. Noch später sollte im Zusammen-
hang mit der politischen Dekolonialisierung 
eine dritte Generation der Menschenrechte 
hinzukommen – die Solidaritäts- oder Grup-
penrechte, die kollektive Ansprüche wie ein 
Recht auf Entwicklung und ein Recht auf 
Umweltschutz gewähren. 

In diesem Beitrag geht es um die Menschen-
rechte der zweiten Generation, also um soziale, 
wirtschaftliche und kulturelle Rechte. Diese 
Rechte werden auch als Leistungs- und Teilha-
berechte bezeichnet. Sie verbieten dem Staat 
nicht den Eingriff in die Freiheiten des Indivi-
duums, sondern verpflichten ihn zum Handeln: 
Er muss soziale und wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen schaffen, die die Voraussetzungen 
für ein menschenwürdiges Leben ermöglichen. 
Soziale Grund- und Menschenrechte sollen ab-
solute Armut verhindern, Chancengleichheit 
und demokratische sowie gesellschaftliche 
Teilhabe fördern. 
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Erste Ansätze für soziale Rechte (etwa ein 
Recht auf Arbeit oder ein Recht auf Bildung) 
tauchten bereits in der – nie in Kraft getrete-
nen – französischen Verfassung von 1793 auf. 
Die erste Verfassung Haitis von 1804 enthielt 
ein Verbot der Sklaverei – ein erster Schritt in 
Richtung der rechtlichen Gleichstellung von 
Individuen. Auch in den Verfassungen, die im 
20. Jahrhundert entstanden, wurden zum Teil 
soziale Rechte verankert; oft allerdings als 
Staatszielbestimmungen, die nicht einklagbar 
waren. So enthielt zum Beispiel die Weimarer 
Reichsverfassung von 1919 als eine der ersten 
Verfassungen weltweit Menschenrechte auf 
Arbeit und sozialen Schutz und vereinte damit 
klassische Freiheits- und soziale Grundrechte. 

Auf internationaler Ebene wurden beide Typen 
der Menschenrechte 1948 in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verankert. Arti-
kel 22 dieser Erklärung garantiert beispiels-
weise ein Recht auf soziale Sicherheit; in Arti-
kel 25 ist das Recht auf einen angemessenen 
Lebensstandard festgeschrieben. Trotz ihrer 
großen Bedeutung in der Geschichte des inter-
nationalen Menschenrechtsschutzes gewährt 
die Erklärung allerdings keine einklagbaren 
Rechte und sieht keine Sanktionsmöglichkeiten 
gegen Staaten vor, die die Menschenrechte ver-
letzen. Die in ihr verankerten Prinzipien wer-
den jedoch zunehmend völkergewohnheits-
rechtlich anerkannt. Außerdem dient die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte weltweit 
als Orientierungsmaßstab für Verfassungen, 
Gesetze und Gerichtsentscheidungen.

In den 1950er-Jahren erarbeitete die UN-Men-
schenrechtskommission zwei internationale 
Pakte, die die Erklärung rechtsverbindlich 
machen sollten: den Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte („UN-Zivil-
pakt“), der vor allem die Rechte der ersten Ge-
neration beinhaltete, und den Internationalen 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte („UN-Sozialpakt“), der primär die 
Menschenrechte zweiter Generation fest-
schrieb. Beide Pakte wurden 1966 von der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedet und traten 1976 in Kraft. 
Durchsetzbar sollten die Rechte über individu-
elle Beschwerden an UN-Gremien sein. Das 
heißt, Einzelpersonen und zivilgesellschaftli-
che Akteur*innen können Menschenrechts-
verstöße vor den UN-Ausschüssen geltend 
machen und Abhilfe oder Entschädigung 
durch den Staat verlangen, der die Menschen-

rechte verletzt. Während das Fakultativproto-
koll zum UN-Zivilpakt, das die Individualbe-
schwerde regelt, (wie der Pakt selbst) im Jahr 
1966 verabschiedet wurde, wurde das Indivi-
dualbeschwerdeverfahren des UN-Sozialpakts 
erst fast 50 Jahre später möglich: 2013 trat 
das entsprechende Fakultativprotokoll in 
Kraft. In Deutschland gilt es seit 2023. Das Pro-
tokoll zum UN-Sozialpakt wurde außerdem 
von weitaus weniger Staaten ratifiziert als 
sein Pendant zum UN-Zivilpakt: Nur 46 Staa-
ten stimmten hier völkerrechtsverbindlich zu, 
gegenüber 116 für das UN-Zivilpakt-Fakulta-
tivprotokoll – und das, obwohl die beiden Pak-
te von nahezu gleich vielen Staaten ratifiziert 
wurden (173 Staaten beim UN-Sozialpakt und 
175 beim UN-Zivilpakt).

Dass die ersten beiden Generationen der Men-
schenrechte in zwei verschiedene Pakte aufge-
teilt wurden und die Fakultativprotokolle wie-
derum eigenständige Rechtsdokumente sind, 
hängt maßgeblich mit dem Kalten Krieg zu-
sammen. Die „westlichen“ Staaten, darunter die 
USA und Großbritannien, betonten die Bedeu-
tung der zivilen und politischen Rechte. Die 
„Ostblockstaaten“ hingegen unterstützten die 
Relevanz der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte. Auch ehemals kolonialisier-
te Staaten nach ihrer Unabhängigkeit sprachen 
sich für die stärkere Beachtung sozialer Men-
schenrechte und deren Überprüfbarkeit durch 
Individualbeschwerdeverfahren aus. Die Verab-
schiedung zweier Menschenrechtsdokumente 
stellte einen Kompromiss zwischen verschie-
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denen politischen Ideologien dar – so konnten 
Staaten sich auch nur einem Teil beziehungs-
weise einer Generation der Menschenrechte 
verpflichten. Zahlreiche Staaten unterzeich
neten allerdings beide Pakte gemeinsam, dar-
unter 1973 die BRD und die DDR. Im bundes-
deutschen Rechtsgefüge nehmen die beiden 
Völkerrechtsdokumente den Rang eines Bun-
desgesetzes ein (Artikel 59 Abs. 2 GG).

Neben den weltweiten Menschenrechtsverträ-
gen enthalten auch verschiedene regionale Ab-
kommen wie die Europäische Sozialcharta 
(1961, reformiert 1996), die Europäische 
Grundrechtecharta (2009) oder die Afrikani-
sche Banjul-Charta (1986) Menschenrechte der 
zweiten Generation.

Zentrale Akteur*innen in den Aushandlungs-
prozessen zu Menschenrechtsdokumenten sind 
die Staaten beziehungsweise ihre Vertreter*in-
nen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass 
jene Grundrechte, die die in den Debatten do-
minanteren Staaten verfassungsrechtlich ge-
währleisten, auch in menschenrechtlichen Ver-
handlungen höher gewichtet werden als ande-
re, weniger prominente Menschenrechte. 
Zudem hängt die praktische Umsetzung von 
Menschenrechten entscheidend von National-
staaten ab. Völkerrechtliche Menschen- und 
verfassungsrechtliche Grundrechte bedingen 
sich also gegenseitig. 

Für die Frage, welche Rolle soziale Menschen-
rechte in Deutschland spielen, lohnt ein Blick 
ins Grundgesetz. Dieses legt den Schwerpunkt 
auf die zivilen und politischen Rechte, also die 
Menschenrechte der ersten Generation: Reli-
gions-, Meinungs-, Versammlungs-, Presse-, 
Rundfunk- und Wissenschaftsfreiheit und das 
Wahlrecht sind explizit als Grundrechte garan-
tiert und durch die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts näher ausgestaltet.  
Soziale Rechte enthält das Grundgesetz kaum.  
Artikel 20 und 28 des Grundgesetzes erken-
nen zwar das Sozialstaatsprinzip an, subjekti-
ve Rechte ergeben sich hieraus allerdings  
lediglich in Verbindung mit weiteren Vor-
schriften, insbesondere Artikel 1 Absatz 1, aus 
dessen Zusammenschau mit dem Sozialstaats-
prinzip das Bundesverfassungsgericht ein 
Grundrecht auf ein menschenwürdiges Exis-
tenzminimum ableitet (BVerfGE 125, 175-260). 
Ein Recht auf Wohnen, Nahrung, Arbeit oder 
Gesundheit ist im Grundgesetz nicht explizit 
verankert. 

Die sozialen Grundrechte spielen aber nicht 
nur im Verfassungstext eine untergeordnete 
Rolle; auch in der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes, in der rechtswissen-
schaftlichen Forschung und in der juristischen 
Ausbildung treten sie im Vergleich zu den klas-
sischen Grundrechten an den Rand. In Lehrbü-
chern zum Thema Grundrechte kommt ihnen 
oft nur eine marginale Stellung zu. Wissen-
schaftliche Literatur, die sich explizit mit sozia-
len Grundrechten befasst, findet sich hingegen 
häufig in anderen Disziplinen, wie der Sozialen 
Arbeit. Diese untergeordnete Rolle überrascht 
vor allem dann, wenn der Blick vergleichend 
auf andere Rechtssysteme fällt. So schreiben 
Verfassungen und Rechtsprechung ehemals 
kolonialisierter Staaten und von Ländern des 
Globalen Südens den sozialen Rechten zum Teil 
einen deutlich höheren Stellenwert zu. Die in-
dische Verfassung zum Beispiel verankert 
nicht nur ein Recht auf Arbeit und Bildung als 
Teil seiner Staatszielbestimmungen. Der indi-
sche Supreme Court hat darüber hinaus das in 
Artikel 21 der indischen Verfassung verankerte 
Recht auf Leben und persönliche Freiheit als 
ein Recht auf menschenwürdiges Leben inter-
pretiert. Aus diesem leite sich ein Recht auf ge-
sunde Umwelt, ein Recht auf sauberes Wasser 
und ein Recht auf angemessenen Wohnraum 
ab. Das Recht auf Wohnen schützt nach der 
Rechtsprechung des indischen Supreme Court 
auch Menschen in informellen Siedlungen vor 
unverhältnismäßigen Räumungen (vgl. hierzu 
den Fall „Olga Tellis v. Bombay Municipal Cor-
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poration“). Das Recht auf Nahrung verpflichtet 
den Staat, Ernährungssicherheit herzustellen, 
unter anderem durch die Bereitstellung von 
kostenfreiem Mittagessen in Grundschulen 
(„PUCL v. Union of India“).

In Südafrika sind die sozialen Grundrechte 
ebenfalls stärker verfassungsrechtlich ausge-
staltet als in Deutschland – und zudem explizit 
einklagbar. Artikel 26 der südafrikanischen 
Verfassung gewährt ein Recht auf Wohnen;  
Artikel 27 normiert das Recht auf Gesundheit, 
Nahrung, Wasser und soziale Sicherheit; Artikel 
29 garantiert ein Recht auf Bildung. Das südaf-
rikanische Verfassungsgericht hat diese Rechte 
in seiner Rechtsprechung näher ausgestaltet. 
Zum Beispiel entschied es im Jahr 2000 im Fall 
„Government of the Republic of South Africa v. 
Grootboom“, dass der südafrikanische Staat 
existenzsichernde Wohnbedingungen, insbe-
sondere für vulnerable Gruppen, gewährleisten 
muss. 

Nun sieht sich die Durchsetzung sozialer Rech-
te auch in diesen Staaten vielfachen Hürden 
gegenüber: Inhaber*in gewisser Rechte zu sein, 
gewährleistet vor allem für Angehörige margi-
nalisierter Gruppen noch lange nicht die Um-
setzung dieser Rechte. Die stärkere verfas-
sungsrechtliche Verankerung liefert aber Ar-

gumentationsfutter für rechtliche und 
politische Auseinandersetzungen, sie ermög-
licht es, soziale Konflikte konsequent men-
schenrechtlich fundiert anzugehen. Tatsächlich 
gehen zahlreiche bahnbrechende Gerichtsent-
scheidungen in Ländern des Globalen Südens, 
die die sozialen Rechte stärken, auf Initiativen 
der Zivilgesellschaft zurück.

Auch in Deutschland gewinnen soziale Men-
schenrechte verfassungsrechtlich an Bedeu-
tung, wie beispielsweise die Anerkennung des 
Rechts auf Bildung durch das Bundesverfas-
sungsgericht im Jahr 2021 zeigt. Die Unter-
zeichnung des Zusatzprotokolls zum UN-Sozial-
pakt hat zudem die Mobilisierung sozialer 
Rechte vor dem UN-Sozialausschuss möglich 
gemacht; dort läuft jetzt das erste Individual
beschwerdeverfahren gegen Deutschland. Den-
noch wird das Potenzial der Menschenrechte 
zweiter Generation in Deutschland weder in der 
juristischen Praxis noch in der Ausbildung aus-
geschöpft. Um dies zu ändern, lohnt es sich, ei-
nen vergleichenden Blick auf Wissensbestände 
und Selbstverständnisse anderer Disziplinen 
und die rechtskulturelle Praxis anderer Länder 
zu werfen. Denn soziale Menschenrechte sind 
angesichts wachsender Ungleichheit und zu-
nehmender geopolitischer Spannungen wichti-
ger denn je. 
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Die Gesundheit der Eltern 
und das Leben der Kinder
Wie sich Krankheit und früher Tod auf die 
nächste Generation auswirken

Eltern, die schwer krank sind, haben oft weniger Kraft, Zeit und Aufmerk-
samkeit für ihre Kinder. Solche Krisen können Familien aber auch finan-
ziell belasten, sie können Konflikte verschärfen und den Alltag dauerhaft 
verändern. Im schlimmsten Fall bricht durch einen frühen Tod nicht nur 
eine wichtige emotionale Beziehung weg, sondern auch ein Teil der mate-
riellen und sozialen Unterstützung, auf die junge Menschen angewiesen 
sind. Eine neue Studie fragt, welche Auswirkungen Gesundheitskrisen von 
Eltern auf die Kinder haben. Die Ergebnisse sind überraschend.

Alessandro Ferrara, Jan Paul Heisig und Jonas Radl

Vieles spricht dafür, dass elterliche Ge-
sundheitskrisen die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen langfristig 

beeinträchtigen. Sie könnten die psychische 
Gesundheit schwächen, die Persönlichkeit ne-
gativ prägen oder Bildungs- und Erwerbsver-
läufe beeinträchtigen. Weil schwere Erkran-
kungen und vorzeitige Sterblichkeit sozial un-
gleich verteilt sind, könnten solche familiären 
Ereignisse auch dazu beitragen, dass soziale 
Vor- und Nachteile von einer Generation zur 
nächsten weitergegeben werden.

Tatsächlich finden frühere Studien häufig star-
ke negative Zusammenhänge zwischen der Ge-
sundheit der Eltern und dem Wohlbefinden 
oder den Lebenschancen ihrer Kinder. Doch 
solche Zusammenhänge können täuschen. Kin-
der schwer kranker Eltern unterscheiden sich 
möglicherweise schon vor der Erkrankung sys-
tematisch von anderen Kindern – etwa im Hin-

blick auf die finanziellen Ressourcen, familiäre 
genetische Dispositionen oder andere schwer 
beobachtbare Merkmale. Werden solche Unter-
schiede besser berücksichtigt, zum Beispiel 
mithilfe von Längsschnittanalysen, fallen die 
Ergebnisse oft weniger eindeutig aus. Entspre-
chende Arbeiten sind bislang jedoch selten und 
betrachten vor allem nordeuropäische Länder 
wie Dänemark und Schweden, wo die Daten-
grundlage besonders gut ist.

Genau hier setzt unsere Studie an. Wir richten 
den Blick auf Deutschland, das in dieser For-
schung bislang kaum untersucht wurde, und 
betrachten verschiedene elterliche Gesund-
heitskrisen: längere Krankenhausaufenthalte, 
schwere Erkrankungen wie Krebs, Schlaganfall, 
Herzerkrankungen und Depression oder den 
Tod eines Elternteils. Dabei untersuchen wir 
ein breites Spektrum möglicher Folgen für die 
betroffenen Kinder, darunter Auswirkungen 
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auf die Lebenszufriedenheit, die psychische Ge-
sundheit, die Persönlichkeitsentwicklung und 
auf das Risiko, weder in Bildung noch in Be-
schäftigung oder Ausbildung zu sein – also den 
sogenannten NEET-Status („Not in Employment, 
Education, or Training“). Erfasst werden diese 
möglichen Folgen durch Befragungen der Kin-
der im Alter von 17 bis 25 Jahren. 

Für die Analysen nutzen wir Daten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) aus den Jahren 
1991 bis 2022. Das SOEP ist eine große, reprä-
sentative Längsschnittstudie, die Menschen in 
Deutschland über viele Jahre begleitet. Für un-
sere Fragestellung ist das besonders wichtig: 
Wir können junge Menschen nicht nur zu ei-
nem Zeitpunkt betrachten, sondern über länge-
re Zeiträume hinweg. So lässt sich besser prü-
fen, ob beobachtete Unterschiede tatsächlich 
auf die Erkrankung eines Elternteils zurückzu-
führen sind – oder ob sie bereits vorher be-
standen haben.

Querschnittvergleiche ergeben ein recht er-
wartbares Bild: Junge Erwachsene, die eine el-
terliche Gesundheitskrise erlebt haben, berich-
ten im Durchschnitt über eine geringere  
Lebenszufriedenheit und eine schlechtere psy-
chische Gesundheit. Außerdem ist ihr Risiko 
erhöht, weder in Ausbildung noch in Erwerbs-
arbeit zu sein. Auch bei einzelnen Persönlich-
keitsmerkmalen finden wir Unterschiede: Be-
troffene weisen eine geringere emotionale 
Stabilität auf und haben tendenziell stärkere 

externe Kontrollüberzeugungen – sie erleben 
ihr Leben also eher als von äußeren Umstän-
den bestimmt. Für die übrigen Persönlichkeits-
merkmale – Extraversion, Gewissenhaftigkeit, 
Offenheit und Verträglichkeit – zeigen sich 
hingegen keine nennenswerten Zusammen-
hänge.

Besonders stark sind die Zusammenhänge nach 
dem frühen Tod eines Elternteils. Neben einer 
deutlich geringeren Lebenszufriedenheit zeigt 
sich dies vor allem beim Risiko, zwischen 17 
und 25 weder in Bildung noch in Beschäftigung 
oder Ausbildung zu sein. In unserer Stichprobe 
liegt der Anteil junger Menschen im NEET-Sta-
tus insgesamt bei 6,9 Prozent; bei jungen Er-
wachsenen, die einen Elternteil verloren ha-
ben, ist er um rund 4 Prozentpunkte höher.

Doch diese ersten Befunde beantworten noch 
nicht die entscheidende Frage: Sind die Unter-
schiede tatsächlich Folgen der elterlichen Er-
krankung? Oder spiegeln sie hauptsächlich zu-
vor schon bestehende Unterschiede zwischen 
Familien? Um das zu prüfen, verwenden wir 
zwei anspruchsvollere Längsschnittverfahren. 
Vereinfacht gesagt vergleichen wir dabei ent-
weder Geschwister innerhalb derselben Fami-
lie oder dieselben Personen, jeweils vor und 
nach einer elterlichen Gesundheitskrise.

Das Ergebnis ist eindeutig: Die in den einfa-
cheren Modellen beobachteten Zusammenhän-
ge fallen in diesen methodisch strengeren 
Analysen deutlich kleiner aus. Für die meisten 
untersuchten Merkmale und die Mehrheit der 
betrachteten Ereignisse lassen sich keine sub
stanziellen und statistisch signifikanten Effek-
te mehr finden. Das gilt vor allem für die 
Lebenszufriedenheit, die psychische Gesund-
heit und fast alle Persönlichkeitsmerkmale. Mit 
anderen Worten: Ein erheblicher Teil der zu-
nächst sichtbaren Zusammenhänge ist offen-
sichtlich nicht durch die elterliche Erkrankung 
selbst verursacht, sondern durch Merkmale, in 
denen sich betroffene und nicht betroffene 
Familien ohnehin unterscheiden.

Ganz ohne Folgen bleiben familiäre Gesund-
heitskrisen aber nicht. Als robust erweist sich 
insbesondere der Zusammenhang zwischen 
dem Tod eines Elternteils und einem erhöhten 
NEET-Risiko. Verliert man zwischen 17 und 25 
ein Elternteil, so steigt die Wahrscheinlichkeit, 
weder in Bildung noch in Beschäftigung oder 
Ausbildung zu sein, in den folgenden Jahren 
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um 4,5 Prozentpunkte an. Gemessen an der 
insgesamt eher niedrigen NEET-Quote ist das 
ein beträchtlicher Effekt.

Auch bei der Lebenszufriedenheit und der psy-
chischen Gesundheit finden wir nach dem Tod 
eines Elternteils – anders als bei den übrigen 
Ereignissen – nach wie vor Hinweise auf nega-
tive Folgen. Zwar verfehlen die entsprechenden 
Effekte knapp die üblichen Schwellenwerte für 
statistische Signifikanz; das bedeutet jedoch 
nicht, dass es hier keinerlei Belastung gibt. Es 
ist gut möglich, dass zumindest begrenzte ne-
gative Effekte vorliegen, die sich aufgrund der 
geringen Zahl elterlicher Todesfälle aber selbst 
in einer großen Bevölkerungsstichprobe nicht 
mit hinreichender statistischer Sicherheit 
nachweisen lassen.

Trotz dieser Hinweise auf gewisse Belastungen 
fallen die Effekte elterlicher Erkrankungen und 
Todesfälle insgesamt schwächer aus als ge-
meinhin angenommen. Wie lässt sich das er-
klären? Eine Möglichkeit ist, dass viele Kinder 
und Jugendliche widerstandsfähiger sind, als 
häufig angenommen wird. Belastende Erfah-
rungen müssen nicht zwangsläufig dauerhafte 
Schäden hinterlassen. Unterstützung durch den 
anderen Elternteil, durch Großeltern, Geschwis-
ter, Freund*innen, Lehrkräfte oder soziale 
Dienste kann helfen, negative Folgen abzufe-
dern. Zudem verfügen Menschen gerade in 
späteren Jugendjahren und im frühen Erwach-
senenalter oft bereits über eigene soziale Res-

sourcen und sind weniger stark vom Eltern-
haus abhängig als jüngere Kinder.

Hinzu kommt: Schwere elterliche Erkrankun-
gen (oder gar ein Todesfall) können zwar 
schmerzhafte Erfahrungen sein, sie führen 
aber selbstverständlich nicht bei allen Betrof-
fenen zu den gleichen Folgen. Manche jungen 
Menschen übernehmen in solchen Situationen 
früh Verantwortung, erwerben neue Kompe-
tenzen und erleben Formen persönlicher Wei-
terentwicklung, die als „posttraumatisches 
Wachstum“ bezeichnet werden. Andere hinge-
gen reagieren sehr viel verletzlicher. Hinter 
den betrachteten Durchschnittswerten können 
sich also erhebliche Unterschiede zwischen 
Betroffenen verbergen.

„Hinter kleinen durch­
schnittlichen Effekten 

können sich sehr unter­
schiedliche individuelle 

Verläufe verbergen“

Damit ist auch eine zentrale Begrenzung unse-
rer Studie benannt. Dass sich im Durchschnitt 
nur wenige langfristige Folgen zeigen, heißt 
nicht, dass es keine stark betroffenen Gruppen 
gibt. Im Gegenteil: Hinter kleinen durchschnitt-
lichen Effekten können sich sehr unterschied-
liche individuelle Verläufe verbergen. Künftige 
Forschung sollte deshalb noch genauer danach 
fragen, unter welchen Bedingungen elterliche 
Erkrankungen besonders belastend sind – etwa 
bei knappen finanziellen Ressourcen, fehlender 
sozialer Unterstützung oder wenn Kinder früh 
Pflegeverantwortung übernehmen. Um solche 
Unterschiede zuverlässig untersuchen zu kön-
nen, braucht es allerdings größere Fallzahlen, 
was gerade bei seltenen Ereignissen wie dem 
Tod eines Elternteils eine sehr große Zahl be-
obachteter Lebensläufe erfordert.

Auch methodisch ist Vorsicht geboten. Unsere 
Längsschnittvergleiche können vor allem elter-
liche Gesundheitskrisen berücksichtigen, die 
Kinder in der späten Kindheit und im Jugend-
alter treffen – denn diese Vergleiche setzen 
voraus, dass Geschwister oder sogar dieselbe 
Person sowohl vor als auch nach Beginn der el-
terlichen Erkrankung beobachtet werden. Da 
vollständige jährliche Angaben im SOEP erst ab 
einem Alter von 17 Jahren vorliegen, lassen 
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sich Belastungen im Kindesalter auf diese Wei-
se nur eingeschränkt untersuchen. Wir haben 
deshalb ergänzend geprüft, ob sich in den ein-
facheren Querschnittanalysen stärkere Zusam-
menhänge für Gesundheitskrisen zeigen, die in 
sehr jungen Jahren auftraten. Dafür finden wir 
jedoch keine klaren Hinweise. Dennoch bleibt 
dies eine wichtige Einschränkung: Kurzfristige 
Folgen im frühen Kindesalter können wir mit 
unseren Daten nicht erfassen, und die langfris-
tigen Effekte früher Gesundheitskrisen könn-
ten unterschätzt werden – zum Beispiel weil 
besonders belastete Familien im Zeitverlauf 
seltener an den SOEP-Befragungen teilnehmen.

Trotz dieser Einschränkungen liefert die Studie 
wichtige Befunde für die Debatte über Familie, 
Gesundheit und soziale Ungleichheit. Elterliche 
Gesundheitskrisen sind in Deutschland offen-
bar seltener ein direkter Auslöser langfristig 
negativer Entwicklungen, als man intuitiv ver-
muten würde. Das heißt jedoch nicht, dass Ge-
sundheit für die Weitergabe sozialer Ungleich-
heit unwichtig wäre. Im Gegenteil: Sie kann 
ebenfalls auf andere Weise eine zentrale Rolle 
spielen – etwa weil soziale Benachteiligung die 
Gesundheit von Eltern und Kindern zugleich 
prägt oder weil gesundheitliche Risiken inner-
halb von Familien weitergegeben werden.

Entwarnung wäre auch aus einem weiteren 
Grund fehl am Platz. Wenn ein Elternteil stirbt, 
zeigen sich ernstzunehmende Risiken beim 
Übergang ins Erwachsenenleben. Wer in einer 
solchen Situation weder in Ausbildung noch in 

Arbeit ist, läuft Gefahr, dauerhaft schlechtere 
Lebenschancen zu haben. Unterstützungssyste-
me für betroffene Familien sollten deshalb  
neben den erkrankten Eltern ebenso die Kinder 
und Jugendlichen im Blick haben – besonders 
in Phasen, in denen Weichen für individuelle Le-
benschancen gestellt werden. Wo Gesundheits-
krisen solche Folgen haben, betreffen sie nicht 
nur das Wohlbefinden innerhalb der Familie, 
sondern auch die Bildungs-, Arbeitsmarkt- und 
Teilhabechancen der nächsten Generation. Un-
sere Befunde geben aber Anlass zur Hoffnung, 
dass eine elterliche Erkrankung bei weitem 
nicht zwangsläufig zu gravierenden negativen 
Folgen unter jungen Erwachsenen führt. 
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Wenn Papa abends  
arbeitet
Zeit spielt eine Rolle bei der Weitergabe  
sozialer Benachteiligung

Menschen starten mit ungleichen Chancen ins Leben. Viel wurde ge-
forscht über die Mechanismen, die dazu führen, dass Kinder, die in 
Armut aufwachsen, als Erwachsene selbst ein hohes Armutsrisiko 
haben. Jianghong Li und Wen-Jui Han widmen sich einem bislang  
unterbelichteten Aspekt: der schädlichen familiären Wirkung ungüns-
tiger Arbeitszeiten, die prekäre Jobs oft kennzeichnen.

Jianghong Li und Wen-Jui Han 

Armut beeinflusst die Entwicklung von 
Kindern negativ. Das belegen viele Stu-
dien, die mehrere Mechanismen festge-

stellt haben: Wenn Eltern sehr begrenzte Res-
sourcen haben, investieren sie weniger in die 
sozio-emotionale und kognitive Entwicklung 
ihrer Kinder. Auch psychische Belastungen der 
Eltern, Angstzustände und Depressionen, stra-
fendes oder inkonsequentes Erziehungsver-
halten und familiäre Instabilität schaden den 
Kindern. Der aus finanzieller Unsicherheit und 
sozialer Benachteiligung resultierende Stress 
schränkt die Fähigkeiten und Möglichkeiten 
der Eltern ein, glückliche und gesunde Kinder 
großzuziehen. Auch auf der biologischen Ebene 
sind Auswirkungen nachzuweisen. Das Stress-
reaktionssystem von Kindern wird durch ei-
nen chronisch erhöhten Stresshormonspiegel 
gestört, der durch suboptimale Lebensumstän-
de wie beengte Wohnverhältnisse oder unsi-
chere Wohngegenden entsteht. Gehirnfunktio-
nen, die Emotionen und Aufmerksamkeit re-
gulieren, werden dadurch beeinträchtigt, was 
sich nachteilig auf die emotionale und körper-

liche Gesundheit, die kognitive Entwicklung 
und die Bildungsergebnisse von Kindern aus-
wirken kann. 

Weniger gut erforscht ist die Bedeutung von 
Zeit für die Weitergabe von Armut und sozialer 
Ungleichheit über die Generationen. Zeitlich 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse sind häu-
fig gekennzeichnet durch Arbeitszeiten, die mit 
dem Privatleben schwer vereinbar und unvor-
hersehbar sind, also Abend-, Nacht- und Wo-
chenendschichten, unregelmäßige Zeiten oder 
Bereitschaftsschichten. Unter politischen Ent-
scheidungsträgern besteht Einigkeit darüber, 
dass eine stabile und angemessene Erwerbstä-
tigkeit von Eltern unerlässlich ist, wenn man 
Kinderarmut bekämpfen will. Doch Eltern, die 
in Armut leben oder über begrenzte soziale 
und wirtschaftliche Ressourcen verfügen, se-
hen sich bei der Jobsuche mit vielen Hinder-
nissen konfrontiert – darunter fehlende oder 
geringe Qualifikationen, ein schlechter Ge-
sundheitszustand, fehlende verlässliche Trans-
portmöglichkeiten und der mangelnde Zugang 
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zu Kinderbetreuung. Selbst wenn sie eine Ar-
beit finden, sind diese Stellen oft schlecht be-
zahlt und mit ungünstigen Arbeitszeiten ver-
bunden.

Welche Rolle spielen prekäre Arbeitszeiten da-
bei, wenn soziale Benachteiligung von Genera-
tion zu Generation weitergetragen wird? Zwei 
Theorien aus der Entwicklungspsychologie 
sind hier von Bedeutung. Urie Bronfenbrenner 
hat einen ökosystemischen Ansatz der 
menschlichen Entwicklung vorgelegt. Er be-
schreibt eine Verflechtung von vier Aspekten: 
proximale Prozesse, Kontext, Persönlichkeits-
merkmale und Zeit. Wir konzentrieren uns auf 
die beiden ersten. „Proximale Prozesse“ sind 
die Interaktionen zwischen dem sich entwi-
ckelnden Kind und seiner unmittelbaren Um-
gebung (Eltern und Bezugspersonen). Als „Kon-
text“ werden vier miteinander verbundene 
und ineinander verschachtelte Systeme (Mik-
ro-, Meso-, Exo- und Makrosystem) beschrie-
ben. Die Mikrosysteme bestehen aus Familien, 
Schule und Kindertagesstätten. Die Mesosyste-
me sind die Wechselbeziehungen zwischen 
diesen Mikrosystemen. Das Exosystem ist das 
größere Umfeld außerhalb der Familie, zum 
Beispiel der Arbeitsplatz der Eltern, das die El-
tern-Kind-Interaktionen zu Hause beeinflus-
sen kann. All diese ineinander verschachtelten 
Umgebungen sind im Kontext der breiteren 
Gesellschaft und Kultur verortet, nämlich dem 
Makrosystem. Bronfenbrenner weist darauf 
hin, dass regelmäßige Interaktionen zwischen 
dem Kind und der Umwelt entscheidend für 
die menschliche Entwicklung sind. Die Berufs-

tätigkeit der Eltern als Teil des Exosystems 
kann die kindliche Entwicklung beeinflussen, 
indem sie die proximalen Prozesse verändert. 
Unregelmäßige Arbeitszeiten können die Fa-
milienroutinen und die Eltern-Kind-Interakti-
onen stören – sie machen das Familienleben 
chaotisch. 

Das konzeptionelle Ressourcenmodell von 
Jeanne Brooks-Gunn und Kolleg*innen 
schließt Perspektiven aus Wirtschaft, Soziolo-
gie, Psychologie und Pädiatrie ein. Es hebt 
vier familieninterne Ressourcen hervor, die 
für eine optimale kindliche Entwicklung ent-
scheidend sind: Einkommen, Zeit, Humankapi-
tal und psychologisches Kapital (dazu zählen 
psychische Gesundheit, die Qualität der elter-
lichen Beziehung, Haltungen zur Kindererzie-
hung). Zu den familienexternen Ressourcen 
zählen Kinderbetreuungseinrichtungen, Schu-
len, Gleichaltrige, das soziale Umfeld und 
breitere soziale Kontexte. Die Erwerbstätigkeit 
der Eltern kann diese Ressourcen verändern 
und dadurch die kindliche Entwicklung be-
einflussen. 

Diese entwicklungspsychologischen Einsichten 
erhellen, wie in der Kindheit erlebte Armut 
dazu führen kann, dass Menschen als Erwach-
sene sozial benachteiligt bleiben. Prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse wirken sich über fa-
miliäre Prozesse und Ressourcen direkt und 
indirekt negativ auf die kindliche Entwicklung 
aus. Zu den Kernelementen familiärer Prozesse 
gehören familiäre Instabilität oder Trennung 
der Eltern, die Erziehung im Allgemeinen (So-
zialisation) und die Interaktionen zwischen El-
tern und dem sich entwickelnden Kind (zum 
Beispiel strenge, nachgiebige oder inkonsisten-
te Erziehungsstile) sowie die kognitive Stimu-
lation durch entwicklungsfördernde Aktivitä-
ten. Ebenso wichtig für eine optimale kindliche 
Entwicklung sind die familiären Ressourcen, 
also das Einkommen, die psychische Gesund-
heit der Eltern, die Zeit, die Eltern mit ihren 
Kindern verbringen, und die Ernährung.  

„Prekäre Beschäftigungs­
verhältnisse wirken sich 
über familiäre Prozesse 
und Ressourcen negativ 

auf die kindliche  
Entwicklung aus“
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Es gibt viele Studien – auch umfangreiche For-
schung von uns –, die Querschnitts-, Längs-
schnitts- oder Kohortendaten aus den USA, 
Großbritannien, Deutschland, Australien und 
Ostasien aus den letzten vier Jahrzehnten nut-
zen. Alle zeigen belastbar ein einheitliches Er-
gebnis: Prekäre Arbeitszeiten der Eltern wir-
ken sich negativ auf das soziale und emotiona-
le Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen 
aus. Wenn Mütter oder Väter abends, nachts, am 
Wochenende oder in unregelmäßigen Schich-
ten arbeiten, zeigen Kinder aller Altersgruppen 
einen signifikanten Anstieg an Entwicklungs-
problemen. Bei Kindern im Vor- und Grund-
schulalter (1–10 Jahre) ist dieser negative Ef-
fekt vor allem im Bereich von Verhalten und 
Emotionen festzustellen (Angst, Depression, 
Probleme mit Gleichaltrigen, aggressives und 
grenzüberschreitendes Verhalten); bei Jugend-
lichen hingegen zeigen sich überwiegend risi-
koreiche Verhaltensweisen wie Rauchen, Alko-
hol- und Drogenkonsum, Regelbrüche und 
frühzeitige sexuelle Aktivität. 

Studien aus den USA, Australien und Deutsch-
land liefern übereinstimmend Belege dafür, 
dass das Ausmaß der negativen Auswirkun-
gen, die prekäre Arbeitszeiten auf das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen ha-
ben, auch von familiären Ressourcen abhängt. 
Zu nennen sind hier beispielsweise das psy-
chologische Kapital der Eltern (etwa depressi-
ve Symptome der Eltern, geringes Wohlbefin-

den der Mutter oder finanzielle Sorgen) oder 
familiäre Prozesse wie beispielsweise ein 
schwieriger Erziehungsstil, eingeschränkte 
Interaktion und Nähe zwischen Eltern und 
Kindern oder ein wenig unterstützendes 
häusliches Umfeld. Von besonderer Bedeu-
tung ist allerdings, dass solche negativen Aus-
wirkungen bei Kindern und Jugendlichen aus 
einkommensschwachen oder Alleinerziehen-
den-Familien stärker sind. Armut verstärkt 
also die negativen Folgen prekärer Arbeits-
zeiten für Kinder. 

Untersuchungen aus den USA, Australien, dem 
Vereinigten Königreich und Taiwan belegen 
zudem, dass Kinder und Jugendliche ein höhe-
res Risiko haben, übergewichtig zu werden, 
wenn die Eltern zu sozial schwer verträgli-
chen und/oder unvorhersehbaren Zeiten ar-
beiten. Für die USA lässt sich feststellen, dass 
dieser negative Effekt bei Familien mit niedri-
gem sozioökonomischem Status weitaus stär-
ker ist. Das liegt höchstwahrscheinlich daran, 
dass in diesen Familien die Qualität der Er-
nährung niedriger ist (kein tägliches Früh-
stück, Verzehr von Fast Food, zuckerhaltige 
Getränke) und die Kinder weniger körperlich 
aktiv sind. 

Forschungsergebnisse aus den USA legen nahe, 
dass prekäre Arbeitszeiten der Eltern mit einer 
schlechteren kognitiven Entwicklung und 
schwächeren schulischen Leistungen in Ver-
bindung stehen. So zeigt sich beispielsweise, 
dass prekäre Arbeitszeiten der Mutter mit ei-
nem niedrigeren Wert des Mental Development 
Index (MDI) bei Kindern im Vorschulalter (24–
36 Monate) und im Alter von 36 Monaten mit 
deutlich geringeren sprachlichen Fähigkeiten 
einhergingen. Ähnlich negative Auswirkungen 
wurden für die schulischen Leistungen von 
Kindern in den Bereichen Rechnen, Lesen und 
Schreiben festgestellt. Im Gegensatz dazu of-
fenbaren Studien, die auf Stichproben von Fa-
milien mit mehr Ressourcen basieren (z. B. 
Doppelverdiener und eine stabilere Familien-
struktur), dass Abend- oder Nachtarbeit oder 
unregelmäßige Arbeitszeiten nicht zwangsläu-
fig negative Folgen für Kinder haben. Studien 
aus Industrie- oder Schwellenländern in ost-
asiatischen Kulturen (China, Taiwan und Hong-
kong) kommen zu ähnlichen Ergebnissen, mit 
einer Ausnahme: Unregelmäßige Arbeitszeiten 
der Väter scheinen sich noch mehr als die der 
Mütter nachteilig auf die kognitiven und schu-
lischen Leistungen der Kinder auszuwirken.  
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„Jobs mit geringen und 
unregelmäßigen Arbeits­
zeiten schaffen eine neue 

Unterschicht: Erwerbs­
armut statt Armut ohne 

Beschäftigung“

Weltweit entsteht eine 24/7-Wirtschaft, die 
über Plattformen organisiert ist. Arbeitgeber 
können ihre Verantwortung für den Arbeits-
schutz abschütteln oder jedenfalls stark redu-
zieren, indem sie kurzfristige Gelegenheits-
jobs anbieten und Arbeitsplätze mit niedrigen 
Löhnen, unsicheren Arbeitszeiten und fehlen-
den Sozialleistungen schaffen. Dieser Wandel 
hat auch negative Folgen für die Entwicklung 
von Kindern. Eine der tiefgreifenden Verände-
rungen im Leben von Kindern in den letzten 
Jahrzehnten war der dramatische Anstieg des 
Anteils von Eltern, die prekär beschäftigt sind. 
Ihre Jobs bieten ein geringes Einkommen bei 
oft unsozialen und unvorhersehbaren Arbeits-
zeiten, wodurch eine neue Unterschicht ent-
steht: Erwerbsarmut statt Armut ohne Be-
schäftigung. 

Prekäre Arbeitszeiten der Eltern können die 
Entwicklung ihrer Kinder in allen Bereichen 
beeinträchtigen. Diese Benachteiligung ist in 
Familien, die in Armut leben und über weniger 
Ressourcen verfügen, besonders ausgeprägt. 
Kinder, die während eines Teils oder der ge-
samten ersten sechs Lebensjahre in Armut le-
ben, bleiben mit höherer Wahrscheinlichkeit in 
Armut und erhalten eine schlechtere Bildung. 
Diese Kinder haben als Erwachsene und Eltern 
geringere Chancen, einen festen, gut bezahlten 
Arbeitsplatz zu finden. Der Nachteil wird da-
durch verschärft, dass sie mit höherer Wahr-
scheinlichkeit eine schlechtere körperliche und 
psychische Gesundheit aufweisen, was ihre Fä-
higkeit, einen angemessenen Arbeitsplatz zu 
finden und zu behalten, weiter schwächt. Das 
erhält den Teufelskreis der generationsüber-
greifenden Weitergabe von Armut und Un-
gleichheit aufrecht. 

Die heutige Generation junger Erwachsener 
wird möglicherweise mit noch größerer Be-
schäftigungsunsicherheit konfrontiert sein als 
ihre Eltern. Beschäftigung kann ein Weg aus 
der Armut sein, aber wenn die Arbeit prekär 
ist, reicht sie nicht aus, um Einzelne oder ganze 
Familien aus der Armut zu führen. 
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Beziehungsstatus:  
kompliziert
Das Paarleben von Eltern beeinflusst  
das Datingverhalten der Kinder 

Familien sind lebendige Gefüge, die durch Handlungen und Ereignisse 
gestaltet werden. Dazu gehören auch die individuellen Beziehungsent-
scheidungen der Eltern: ob sie zusammenleben, sich trennen oder 
neue Partnerschaften eingehen. Es gibt viele Belege dafür, dass Bezie-
hungsmuster von einer Generation auf die nächste übertragen werden 
oder diese zumindest stark beeinflussen. Kinder geschiedener Eltern 
etwa weisen selbst ein erhöhtes Scheidungsrisiko auf. Was heißt das in 
Zeiten immer vielfältigerer Familienformen? Welche Muster entstehen 
in den neuen Formen des Zusammenlebens?

Lukas Kern

Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts hat 
sich das Bild der Familie grundlegend ge-
wandelt. Wo einst die traditionelle Kern-

familie aus Mutter, Vater und ein bis zwei Kin-
dern gesellschaftlich dominierte, ist heute 
eine wachsende Vielfalt an Lebensformen ent-
standen: Die Zahl der Eheschließungen ist seit 
Jahrzehnten rückläufig, Menschen wechseln 
häufiger ihre Partner*innen, und Kinder wer-
den immer öfter in Familien geboren, in denen 
die Eltern nicht verheiratet sind. Was bedeuten 
die Veränderungen in den Lebensformen für 
die Beteiligten? Was bedeuten sie vor allem für 
die Kinder, die innerhalb dieser Strukturen 
aufwachsen?  

In meiner Forschung habe ich untersucht, wie 
sich die Dynamiken romantischer Beziehungen 
der Eltern und Veränderungen in den Haus-
haltskonstellationen auf das Datingverhalten 

der Kinder in ihrer Jugend und im frühen Er-
wachsenenalter auswirken. Was dabei unter 
Dating verstanden wird, bestimmen die Befrag-
ten selbst. Ob es sich um ein formelles Date 
handelt, um erste romantische Gefühle oder et-
was dazwischen – entscheidend ist die eigene 
Einschätzung der Jugendlichen. Mit dieser 
Selbstdefinition soll der Vielfalt jugendlicher 
Beziehungserfahrungen Rechnung getragen 
werden.

Im Mittelpunkt meines Projekts stehen dabei 
Familien abseits des traditionellen Ehemodells, 
also Elternpaare, die zusammenleben, ohne 
verheiratet zu sein; die Familiensoziologie 
spricht von „Kohabitation“. Kohabitierende Paa-
re trennen sich im Durchschnitt häufiger als 
verheiratete Paare, was die Frage nach den 
Auswirkungen solcher Beziehungswechsel auf 
die Kinder besonders relevant macht.
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Meine Analysen basieren auf US-amerikani-
schen Daten aus der „Future of Families and 
Child Wellbeing Study“. Der Datensatz verfolgt 
eine Geburtskohorte des Jahrtausendwechsels 
ab der Geburt bis ins Alter von Mitte 20, die 
Gesamtzahl der Fälle beträgt rund 5.000. Be-
fragt wurden zunächst Eltern, Betreuungsper-
sonen und die Lehrkräfte, ab dem 9. Lebensjahr 
auch die Kinder selbst.

Bei der Erhebung wurden nur die Beziehungs-
muster der biologischen Eltern berücksichtigt. 
Ob nach einer elterlichen Trennung neue 
Partner*innen in den Haushalt eintreten und 
ob diese Beziehungen eventuell auch wieder 
aufgelöst werden, wird nicht betrachtet. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass diese noch 
komplexeren Dynamiken Auswirkungen auf 
das Datingverhalten der Kinder verstärken 
könnten. 

Mir ist auch wichtig zu betonen, dass ich in 
meiner Forschung das Dating in der Jugend 
nicht als Risikoverhalten verstehe, das es zu 
verhindern gilt. Es handelt sich vielmehr um 
einen zentralen Bestandteil jugendlicher Ent-
wicklung, um ein Mittel zur Selbstentde-
ckung, den Ausdruck einer Suche nach Nähe 
und Intimität. 

Die Auswertungen zeigen ein bemerkenswer-
tes Muster: Beziehungswechsel der Eltern, die 
Kinder im Alter von 0 bis 9 Jahren erleben, 
wirken sich in ihrem späteren Leben aus – al-
lerdings je nach Lebensphase auf unterschied-
liche Weise. Während der Jugend (im Alter von 
15 Jahren) zeigt sich vor allem ein Zusam-
menhang mit dem Zeitpunkt des ersten Da-
tings. Teenager, die während ihrer Kindheit ei-
nen oder mehrere Beziehungswechsel der El-
tern erlebt haben, weisen eine deutlich 
höhere Wahrscheinlichkeit auf, bereits erste 
Erfahrungen mit Dating gemacht zu haben, als 
jene mit dauerhaft zusammenlebenden Eltern. 
Bei mehreren Wechseln in der elterlichen Ko-
habitation ist diese Wahrscheinlichkeit sogar 

mehr als doppelt so hoch wie bei Kindern 
konstant zusammenlebender Eltern. 

Jugendliche, die in einem von Beziehungs-
wechseln geprägten Elternhaus aufgewachsen 
sind, suchen möglicherweise früher emotiona-
le und soziale Bestätigung in eigenen Bezie-
hungen, gleichsam als Reaktion auf das teilwei-
se anstrengende familiäre Umfeld. Im frühen 
Erwachsenenalter (mit 22 Jahren) wird es na-
turgemäß weniger relevant, ob jemand über-
haupt schon einmal eine Person gedatet hat, 
sondern wie viele Datingpartner*innen die Be-
fragten bereits hatten. Junge Erwachsene, die 
während ihrer Kindheit zwei oder mehr Wech-
sel im Zusammenleben der Eltern erfahren ha-
ben, weisen im Schnitt etwa eine*n Datingpart-
ner*in mehr auf als jene mit dauerhaft zusam-
menlebenden Eltern.

Das zeigt, dass die Auswirkungen elterlicher 
Beziehungswechsel nicht mit dem Ende der 
Kindheit verschwinden, sondern sich als lang-
fristiges Muster in das junge Erwachsenenle-
ben fortschreiben. Mit 22 Jahren haben viele 
Menschen bereits Dating-Erfahrungen gesam-
melt. Dass dennoch ein Zusammenhang zwi-
schen den erlebten Elternbeziehungen und der 
Anzahl der eigenen Partner*innen besteht, ver-
weist auf die intergenerationelle Weitergabe 
von Beziehungsmustern. Die miterlebten elter-

„15-Jährige, die während 
ihrer Kindheit Beziehungs­
wechsel der Eltern erlebt 

haben, haben deutlich öfter 
bereits erste Erfahrungen 

mit Dating gemacht“
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lichen Beziehungserfahrungen hinterlassen 
demnach Spuren. Auch dann noch, wenn Kin-
der längst eigene Wege gehen.

Untersucht habe ich auch die Rolle der emotio-
nalen Nähe zwischen Kindern und ihren Eltern. 
Es zeigt sich, dass eine enge Beziehung zwi-
schen Jugendlichen und ihren Eltern die Zu-
sammenhänge abfedern kann (im Englischen 
ist von „buffer effects“ die Rede). Hier gibt es 
allerdings Unterschiede, je nachdem, ob es sich 
um die Beziehung zur Mutter oder zum Vater 
handelt, und je nachdem, in welcher Lebens-
phase sich die Kinder befinden.

Eine enge Beziehung zur Mutter wirkt vor al-
lem in der frühen Jugend: Jugendliche, die sich 
ihrer Mutter nahe fühlen, steigen trotz erlebter 
elterlicher Beziehungswechsel mit geringerer 
Wahrscheinlichkeit früh ins Dating ein. Dieser 
Effekt schwächt sich jedoch ab, je mehr Bezie-
hungswechsel die Eltern durchlebt haben. Im 
späteren Verlauf des Jugendalters verliert er 
sogar gänzlich an Bedeutung. Die Nähe zum Va-
ter hingegen scheint die Auswirkungen der el-
terlichen Beziehung auf den Zeitpunkt des ers-
ten Datings weniger zu beeinflussen, sondern 
vielmehr den Effekt auf die Anzahl der Dating-
partner*innen im frühen Erwachsenenalter.

Diese Befunde sind bemerkenswert, aber auch 
mit Vorsicht zu interpretieren. Denn was eine 
„gute“ Eltern-Kind-Beziehung ausmacht, lässt 
sich nicht allein an der empfundenen emotio-
nalen Nähe messen. Gerade im Jugendalter ent-
wickeln junge Menschen ihre Identität, sie wer-
den zunehmend unabhängig. Unterstützung, 
Vertrauen, offene Kommunikation und ein ge-
sundes Maß an elterlicher Begleitung spielen 
dabei eine ebenso wichtige Rolle wie Nähe.

Zusammenhänge zwischen familiären Erleb-
nissen und dem eigenen Beziehungsverhalten 
sind komplex. Jugendliche, die in vielfältigen 
Familienformen aufwachsen, lassen sich nicht 
durch ihre familiäre Herkunft allein definie-
ren. Ihre Erfahrungen verdienen einen diffe-
renzierten Blick, der sie oder ihre Eltern nicht 
bewertet. Die hier vorgestellten Familiendyna-
miken sind Muster, keine Vorhersagen. Die Be-
funde zeigen zwar, dass familiäre Beziehungs-
wechsel das Datingverhalten der Kinder beein-
flussen. Sie bestimmen sie jedoch nicht 
deterministisch vor. Ob und wie stark sich 
diese Zusammenhänge im Leben junger Men-
schen niederschlagen, hängt von vielen Fakto-
ren ab: vom Zeitpunkt der Familiendynamiken, 
der Qualität der familiären Beziehungen und 
von den sozialen Bedingungen, in die die Fa-
milien eingebettet sind. 

In der Auseinandersetzung mit intergeneratio-
nellen Zusammenhängen sollte es also darum 
gehen, junge Menschen in ihren Lebensrealitä-
ten wahrzunehmen und sie bestmöglich zu be-
gleiten und zu unterstützen. 

Literatur

Cavanagh, Shannon E./Crissey, Sarah R./Raley, R. 
Kelly: „Family Structure History and Adolescent 
Romance“. In: Journal of Marriage and Family, 2008, 
Jg. 70, H. 3, S. 698–714. Online: https://www.jstor.
org/stable/pdf/40056361.pdf (Stand 18.05.2026). 

Hoffman, Steven/Paxton Ward, Kaitlin/Adams Rueda, 
Heidi/Beasley, Lauren: „Childhood Family Transitions 
and Adolescent Dating Behaviors: A Longitudinal 
Study“. In: Journal of Child Family Studies, 2024, 
Jg. 33, H. 7, S. 2238–2250.  
DOI: 10.1007/s10826-023-02758-y.

Longmore, Monica A./Manning, Wendy D./Giordano, 
Peggy C.: „Parent–Child Relationships in 
Adolescence“. In: Mark A. Fine/Frank D. Fincham (Hg.): 
Handbook of Family Theories. New York: Routledge 
2013, S. 28-50.

Smock, Pamela/Schwartz, Christine R.: „The 
Demography of Families: A Review of Patterns and 
Change“. In: Journal of Marriage and Family, 2020, 
Jg. 82, H. 1, S. 9–34. DOI: 10.1111/jomf.12612. 

„Eine enge Beziehung zwi­
schen Jugendlichen und 

ihren Eltern kann die  
Zusammenhänge abfedern“

   Der Text ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

Titelthema: Generationen�    39

https://www.jstor.org/stable/40056361
https://www.jstor.org/stable/40056361
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Anlage und Umwelt
Wie Familienstrukturen den Einfluss von 
Genen auf Bildung beeinflussen

Dass das Einkommen von Eltern, ihre Bildungsnähe oder ihre Netzwer-
ke großen Einfluss auf den schulischen und beruflichen Erfolg der 
nächsten Generation haben, ist mittlerweile unbestritten. Weitere kom-
plexe Zusammenhänge, die ungleiche Bildungschancen herstellen und 
verstetigen, werden gerade erst entdeckt: Welche Rolle spielt die gene-
tische Veranlagung? Und unter welchen sozialen Bedingungen?

Tina Baier und Zachary Van Winkle

Bildungserfolg hat viele Ursachen. Neben 
den Ressourcen der Eltern, also ihrem 
Einkommen, ihrer Bildung, ihrem kul-

turellen Kapital, spielen auch genetische Ein-
flüsse eine Rolle. Damit ist nicht ein einzel-
nes „Gen für Bildung“ gemeint. Vielmehr 
zeigt die Forschung, dass es ein Zusammen-
spiel vieler kleiner genetischer Varianten 
gibt, mit dem Bildungsergebnisse in Verbin-
dung stehen. Molekulargenetische Studien 
schätzen, dass genetische Unterschiede zwi-
schen Personen etwa 10 bis 20 Prozent der 
Variation von Bildungsabschlüssen erklären 
können.

Entscheidend ist dabei: Dieser Anteil ist nicht 
festgeschrieben. Wie stark genetische Ein-
flüsse mit Bildungsergebnissen zusammen-
hängen, hängt von den Umweltbedingungen 
ab, in denen Kinder aufwachsen. Dieses  
Zusammenspiel wird in der Forschung als 
Gen-Umwelt-Interaktion bezeichnet. Die 
Grundidee ist einfach: In Umgebungen, die 
Lern- und Entwicklungsprozesse stützen, zei-
gen sich genetische Unterschiede zwischen 
Kindern stärker in ihren Bildungsergebnis-
sen. Dort, wo die Umwelt weniger förderlich 
ist, treten sie in den Hintergrund.

Bisherige Studien haben als Umweltbedingun-
gen fast ausschließlich die sozioökonomische 
Lage der Eltern beachtet – ihre Bildungsab-
schlüsse, ihr Einkommen oder den Berufssta-
tus. Eine für Kinder mindestens ebenso zentra-
le Dimension ist dabei weitgehend übersehen 
worden: die Familienstruktur. Diese Lücke wol-
len wir schließen.

Bekannt ist, dass sich die Familienkonstellatio-
nen in den vergangenen Jahrzehnten grundle-
gend verändert haben. Trennungen und Schei-
dungen sind häufiger geworden; der Anteil von 
Kindern, die zumindest zeitweise in Ein-Eltern-
Haushalten aufwachsen, ist gestiegen, in den USA 
besonders stark, aber auch in Deutschland. Im 
Durchschnitt geht eine Trennung der Eltern mit 
schlechteren Bildungsergebnissen der Kinder 
einher, das ist in der Forschung gut belegt. Was 
bislang kaum untersucht wurde: ob die Familien-
struktur auch beeinflusst, wie stark genetische 
Einflüsse auf Bildung zum Tragen kommen.

Unsere Frage setzt an diesem Punkt an. Wir 
wollen wissen: Verändert eine Trennung der 
Eltern womöglich nicht nur das Niveau von Bil-
dungsergebnissen, sondern auch die Bedingun-
gen, unter denen genetische Einflüsse über-
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haupt mit Bildung zusammenhängen? Anders 
gesagt: Prägt auch die Familienstruktur, wie 
sich das Zusammenspiel von Genen und Um-
welt auf Bildungsergebnisse auswirkt?

Dieser Frage sind wir in zwei Studien nachge-
gangen, die in unterschiedlichen Ländern und 
mit unterschiedlichen Methoden arbeiten. Die 
erste Analyse nutzt Daten der deutschen Twin-
Life-Studie, einer bevölkerungsrepräsentativen 
Zwillingsstudie, in deren Rahmen Zwillinge 
seit 2014 jährlich befragt werden. Der Ver-
gleich von eineiigen und zweieiigen Zwillin-
gen erlaubt es, rechnerisch abzuschätzen, wel-
cher Anteil der Unterschiede in schulischen 
Ergebnissen auf genetische Unterschiede zu-
rückzuführen ist. Wir haben dies für drei Indi-
katoren schulischer Leistung untersucht: kog-
nitive Fähigkeiten, die Selbsteinschätzung der 
eigenen schulischen Fähigkeiten (das soge-
nannte akademische Selbstkonzept) und die 
Mathematiknote. 

Die zweite, jüngere Studie nutzt Daten der US-
amerikanischen Health and Retirement Study. 
Hier wird der Einfluss der Gene direkt erfasst, 
über sogenannte Polygenic Scores. Ein Polyge-
nic Score fasst die Effekte vieler einzelner ge-
netischer Varianten zu einer Art genetischem 
Indexwert zusammen. Wir haben untersucht, 
wie stark der Zusammenhang zwischen diesem 

Score und den tatsächlich erreichten Bildungs-
jahren bei Erwachsenen ausfällt, deren Eltern 
sich vor ihrem 16. Lebensjahr getrennt hatten, 
und haben diese Gruppe mit Erwachsenen ver-
glichen, die bis zum Alter von 16 Jahren bei 
beiden Eltern aufgewachsen sind.

Die beiden Studien unterscheiden sich also 
nicht nur methodisch, sondern auch im Kon-
text: Deutschland hat einen vergleichsweise 
starken Wohlfahrtsstaat und niedrigere Schei-
dungsraten, während die USA ein schwächeres 
soziales Sicherungsnetz und höhere Schei-
dungsraten aufweisen. 

In beiden Studien zeigt sich ein konsistentes 
Muster: Bei Kindern und Erwachsenen, die eine 
elterliche Trennung erlebt haben, ist der sta
tistische Zusammenhang zwischen geneti-
schen Einflüssen und Bildungsergebnissen 
schwächer. In der deutschen Studie sind die 
Einflüsse der genetischen Veranlagung auf die 
kognitiven Fähigkeiten und das akademische 
Selbstkonzept bei Kindern in Ein-Eltern-Fami-
lien deutlich kleiner als bei Kindern in Zwei-
Eltern-Familien. (Für Noten ist dagegen kaum 
ein nennenswerter Unterschied erkennbar, 
was möglicherweise mit der eingeschränkten 
Vergleichbarkeit von Noten im gegliederten 
deutschen Schulsystem zusammenhängt.) In 
der US-Studie finden wir: Der Zusammenhang 
zwischen genetischen Einflüssen und Bil-
dungserfolg ist bei Erwachsenen aus stabilen 
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Zwei-Eltern-Familien fast doppelt so stark wie 
bei Erwachsenen, deren Eltern sich getrennt 
hatten. 

„Die Ergebnisse legen 
nahe, dass spezifische 
Prozesse der Trennung 

eine Rolle spielen – nicht 
allein die Abwesenheit 

eines Elternteils“

Wie lässt sich dieser Unterschied erklären? In 
beiden Studien haben wir geprüft, ob die sozio-
ökonomischen Unterschiede zwischen Tren-
nungs- und Nicht-Trennungsfamilien, also Un-
terschiede in Einkommen und Bildung der El-
tern, dieses Muster erklären könnten. Das 
Ergebnis: Die Unterschiede in der Stärke gene-
tischer Einflüsse bestehen auch zwischen Fa-
milien, bei denen diese Faktoren vergleichbar 
sind. Die naheliegende Erklärung, dass Tren-
nungsfamilien schlicht über weniger Ressour-
cen verfügen und dies den Unterschied aus-
macht, reicht nicht aus.

In der US-Studie konnten wir zusätzlich einen 
Vergleich mit Erwachsenen anstellen, die als 
Kind einen Elternteil durch Tod verloren ha-
ben. Wenn die Abwesenheit eines Elternteils 
allein entscheidend wäre, müssten beide Grup-
pen – Trennungskinder und Kinder, die einen 
Elternteil verloren haben – ähnliche Muster 
zeigen. Tun sie aber nicht: Bei Erwachsenen, 
deren Elternteil früh verstorben ist, ähnelt der 
Zusammenhang zwischen Polygenic Score und 
Bildung eher dem in stabilen Zwei-Eltern-
Familien. Die Ergebnisse legen nahe, dass spe-
zifische Prozesse der Trennung eine Rolle 
spielen – nicht allein die Abwesenheit eines  
Elternteils.

An dieser Stelle ist eine methodische Einord-
nung wichtig: Unsere Studien sind keine kau-
salen Analysen. Wir vergleichen Gruppen und 
suchen nach systematischen Mustern in diesen 
Vergleichen. Unsere Befunde zeigen Assoziatio-
nen, keine Ursache-Wirkungs-Ketten.

Welche Aussagen können wir dennoch ma-
chen? Die Ergebnisse sind vereinbar mit der 
Annahme, dass innerfamiliäre Prozesse, die mit 
Trennungen einhergehen, die Wirksamkeit ge-

Noch ist ihr Lebensweg maximal 
ähnlich: die neugeborenen Zwil­
linge Otto und Lena.  
Foto: © Tobias Everke/OSTKREUZ, 
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netischer Einflüsse verändern: erhöhter Stress 
in der Familie, veränderte Erziehungsprakti-
ken, geringere Möglichkeiten zur alltäglichen 
Begleitung von Kindern, weniger Routinen und 
vor allem Diskontinuitäten. Diese Bedingungen 
scheinen eine Umwelt zu schaffen, in der sich 
genetische Unterschiede zwischen Kindern 
weniger systematisch in Bildungsergebnisse 
übersetzen. Wohlgemerkt: Wir testen diese Me-
chanismen nicht direkt. Wir schließen auf sie, 
weil die sozioökonomischen Erklärungen und 
die Erklärung durch die bloße Abwesenheit ei-
nes Elternteils nicht zutreffen und weil die Be-
funde im Einklang mit der etablierten For-
schung zur Familieninstabilität stehen.

„Biosoziale Modelle ma­
chen sichtbar, wie sich 

familiäre Veränderungen 
auf einer tieferen Ebene 

auswirken“

In der öffentlichen Debatte wird Bildungsun-
gleichheit fast ausschließlich über materielle 
Ressourcen verhandelt: Elterneinkommen, Zu-
gang zu Nachhilfe, Bildungsnähe. Unsere Befun-
de zeigen, dass dies zu kurz greift. Offensicht-
lich ist die Familienstruktur ein eigenständiger 
Faktor, über den sich Bildungsungleichheit zwi-
schen Generationen reproduziert – neben, nicht 
anstelle der sozioökonomischen Bedingungen. 
Biosoziale Modelle, die das Zusammenwirken 
von genetischen und sozialen Einflüssen be-

rücksichtigen, machen sichtbar, wie sich famili-
äre Veränderungen auf einer tieferen Ebene 
auswirken: nicht nur auf das, was Kindern an 
Ressourcen zur Verfügung steht, sondern auf 
die Bedingungen, unter denen Unterschiede 
zwischen Kindern überhaupt in Bildungsver-
läufe einfließen.

Unsere Befunde bedeuten jedoch nicht, dass 
eine Trennung pauschal schlecht für Kinder ist. 
In sehr konflikthaften Familienkonstellationen 
kann eine Trennung für Kinder eine Entlastung 
sein und sogar stabilere Bedingungen schaffen. 
Was wir beschreiben, sind durchschnittliche 
Muster, keine Aussagen über einzelne Familien. 
Die bisherige Forschung hat diese Heterogeni-
tät noch kaum untersucht; es ist eine der wich-
tigsten offenen Fragen, für wen und unter wel-
chen Umständen sich die von uns beobachte-
ten Muster zeigen. Unsere Ergebnisse legen 
deshalb auch nicht nahe, dass Eltern „wegen 
der Kinder“ zusammenbleiben sollten.  

Aus unserer Forschung ist auch nicht abzulei-
ten, dass Gene den Bildungserfolg bestimmen. 
Im Gegenteil: Der Kern unserer Befunde ist, 
dass die sichtbare Wirkung genetischer Ein-
flüsse von sozialen Bedingungen abhängt. Gene 
wirken immer in sozialen Kontexten, nicht los-
gelöst von ihnen. Genau deshalb ist es für die 
Sozialwissenschaften so aufschlussreich, gene-
tische Einflüsse zu untersuchen: Unterschiede 
in ihrer sichtbaren Wirkung erzählen uns et-
was über die Umwelt, in der Menschen auf-
wachsen. 
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Zeit für Kinder
Elternschaft im Generationenvergleich

„Mama! Papa! Wollen wir spielen?“ „Bringst du mich zum Fußball?“ 
„Hilfst du mir bei den Hausaufgaben?“ Kinder zu haben ist fordernd 
und zeitintensiv, und das nicht nur in den ersten Lebensjahren. Auch 
ältere Kinder benötigen Unterstützung, Aufmerksamkeit und Beglei-
tung. Zeit aber ist eine knappe Ressource. Zwischen Erwerbsarbeit, 
Haushalt und Freizeitterminen verdichtet sich der Alltag vieler Fami-
lien spürbar. Es trägt nicht zur Entlastung bei, wenn Eltern vorgehalten 
wird, früher sei vieles auch mit weniger Aufwand gelungen. War früher 
tatsächlich alles einfacher – oder hat sich das Elternsein grundlegend 
verändert? 

Carolin Deuflhard und Lena Hipp

Etwa alle zehn Jahre erhebt das Statisti-
sche Bundesamt zusammen mit den Sta-
tistischen Ämtern der Länder, wofür Men-

schen in Deutschland wie viel Zeit aufwenden. 
Diese Zeitverwendungserhebungen (ZVE) gibt 
es seit 1991, die letzte Erhebung fand 2022 
statt. Die Daten erlauben es, detailliert nachzu-
vollziehen, mit welchen Tätigkeiten Menschen 
ihren Alltag verbringen, etwa Erwerbsarbeit, 
Hausarbeit, Kinderbetreuung oder Freizeit. So 
lassen sich Veränderungen in der Zeitverwen-
dung von Eltern über mehrere Jahrzehnte hin-
weg sichtbar machen.

Wir haben Daten der Zeitverwendungserhebun-
gen analysiert, um mögliche Veränderungen in 
der Intensität von Elternschaft erkennen zu 
können. Konkret haben wir die Zeitverwendung 
von drei Gruppen 30- bis 39-jähriger Eltern aus 
unterschiedlichen Geburtskohorten miteinan-
der verglichen: der sogenannten Babyboomer 
(geboren 1946–1964), der Generation X (1965–
1980) und der Millennials (1981–1996). Wir 
wollten wissen, wie viel Zeit Menschen durch-

schnittlich pro Tag mit Kinderbetreuung ver-
bringen beziehungsweise verbracht haben. In 
Zeitverwendungsdaten werden Tätigkeiten wie 
Wickeln, Füttern, Anziehen, Spielen, Vorlesen, 
Hausaufgabenbetreuung, Gespräche mit Kin-
dern, direkte Beaufsichtigung und die Beglei-
tung von Kindern, wie Hin- und Rückwege zur 
Schule oder Kita, als Kinderbetreuung definiert. 
Zeiten, in denen das Kind zwar bei den Eltern 
ist, aber nicht im Zentrum der Aufmerksamkeit 
steht – wie Hausarbeit, Einkaufen, Telefonie-
ren –, fallen nicht in diese Kategorie.

Die Ergebnisse sind eindeutig: Jüngere Gene-
rationen verbringen deutlich mehr Zeit mit 
Kinderbetreuung als frühere Generationen. 
Das gilt für Mütter wie Väter gleichermaßen: 
Väter der Babyboomer-Generation verbrachten 
im Durchschnitt weniger als eine Stunde pro 
Tag mit Kinderbetreuung. Bei der Generation X 
stieg dieser Wert moderat, bei den Millennial-
Vätern dann deutlich: Sie verbringen mit 2 
Stunden und 5 Minuten etwa 2,5-mal so viel 
Zeit mit Kinderbetreuung wie die Babyboo-
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mer-Väter. Ein ähnliches, jedoch auf höherem 
Niveau liegendes Muster zeigt sich bei den 
Müttern. Auch hier nimmt die Betreuungszeit 
kontinuierlich zu, mit einem besonders star-
ken Anstieg bei den Millennial-Müttern: Sie 
wenden im Schnitt 3 Stunden und 21 Minuten 
täglich für Kinderbetreuung auf. Mütter der 

Babyboomer-Generation kamen dagegen auf 
weniger als 2 Stunden pro Tag. In der Gesamt-
betrachtung ist damit für beide Elternteile ein 
deutlicher Anstieg der durchschnittlichen Be-
treuungszeit von den älteren zu den jüngeren 
Kohorten erkennbar.

Angesichts sinkender Geburtenraten, der ge-
stiegenen Erwerbsbeteiligung von Müttern und 
der deutlichen Ausweitung der öffentlichen 
Kinderbetreuung erscheint dieser Befund zu-
nächst überraschend. Warum verbringen junge 
Eltern in Paarhaushalten heute mehr Zeit mit 
ihren Kindern als frühere Generationen, ob-
wohl beide Elternteile häufiger erwerbstätig 
sind und die Kinder mehr Zeit in Kitas und 
Schulen verbringen? Zur Erklärung sind drei 
Faktoren besonders relevant. 

Erstens haben frühere Generationen einen er-
heblichen Teil ihrer Zeit für Hausarbeit aufge-
wendet. Dieser Anteil ist über die Zeit gesun-
ken, vor allem bei Frauen. Technologische Fort-
schritte, veränderte Konsumgewohnheiten und 
die zunehmende Inanspruchnahme bezahlter 
Dienstleistungen haben dazu geführt, dass 
Hausarbeit heute deutlich weniger zeitintensiv 
ist als noch vor einigen Jahrzehnten. Unsere 
Auswertungen belegen das eindeutig: Während 
Mütter in Paarhaushalten im Jahr 1991 im 
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Abgebildet ist die durchschnittliche tägliche Zeitverwendung 30- bis 39-jähriger Eltern in Paarbeziehungen mit mindestens 
einem Kind unter 18 Jahren nach Geschlecht und Generationenzugehörigkeit (Boomer [1946-1964], Gen X [1965-1980], Millennials 
[1981-1996]). 
Quelle: Scientific Use Files der Zeitverwendungserhebung 1991/92, 2001/02, 2012/13 und 2022; gewichtete Daten; eigene Berechnung und Darstellung.
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Schnitt 4 Stunden und 47 Minuten pro Tag mit 
Hausarbeit verbrachten, waren es 2022 nur 
noch 3 Stunden und 18 Minuten. Bei Vätern 
hingegen blieb die verwendete Zeit für Hausar-
beit sehr stabil – sowohl 1991 als auch 2022 
lag sie bei durchschnittlich gut 2 Stunden pro 
Tag. Die frei gewordene Zeit haben Mütter je-
doch nicht einfach eingespart, sondern sie ver-
bringen sie zunehmend mit Kinderbetreuung. 
Der Rückgang der Hausarbeit bedeutet für Müt-
ter also nicht unbedingt eine Entlastung, son-
dern eher eine Verschiebung von Tätigkeiten: 
weg von routinisierten Haushaltsaufgaben hin 
zu stärker interaktionsorientierter Betreuung. 
Da Väter ebenfalls mehr Zeit für Kinderbetreu-
ung aufwenden, hat sich der Geschlechterun-
terschied in beiden Bereichen seit 1991 deut-
lich verringert: 1991 verbrachten Mütter noch 
2,65-mal so viel Zeit mit Kinderbetreuung wie 
Väter, 2022 waren es 1,77-mal so viel. Bei der 
Hausarbeit sank das Verhältnis im gleichen 
Zeitraum von 2,23 auf 1,52.

Zweitens muss bei Generationenvergleichen 
berücksichtigt werden, dass sich die Struktur 
der Bevölkerung über die Zeit verändert. In 
Deutschland hat sich – ähnlich wie in vielen 
anderen Ländern – das Alter bei der Geburt des 
ersten Kindes deutlich nach hinten verscho-
ben. Eltern jüngerer Geburtskohorten, in unse-
rem Fall die Millennials, bekommen ihre Kin-
der im Durchschnitt später als frühere Genera-
tionen. Dadurch haben 30- bis 39-jährige 
Millennials im Vergleich zu gleichaltrigen Ba-
byboomern mit höherer Wahrscheinlichkeit 
jüngere Kinder im Haushalt. Und jüngere Kin-

der benötigen mehr Betreuung als ältere – das 
bestätigen Zeitverwendungsdaten aus zahlrei-
chen Ländern. Diese sogenannten Kompositi-
onseffekte zeigen sich auch in unserem Gene-
rationenvergleich. Ein Teil des beobachteten 
Anstiegs zwischen den Kohorten ist auf die 
veränderte Altersstruktur der Kinder in den 
Familien zurückzuführen. Ein weiterer Teil 
lässt sich durch den höheren Anteil hochgebil-
deter Eltern unter den Millennials erklären: 
Höher gebildete Eltern verbringen im Durch-
schnitt mehr Zeit mit Kinderbetreuung.

„Eltern definieren ihre 
Rolle anders als frühere 

Generationen, sie 
investieren mehr Zeit in 
die direkte Interaktion 

mit ihren Kindern“

Drittens deutet vieles auf einen grundlegenden 
kulturellen Wandel hin, der häufig unter dem 
Stichwort „intensive parenting“ diskutiert wird. 
Eltern – insbesondere Mütter, aber zunehmend 
auch Väter – investieren heute mehr Zeit, Auf-
merksamkeit und emotionale Energie in die 
Entwicklung ihrer Kinder. Bildung, Förderung 
und individuelle Unterstützung haben einen 
höheren Stellenwert erhalten. Aktivitäten wie 
gemeinsames Spielen, Vorlesen, Hausaufgaben-
betreuung oder die Organisation von Freizeit-
aktivitäten sind zeitintensiv und werden zu-
nehmend als zentrale Bestandteile guter El-
ternschaft verstanden. Dieser normative 
Wandel führt dazu, dass Eltern ihre Rolle an-
ders definieren als frühere Generationen und 
entsprechend mehr Zeit in die direkte Interak-
tion mit ihren Kindern investieren. Das kann 
als Ausdruck gestiegener Ansprüche, aber 
ebenso als Reaktion auf veränderte Lebensbe-
dingungen gedeutet werden.

„Die Anforderungen sind 
nicht nur gestiegen, 
sie sind auch anders 

gelagert“

Zusammengefasst legen die Ergebnisse nahe, 
dass Elternschaft nicht einfach aufwendiger 
geworden ist, sondern sich qualitativ verändert 
hat. Die Anforderungen sind nicht nur gestie-

Lena Hipp  leitet die Forschungsprofessur Arbeit, 
Familie und soziale Ungleichheit am WZB. An der 
Universität Potsdam ist sie Professorin für Soziale 
Ungleichheit und Sozialpolitik. �lena.hipp@wzb.eu
Foto: © WZB/Bernhard Ludewig, alle Rechte vorbehalten.

46    � | Mitteilungen   Heft 192   Juni 2026

mailto:%03lena.hipp%40wzb.eu?subject=


gen, sie sind auch anders gelagert: weniger 
routinisierte Hausarbeit, dafür mehr zeitinten-
sive, oft emotional anspruchsvolle Interaktion 
mit den Kindern. Gleichzeitig zeigt der stärkere 
Anstieg der Zeit, die Väter mit ihren Kindern 
verbringen, dass sich auch die Erwartungen an 
väterliche Beteiligung gewandelt haben. Die 
Vorstellung, früher sei Elternschaft einfacher 
gewesen, greift daher zu kurz. Vielmehr haben 
sich die Rahmenbedingungen, Prioritäten und 
Normen verändert, unter denen Eltern ihre 
Rolle ausfüllen. Die gestiegene Zeit für Kinder-
betreuung ist Ausdruck dieses Wandels – und 
nicht zuletzt ein Hinweis darauf, dass Kinder 
heute einen zentraleren Platz im Alltag vieler 

Familien einnehmen als noch vor einigen Jahr-
zehnten.

Es drängt sich allerdings die Frage auf, ob die-
se Veränderungen langfristig Bestand haben 
werden. Denn wenn steigende Anforderungen 
an Eltern vor allem über individuelle Anpas-
sungen aufgefangen werden, kann dies lang-
fristig zu Überlastung führen. Die Verein
barkeit von Erwerbsarbeit und Familie zu 
ermöglichen, bleibt daher eine zentrale Her-
ausforderung für die Politik. Sie muss Maß-
nahmen ergreifen, die zeitliche Entlastung 
schaffen und eine gerechtere Verteilung von 
Sorgearbeit unterstützen. 
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Mehr als Biologie
Schulische Sexualerziehung im Wandel

Wie stark sich Vorstellungen von Sexualität, Gender und Familie in den 
letzten Jahrzehnten verändert haben, lässt sich besonders gut auf dem 
Feld der Sexualerziehung beobachten. Schulische Lehrpläne zu diesem 
Thema sind in hohem Maße politisch: Sie sind eben nicht bloß Unter-
richtsvorgaben, sondern Ausdruck dessen, was Gesellschaften zu einer 
bestimmten Zeit für wichtig halten, welches Wissen Staaten bereitstel-
len, wie Sexualität verstanden wird. 

Anna E. Kluge

Die Analyse von Lehrplänen aus der Bundes
republik Deutschland, Österreich und der 
Schweiz zeigt, dass sich in den letzten 50 Jah-
ren nicht nur die Inhalte von Sexualerziehung 
stark verändert haben, sondern auch das Ver-
ständnis von Sexualität im Allgemeinen und 
das staatliche Selbstverständnis in der Vermitt-
lung von Sexualkunde-Inhalten. Im Rahmen 
meiner Dissertation untersuche ich Lehrpläne 
aus Österreich, zehn westdeutschen Bundeslän-
dern und sechs Schweizer Kantonen. Die Daten 
machen sichtbar, wie Sexualerziehung über die 
Zeit von einem vergleichsweise eng gefassten 
Thema zu einem breiten Themenfeld von Bezie-
hungen, Rechten, Gesundheit, Vielfalt und 
Selbstbestimmung wurde.

Die Geschichte der schulischen Sexualerzie-
hung reicht weiter zurück als mein Beobach-
tungszeitraum. Bereits zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts gab es im Zusammenhang mit der 
Entwicklung der Sexualwissenschaften als aka-
demische Disziplin erste Impulse, Aufklärung 
über Sexualität stärker in Bildungskontexte 
einzubringen. Im deutschsprachigen Raum 
setzte sich Sexualerziehung in Schulen aber 
vor allem ab den 1960er- und 1970er-Jahren 
durch – und so auch in den meisten europäi-
schen Staaten. Im Spannungsfeld zwischen den 

Rechten von Eltern, ihre Kinder selbst aufzu-
klären, und dem staatlichen Bildungsauftrag 
integrierten Deutschland, Österreich und die 
Schweiz nach und nach immer mehr sexual-
kundliche Inhalte in die Lehrpläne.

„Immer noch erwerben 
Jugendliche einen großen 

Teil ihres Wissens über 
Sexualität, Verhütung 
und Beziehungen im 
schulischen Kontext“

Gerade die Anfänge waren von Spannungen 
geprägt: Einerseits wirkten die gesellschaftli-
chen Umbrüche der späten 1960er-Jahre, an-
dererseits prägten konservative Normen wei-
terhin die öffentliche Debatte und die Schule. 
Teils nahmen sexualkundliche Inhalte von An-
fang an größeren Raum im Lehrplan ein, teils 
wurden sie eher als einzelne Inhalte an den 
Rändern eingebaut. Insgesamt wurden aber im 
Laufe der Zeit die Sexualkunde-Lehrpläne 
überall deutlich erweitert, eine Vielzahl von 
Themen wurde aufgenommen. Darin zeigt sich 
ein Wandel des staatlichen Selbstverständnis-
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ses: Während die Anfänge der Sexualerziehung 
in Schulen teilweise zögerlich waren, wird das 
Bildungssystem heute stärker in die Verant-
wortung genommen, Wissen über Sexualität zu 
vermitteln. Aus einer Public-Health-Perspekti-
ve ist der Ausbau von Sexualerziehungs-Inhal-
ten durchaus begründet: Befragungen von Ju-
gendlichen in Studien des Bundesinstituts für 
Öffentliche Gesundheit zeigen, dass Jugendli-
che einen großen Teil ihres Wissens über Sexu-
alität, Verhütung und Beziehungen weiterhin 
im schulischen Kontext erwerben – trotz einer 
verstärkten Nutzung von Internet und Künstli-
cher Intelligenz. 

„Sexualkundelehrpläne 
bieten einen Einblick in 
das, was Gesellschaft und 

Staat unter Sexualität 
verstehen“

In den letzten 50 Jahren haben sich außerdem 
das Verständnis von Sexualität und die gesell-
schaftliche Perspektive auf Reproduktion ver-
ändert. Man sieht das allein an den politischen 
Rahmenbedingungen: Der Schwangerschaftsab-
bruch wurde liberalisiert, moderne Verhü-
tungsmittel leichter verfügbar, Vergewaltigung 
in der Ehe strafbar, Homosexualität wurde ent-
kriminalisiert und gleichgeschlechtliche Part-
nerschaften und Ehen rechtlich anerkannt. Mit 
der Einführung hormoneller Verhütung („Anti-
Baby-Pille“) in den 1960er-Jahren wurde es für 
Frauen möglich, mehr reproduktive Autonomie 
zu gewinnen. Als eine der Konsequenzen daraus 
konnten Frauen verstärkt in den Arbeitsmarkt 
eintreten – mit allen bekannten Veränderungen 
von Geschlechterrollen. Diese Veränderungen 
sind Ausdruck sich wandelnder gesellschaftli-
cher Normen und tragen gleichzeitig dazu bei, 
diese Normen weiter zu verändern. Sexualkun-
delehrpläne bieten einen Einblick in das, was 
eine Gesellschaft und ein Staat unter Sexualität 
verstehen und welche Aspekte als wichtig für 
Kinder und Jugendliche erachtet werden. Die 
Lehrpläne reagieren gewissermaßen auf gesell-
schaftlichen Wandel und bilden diese Entwick-
lungen ab.

Manche Trends sind sehr deutlich aus den Lehr-
plänen abzulesen, während sich andere eher 
schleichend und über längere Zeit in die Lehrplä-
ne einschreiben. Ein deutliches Beispiel für einen 

historischen Einschnitt ist die HIV-/Aids-Krise. In 
den 1980er-Jahren taucht das Thema mit wach-
sender Präsenz in den Lehrplänen auf. Sexualität 
wird jetzt stärker als gesundheitspolitisches The-
ma verhandelt, sexuelle Aufklärung wird zuneh-
mend zur öffentlichen Aufgabe erklärt. Ein ande-
rer wichtiger Einflussfaktor auf Sexualkunde-
lehrpläne war die internationale Debatte um 
sexuelle und reproduktive Rechte. Hier zeichnet 
sich, allerdings deutlich schleichender, seit der 
Weltbevölkerungskonferenz 1994 in Kairo ein Pa-
radigmenwechsel in der öffentlichen und wis-
senschaftlichen Debatte ab: weg von Geburten-
kontrolle, hin zu sexuellen und reproduktiven 
Grundrechten. Dieser Wandel wird auch in den 
Lehrplänen nach und nach sichtbarer: Themen 
wie reproduktive Rechte werden aufgegriffen, 
aber auch Diskriminierung und Gewaltpräventi-
on rücken stärker in den Blick. 

In der Gesamtschau zeigt sich ein klarer Trend: 
Sexualerziehung wird in den Lehrplänen in-
haltlich breiter. Themen wie Diskriminierung, 
Emotionen, sexuelle und reproduktive Rechte, 
sexuelle Orientierung und Gewaltprävention 
haben über die Jahre deutlich zugenommen. 
Der Zuwachs war am stärksten bei den Themen 
Freundschaft sowie HIV/Aids. Das zeigt sowohl 
die zunehmende Bedeutung gesundheitlicher 
Prävention als auch die Entwicklung, im Rah-
men von Sexualerziehung verschiedene Arten 
von Beziehungen mitzudenken. Es gibt aller-
dings auch Themen, die über den gesamten 
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Zeitraum hinweg stabil geblieben sind. Dazu 
zählen etwa anatomische und physiologische 
Grundlagen, Verhütung und sexuell übertrag-
bare Infektionen. Diese Themen machen einen 
Kernbestand schulischer Sexualerziehung aus, 
der sich zwar über die Zeit verändert, aber nie 
verschwindet. 

„Sexualität wird zuneh­
mend als Teil sozialer 
Beziehungen, persön­

licher Entwicklung und 
gesellschaftlicher Aus­
handlung dargestellt“

Neben dem biologischen Kern der Sexualerzie-
hung, der häufig die Basis der Lehrpläne bildet, 
rücken immer wieder andere Themenfelder in 
den Fokus. In den 1970er- und 1980er-Jahren 
dominieren noch stärker traditionelle Deutun-
gen von Sexualität, insbesondere mit der Beto-
nung von Ehe, Familie und Elternschaft. Diese 
sind zwar auch heute noch in den Lehrplänen 
vorhanden, sie spielen jedoch eine deutlich ge-

ringere Rolle. Dafür gewinnen seit den 2000er-
Jahren sozial-psychologische Elemente der Se-
xualität an Bedeutung. Dazu zählen der Umgang 
mit Vielfalt, Fragen von Diskriminierung, sexu-
elle Orientierung, Gleichberechtigung, Selbst-
bestimmung und Gewaltprävention. Dabei ist 
festzustellen, dass Themen, die heute politisch 
kontrovers diskutiert werden – insbesondere 
sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität 
–, teilweise schon seit einigen Jahrzehnten in 
den Lehrplänen zu finden sind, wenn auch re-
gional unterschiedlich. Über die Zeit gewinnen 
außerdem Beziehungsaspekte eine größere 
Rolle, also Themen wie romantische Beziehun-
gen, aber auch Freundschaft und Elternschaft. 
Insgesamt verschiebt sich damit das Bild: Sexu-
alität wird zunehmend als Teil sozialer Bezie-
hungen, persönlicher Entwicklung und gesell-
schaftlicher Aushandlung dargestellt.

Die Lehrpläne der letzten fünf Jahrzehnte do-
kumentieren einen tiefgreifenden Wandel. Se-
xualität wird heute umfassender, offener und 
differenzierter verstanden als noch in den 
1970er-Jahren. Was früher vor allem als Frage 
von Normen, Familie sowie biologischer Ent-
wicklung und Fortpflanzung erschien, ist heute 
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in ein breiteres Feld von Beziehungen, Rechten, 
Vielfalt, Gesundheit und Selbstbestimmung 
eingebettet. Die Lehrpläne spiegeln damit in 
vielerlei Hinsicht die unterschiedlichen Facet-
ten gesellschaftlichen Wandels. Zugleich zeigt 
sich darin ein verändertes staatliches Ver-
ständnis über den öffentlichen Bildungsauftrag 
in Bezug auf Sexualität.

In diesem Zusammenhang muss aber auch er-
wähnt werden, dass Sexualerziehung, jedenfalls 
einige ihrer Themen und Ausrichtungen, zu-
nehmend zum Gegenstand politischer Ausein-
andersetzungen geworden ist und insbesonde-
re von rechten politischen und gesellschaftli-
chen Akteuren angegriffen wird. Inwiefern 
sich diese Entwicklungen langfristig auf Inhal-
te der Sexualerziehung auswirken, bleibt genau 
zu beobachten. 
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Boomer gegen Zoomer
Altersbezogene Stereotype am Arbeitsplatz 

Die Jungen sind freizeitorientiert und ohne Ehrgeiz, die Alten intole-
rant und technisch inkompetent: Glaubt man den Medien, tobt vor 
allem im beruflichen Kontext ein erbitterter Generationenkonflikt. In 
drei Studien haben Marcel Knobloch, Lena Hipp und Sophia Hunger 
gefragt: Wie sehen Menschen Kolleg*innen aus anderen Altersgruppen? 
Urteilen sie tatsächlich besonders milde, wenn es um die jeweils 
Gleichaltrigen geht? 

Marcel Knobloch, Lena Hipp und Sophia Hunger

Die Debatten über Generationenunterschie-
de in den Einstellungen zur Arbeit neh-
men an Fahrt auf: In vielen Darstellungen 

steht eine hedonistische Jugend mit hohen An-
sprüchen an ihre Work-Life-Balance einer Ge-
neration egoistischer Kapitalisten gegenüber, 
denen es an Weitblick, Rücksicht auf die Nach-
welt und technischer Kompetenz fehlt. Selbst 
wenn sich das als Klischees erweisen sollte – 
die Konflikte können folgenreich für das Funkti-
onieren moderner Gesellschaften sein, weil sie 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt gefähr-
den. Dem Arbeitsplatz kommt besondere Bedeu-
tung zu, da dort Angehörige verschiedener Al-
tersgruppen aufeinandertreffen. Empirisch 
wurden altersbezogene Stereotype und Diskri-
minierung am Arbeitsplatz wiederholt nachge-
wiesen. Zugleich ist der Arbeitsplatz aber auch 
ein Ort, an dem sich Konflikte potenziell abbau-
en lassen: Studien haben gezeigt, dass positiver 
intergenerationeller Kontakt Ageismus, also Al-
tersdiskriminierung, reduzieren kann.

Allerdings fehlt bislang Wissen darüber, wie 
Einstellungen gegenüber den jeweils anderen 
Generationen in der Gesellschaft verteilt sind, 
denn die meisten Studien haben bislang entwe-
der nur Jüngere oder nur Ältere und ihre Ein-
stellungen untersucht. Offen ist: Finden sich ne-

gative Bilder und Stereotype über junge Men-
schen, zum Beispiel über ihre angeblich laxe 
Arbeitseinstellung und Disziplin, vor allem bei 
Älteren, oder sind sie breit in der Bevölkerung 
verankert? Umgekehrt: Wenn „Babyboomer“ als 
verlässlich, aber wenig umweltbewusst wahrge-
nommen werden, findet sich das in allen Alters-
gruppen oder eher bei jüngeren Personen? 

In drei Teilstudien haben wir darum unter-
sucht, wie in Deutschland Menschen unter-
schiedlicher Altersgruppen einander wahrneh-
men und ob sich speziell im Arbeitskontext 
Hinweise auf Konflikte zwischen Altersgruppen 
finden. Wir haben uns von zwei verschiedenen 
sozialpsychologischen Theorien leiten lassen, 
die zu gegensätzlichen Hypothesen führen. Die 
sogenannte Statuscharakteristik-Theorie lässt 
vermuten, dass ältere Arbeitnehmer*innen 
aufgrund ihres gesellschaftlich höheren Sta-
tus – und zwar gerade im Berufskontext – po-
sitivere Kompetenzzuschreibungen erhalten 
als jüngere Arbeitnehmer*innen. Dem entge-
gen stehen die Vorhersagen der Theorie der 
sozialen Identität: Diese besagt, dass Menschen 
generell dazu neigen, Mitglieder der eigenen 
Gruppe – beispielsweise Personen in einem 
ähnlichen Alter – positiver zu bewerten als 
Mitglieder anderer Gruppen. Demnach sollten 
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also ältere Menschen anderen älteren Men-
schen positiver gesinnt sein, jüngere Menschen 
dagegen anderen jüngeren Menschen. 

Um herauszufinden, ob sich Bewertungen von 
jüngeren und älteren Arbeitnehmer*innen je 
nach eigenem Alter unterscheiden, haben wir 
insgesamt 2.200 Personen befragt. Zunächst ha-
ben wir mit einem sogenannten Wiki Survey er-
fasst, welche altersbezogenen Stereotype exis-
tieren und wie weit verbreitet diese Stereotype 
jeweils sind. Das interaktive Format des Wiki 
Surveys erlaubt es Befragten, selbst Antwort
optionen vorzuschlagen und die Antworten an-
derer Befragter in einem paarweisen Vergleich 
zu bewerten. Die Ergebnisse dieser ersten Teil-
studie bestätigen in der Forschung bereits be-
schriebene Stereotype über Jüngere und Ältere. 
Zugleich zeigten sich leichte Unterschiede nach 
Altersgruppen. So sind es besonders ältere Be-
fragte, die Anstoß am Arbeitsethos und am Ar-
beitsverständnis jüngerer Beschäftigter neh-
men: Die Anzahl neu eingebrachter negativer 
Stereotype sowie die Einschätzung der Verbrei-
tung negativer Aussagen über jüngere Beschäf-
tigte ist bei älteren Befragten deutlich höher als 
in allen anderen Altersgruppen.

Im nächsten Schritt haben wir uns Ausmaß und 
Richtung negativer wie positiver Altersstereoty-
pe in verschiedenen Kohorten näher angesehen, 
indem wir ausgewählte Fragen aus dem Euro-
pean Social Survey (ESS) zu Ageismus noch ein-
mal gestellt haben. So lassen sich die Befunde 
aus unserer Stichprobe mit repräsentativen Ver-

gleichsdaten abgleichen. Befragte zwischen 18 
und 35 Jahren beurteilen gleichaltrige und ältere 
Menschen ähnlich positiv. Befragte ab 55 Jahren 
hingegen bevorzugen deutlich die eigene Alters-
gruppe. Dieses Muster findet sich sowohl in un-
seren Daten aus 2023 als auch in den repräsenta-
tiven ESS Daten von 2008. Das stützt die Annah-
men der Statuscharakteristik-Theorie und deckt 
sich mit den Ergebnissen unseres Wiki Surveys.

„Besonders ältere Befrag­
te nehmen Anstoß am 
Arbeitsethos jüngerer 

Befragter“

Um schließlich den kausalen Effekt von Alter 
auf Wahrnehmungen von fairem beziehungs-
weise angemessenem Verhalten am Arbeits-
platz zu messen, haben wir ein Befragungs
experiment durchgeführt. Die Befragten lasen 
kurze fiktive Szenarien über Beschäftigte,  
wobei Alter, Geschlecht und Beruf der darge-
stellten Personen sowie eine der folgenden 
Verhaltensweisen variiert wurden: die Beantra-
gung einer Arbeitszeitreduzierung, die Forde-
rung einer Gehaltserhöhung oder die Ableh-
nung von Überstunden trotz Arbeitsrückstand. 
Anschließend bewerteten die Befragten, als wie 
fair sie das beschriebene Verhalten empfanden.

Die Ergebnisse des Befragungsexperiments wei-
sen in die gleiche Richtung wie die beiden ande-
ren Teilstudien. Die Fairnessurteile jüngerer Be-
fragter unterschieden sich kaum danach, ob das 
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Verhalten einer jüngeren oder einer älteren 
Person präsentiert wurde: Sie bewerteten das 
Verhalten beider Altersgruppen ähnlich. Ältere 
Befragte hingegen beurteilten das Verhalten 
häufiger als fair, wenn es einer älteren Person 
zugeschrieben wurde. Befragte mittleren Alters 
(unsere Kontrollgruppe) neigten in ihren Ein-
schätzungen eher zu den Mustern älterer Be-
fragter: Sie bewerteten die Behandlung jüngerer 
Beschäftigter als etwas weniger fair als die älte-
rer (die Unterschiede waren allerdings nicht in 
allen Konstellationen statistisch signifikant).

Insgesamt können wir festhalten, dass sich über 
alle drei Studien hinweg robuste altersbezogene 
Stereotype zeigen: Ältere und mittelalte Befrag-
te bewerten jüngere Beschäftigte negativer, ins-
besondere wenn es um Disziplin und Arbeits-
ethos geht, ähnlich wie es die Statuscharakteris-
tik-Theorie vorhersagt. Eine Bevorzugung der 
„In-Group“ im Sinne der sozialen Identitätstheo-
rie findet sich hauptsächlich bei älteren Befrag-
ten: Sie beurteilen die in den Szenarien be-
schriebenen Personen der eigenen Altersgruppe 
im Zweifel günstiger. Jüngere Befragte äußern 
dagegen eher ausgewogene Bewertungen beider 
Altersgruppen – bisweilen ist ihre Bewertung 
sogar positiver, wenn sie ein Szenario mit einer 
älteren Person lesen, was wiederum die Status-
charakteristik-Theorie bestätigt.

„Wir zeigen, dass auch 
jüngere Beschäftigte Ziel 

negativer Zuschreibungen 
sein können“

Mit diesen Befunden ergänzen unsere Ergebnisse 
die Literatur zur altersbezogenen Diskriminie-
rung, die bislang stärker die Benachteiligung älte-
rer Beschäftigter in den Blick nimmt. Wir zeigen, 
dass auch jüngere Beschäftigte Ziel negativer Zu-
schreibungen sein können, vor allem in Fragen 
der Arbeitsdisziplin. Zudem sprechen die Muster 
in unseren Daten dafür, dass ältere Befragte ihre 

eigene Altersgruppe systematisch bevorzugen, 
während jüngere Befragte ausgewogener bewer-
ten. Der explorative Wiki Survey bestätigt eine 
ähnliche Asymmetrie: Negative arbeitsbezogene 
Stereotype über Jüngere sind besonders ausge-
prägt – und werden von älteren Befragten über-
proportional häufig vorgebracht und unterstützt.

Altersbezogene Stereotype wirken sich darauf 
aus, wie Personen im Arbeitskontext wahrge-
nommen werden und wie ihr Verhalten bewer-
tet wird. Für die Praxis heißt das: Wer Genera
tionenbeziehungen konstruktiv gestalten will, 
braucht klare Regeln gegen Ageismus und ver-
lässliche Verfahren für faire Beurteilungen, um 
altersbezogene Verzerrungen zu minimieren. 
Dabei kann die intergenerationelle Zusammen-
arbeit am Arbeitsplatz ein Mittel sein, um Ste-
reotype abzubauen – eine wichtige Vorausset-
zung für die Stärkung von gesellschaftlichem 
Zusammenhalt und Solidarität. 
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Dringend gebraucht, 
selten gefragt
Wie es gelingen kann, junge Menschen in  
gesellschaftliche Prozesse einzubeziehen

8 Prozent. Nicht einmal jeder und jede Zehnte unter den 16- bis 
30-Jährigen in Deutschland stimmt in einer aktuellen Studie der Ber-
telsmann Stiftung der Aussage zu, die Politik nehme die Sorgen der 
jungen Menschen ernst. Kein Wunder: In Gremien und Parlamenten 
dominieren ältere Generationen, auf sie sind auch Wahlkämpfe ausge-
legt. Was muss sich ändern, damit die Jungen echte Teilhabe erfahren? 
Welche Rolle kommt der Institution Schule zu?

Kaja Kröger, Simone Grellmann und Benjamin Edelstein

Fehlende Basiskompetenzen, geringe Be-
lastbarkeit, wenig Anstrengungsbereit-
schaft und Orientierung: Der öffentliche 

Blick auf die junge Generation ist häufig ge-
prägt von Defizitdiagnosen. Ganz unbegründet 
ist dieser Blick nicht. Seit Jahren sinken die 
Fachleistungen von Schüler*innen in Deutsch-
land. Das Institut zur Qualitätsentwicklung im 
Bildungswesen misst diese Leistungen regel-
mäßig. 2022 erreichte rund ein Drittel der 
Neuntklässler*innen nicht den Mindeststan-
dard an Lesekompetenzen, 2024 fehlten etwas 
mehr als einem Drittel der Neuntklässler*in-
nen grundlegende Kompetenzen in Mathema-
tik. Während der Corona-Pandemie haben die 
Kompetenzverluste zugenommen, insbesonde-
re Kinder und Jugendliche aus sozial schwieri-
gen Verhältnissen sind noch weiter zurückge-
fallen. Aktuelle Studien geben deutliche Hin-
weise darauf, dass hier auch mit langfristigen 
Folgen zu rechnen ist: Verkürzte Lernzeiten 
und weniger gemeinsame Zeit im Klassenzim-
mer können Karrieren und Lebenseinkommen 

nachhaltig beeinträchtigen, wie etwa die Öko-
nomin Kamila Cygan-Rehm mit Blick auf die 
„Kurzschuljahre“ der 1960er-Jahre nachweist 
(zur Angleichung des Schuljahresbeginns zwi-
schen den Bundesländern wurde die Schulzeit 
verkürzt).

Inzwischen ist auch klar, wie stark sich die 
eingeschränkten Bildungs- und Begegnungs-
möglichkeiten während der Pandemie auf die 
mentale Gesundheit von Heranwachsenden 
ausgewirkt haben. Seither ist das Wohlbefinden 
von Kindern und Jugendlichen kein randstän-
diges Thema mehr. Im Gegenteil: Auch Jahre 
nach der Pandemie leiden viele Kinder und  
Jugendliche in Deutschland unter psychischen 
Belastungen. Laut Schulbarometer 2025 be-
richten 42 Prozent der Lehrkräfte von Verhal-
tensauffälligkeiten unter ihren Schüler*innen. 
Unter jungen Erwachsenen zwischen 14 und 
29 Jahren hat fast jede*r Dritte (29 Prozent) das 
Gefühl, behandlungswürdige psychische Prob-
leme zu haben, so die Jugendtrendstudie 2026. 
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Für viele von uns liegt der Gedanke nahe: Der 
nahezu grenzenlose und kaum begleitete Um-
gang mit digitalen Medien hat einen erhebli-
chen Anteil an fehlender Aufmerksamkeit, 
schlechten Schulleistungen, psychischen Belas-
tungen und Auffälligkeiten. Nach der Debatte 
um ein Handyverbot an Schulen wird daher 
nun auch die Diskussion um ein Social-Media-
Verbot für Heranwachsende engagiert geführt. 
Fragt man Jugendliche jedoch, was sie im All-
tag am meisten belastet, zeigt sich: Nicht der 
Sog der Bildschirme steht ganz oben auf der 
Liste, sondern Leistungsdruck, Streit in der Fa-
milie und mentale Erschöpfung. Das zeigt eine 
Studie der Vodafone Stiftung, deren Ergebnisse 
in der Grafik dargestellt sind. 

Der Druck durch Social Media steht in dieser 
Erhebung ganz hinten, nach Einsamkeit und 
Geldsorgen. Nur 29 Prozent der Jugendlichen 
nehmen sie als starke oder sehr starke Belas-
tung wahr. Hingegen sehen sich fast drei Vier-
tel der 14- bis 20-Jährigen mindestens stark 
von Schulstress und Leistungsdruck betroffen. 
Und knapp über die Hälfte der befragten Ju-
gendlichen beschäftigen Zukunftsängste und 
aktuelle Krisen.  

Wenig überraschend ist dieses Maß an Verunsi-
cherung vor dem Hintergrund der vielfältigen 
ungelösten Krisen und der Brüchigkeit einst 
selbstverständlicher Versprechen. Frieden in 
Europa, ein funktionierendes Gemeinwesen, 
Aufstiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
durch Bildung, irgendwann eine eigene Woh-
nung oder ein Haus sowie nach Jahrzehnten 
der Arbeit eine auskömmliche Rente – nichts 
davon gilt noch als gesichert. Angebote an jun-
ge Menschen für eine tragfähige Zukunft gibt 
es wenige, Ansprüche der älteren gegenüber 
der jüngeren Generation hingegen viele. Be-
sonders eindrücklich zeigt sich dieses Missver-
hältnis derzeit in der Debatte um die Wieder-
einführung einer Wehrpflicht. Eine repräsenta-
tive YouGov-Umfrage (2025) macht die 
generationelle Zuspitzung sichtbar: Mehr als 
die Hälfte aller Erwachsenen finden es richtig, 
dass es in Deutschland wieder einen verpflich-
tenden Wehrdienst gibt – im Verteidigungsfall 
würde jedoch nur rund ein Viertel von ihnen 
selbst in einen Einsatz gehen. Aufgeschlüsselt 
nach Altersgruppen wird das Bild noch deutli-
cher: 64 Prozent der 50- bis 69-Jährigen, also 
jene, die eine Wehrpflicht ohnehin nicht mehr 
betrifft, befürworten ihre Wiedereinführung. 
Bei den über 70-Jährigen sind es sogar 76 Pro-

zent. 54 Prozent der 18- bis 29-Jährigen dage-
gen – also genau jene, die die Wehrpflicht be-
trifft – lehnen sie ab.

Derartige Umfrageergebnisse unterstreichen 
Differenzen zwischen den Generationen, die 
auch die öffentliche Wahrnehmung prägen. Da-
bei steht eine zahlenmäßige Minderheit poli-
tisch kaum repräsentierter junger Menschen 
einer deutlichen Mehrheit älterer Menschen 
gegenüber, die in Gremien und Parlamenten 
entscheiden. Als größte Fraktion unter den 
Wähler*innen sind Ältere zugleich auch die  
bevorzugten Adressat*innen einer selten lang-
fristig ausgerichteten Politik, die die Interessen 
junger Menschen kaum berücksichtigt. Gerade 
die junge Generation, die bildungs- und gesell-
schaftspolitisch sehr wohl interessiert ist, er-
scheint damit gegenüber den älteren Generati-
onen als eine benachteiligte Gruppe. 

So beschreibt dies die Generalsekretärin der 
Bundesschülerkonferenz, Amy Kirchhoff: „Wir 
alle sind betroffen von der Rente, wir alle sind 
betroffen, sollte ein Wehrdienst eingeführt 
werden. Es gibt wahnsinnig viele Themen, die 
auf uns zurückfallen, die aber andere Men-
schen für uns entscheiden.“ Die Perspektiven 
und Interessen von Kindern und Jugendlichen, 
so der Eindruck der Bundesschülersprecherin, 
finden im politischen Diskurs nur unzurei-
chend Gehör. Doch wie können junge Menschen 
ihre Interessen artikulieren und für sie einste-
hen? Wie können sie gehört werden? 

Der Jugendforscher Klaus Hurrelmann schlägt in 
seinem Kommentar zur Jugendtrendstudie 2026 
vor, „Generationendialoge“ als Ort für „gemein-
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same produktive Realitätsverarbeitung“ zu 
schaffen, die in Form von Bürgerräten Parla-
mente beraten. Die Umsetzung dieser vielver-
sprechenden Idee ist jedoch voraussetzungs-
reich. Einmal abgesehen von der Frage, ob sol-
chen Dialogen politisch tatsächlich etwas folgt 
– die Fähigkeit und Bereitschaft, sich aktiv ein-
zubringen, ist keineswegs selbstverständlich, 
sondern an soziale, sprachliche und kulturelle 
Ressourcen gebunden. Diese fallen nicht allen 
Heranwachsenden gleichermaßen zu. Demokrati-
sche Handlungskompetenzen müssen erst syste-
matisch kultiviert werden. Das setzt Gelegen-
heitsstrukturen voraus, in denen Beteiligung al-
tersangemessen erfahren und eingeübt werden 
kann. Der Institution Schule kommt hier eine 
zentrale Rolle zu, denn sie ist der einzige Ort, der 
alle Kinder und Jugendlichen unabhängig von 
ihrer sozialen Herkunft erreicht und damit ent-
sprechende Lerngelegenheiten und Erfahrungs-
räume für die gesamte Generation bereitstellt. 

Wenn das gelingt, erleben sich junge Menschen 
als selbstwirksam; das stärkt ihre Bereitschaft 
und Fähigkeit, offensiv für ihre Belange einzu-
treten und sich herausfordernden Situationen 
aktiv zu stellen. Partizipation fördert auch das 
psychische Wohlbefinden junger Menschen, wie 
die Robert Bosch Stiftung in der neuesten Aus-
gabe ihres repräsentativen Schulbarometers 
belegt. Gleichwohl wird in den Daten auch 
deutlich, was Protagonist*innen schulischer 
Demokratiebildung in Wissenschaft und Praxis 
immer wieder beklagen: Schule ist noch im-
mer weit von dem Anspruch entfernt, ein „Ort 

gelebter Demokratie“ zu sein. Die konkreten 
Mitbestimmungsmöglichkeiten der Schüler*in-
nen sind und bleiben begrenzt: Zwar haben  
immerhin 34 Prozent der befragten 8- bis 
17-Jährigen den Eindruck, über Klassenregeln 
viel oder sehr viel mitbestimmen zu können. 
Bezogen auf das Lernen im Unterricht aber 
sieht es anders aus: 80 Prozent der Befragten 
geben an, keinen oder nur wenig Einfluss auf 
die Auswahl der im Unterricht behandelten 
Themen zu haben. Dabei wünscht sich eine 
große Mehrheit (74 Prozent) der Schüler*innen 
genau das. In allen schulischen Belangen, von 
der Schul- und Unterrichtsgestaltung bis zur 

Simone Grellmann  ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin der Forschungsgruppe Recht und Steue-
rung im Kontext sozialer Ungleichheiten und  
Redakteurin im Online-Dossier Bildung.  � 
simone.grellmann@wzb.eu
Foto: © WZB/Kathrin Kliss, alle Rechte vorbehalten.

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Vodafone Stiftung (2026): Generation einsam? Social Media, Einsamkeit 
und Bewältigungsstrategien im Leben junger Menschen, Abb. 3.

Was belastet junge Menschen in ihrem Alltag?

Schulstress/Leistungsdruck

Streit mit Familie oder Freund*innen

mentale Erschöpfung

Zukunftsängste/aktuelle Krisen

Mobbing oder Ausgrenzung

körperliches Unwohlsein/Krankheit

Langeweile

Einsamkeit

Geldsorgen

Druck durch Social Media

21 30 33 16

10 19 38 33

17 27 38 18

20 28 34 18

15 35 37 13

19 31 33 17

22 28 27 23

20 37 29 14

24 39 27 10

33 39 22 6

Angaben 14- bis 20-Jähriger, in welchem Maß sie sich durch die folgenden Faktoren in ihrem Alltag 
belastet fühlen, Deutschland (2025), alle Angaben in Prozent, gerundet

sehr stark stark überhaupt nichtweniger stark
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Organisation von Prüfungen, möchte eine deut-
liche Mehrheit von ihnen stärker einbezogen 
werden. Mehr als die Hälfte der Lehrkräfte (55 
Prozent) hält indes die bestehenden Partizipati-
onsmöglichkeiten für ausreichend und mehr 
als zwei Drittel von ihnen (68 Prozent) sehen 
die Belange der Schüler*innenschaft bei schu-
lischen Entscheidungen genügend berücksich-
tigt – auch hier also gehen die Einschätzungen 
der Generationen weit auseinander.

Die Institution Schule ist angesichts ihrer gesell-
schaftlichen Funktion, anhand von Noten über 
Bildungs- und Berufschancen zu entscheiden, 
unweigerlich um Kompetenzerwerb, Leistung 
und Auslese organisiert. Man wird Schüler*in-
nen daher kaum die alleinige Entscheidung dar-
über überlassen können, was sie lernen und wie 
Leistungen bewertet werden. Daraus folgt aber 
keineswegs, dass ihre Mitbestimmung nur in 
randständigen Schulthemen möglich ist. Viel-
mehr stellt sich die Frage, wie das Verhältnis 
zwischen institutionellen Vorgaben und echter 
Beteiligung anders austariert werden kann. Das 
ist keine leichte Aufgabe, weil jede Veränderung 
an der historisch gewachsenen „Grammatik der 
Schule“ rüttelt. Wie lassen sich die verbindlichen 
Abläufe und Strukturen der Schule mit Freiräu-
men und Verfahren in Einklang bringen, die 
Schüler*innen mehr Selbstbestimmung und Ei-
genverantwortung zugestehen und ihnen die 

Möglichkeiten geben, substanziell mitzubestim-
men? Das betrifft Schulleben und Klassenregeln, 
Engagement und informelles Lernen an Schulen, 
aber eben auch den Kernbereich des schulischen 
Lernens, etwa die Arbeitsformen, Lerninhalte, 
Zeitnutzung oder Prüfungsformate.

Vieles wird bereits heute an Schulen in ganz 
Deutschland praktiziert – in Klassenräten, Ser-
vice-Learning-Formaten und Projekten mit 
stärkerer Beteiligung von Schüler*innen, in of-
fenen Lernsettings und Ansätzen einer verän-
derten Feedback- und Prüfungskultur –, flan-
kiert von Programmen und Initiativen im Feld 
der demokratischen Schulentwicklung. Die Fra-
ge ist daher längst nicht mehr, ob es möglich 
ist, sondern vielmehr, wie die vielen guten An-
sätze in die Fläche getragen werden können. 

Gerade haben Vertreter*innen aus Bildungsmi-
nisterien, Landesinstituten und Wissenschaft in 
ihren „Empfehlungen für eine veränderte 
Lern- und Prüfungskultur“ ganz konkrete Ge-
staltungsmöglichkeiten für den Kernbereich 
schulischen Lernens ausbuchstabiert: von ei-
ner stärkeren Verzahnung zwischen Lernen 
und Leistungsbewertung über den Ausbau 
lernbegleitender Formate wie Portfolios und 
Feedbackgespräche bis hin zur Öffnung von 
Prüfungsformaten für kooperative und stärker 
prozessorientierte Leistungen. Gemeinsam ist 
den Empfehlungen die klare Botschaft: Es 
braucht keine Revolution. Die institutionellen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen lassen 
bereits beträchtlichen Spielraum für eine Neu-
justierung des Verhältnisses von Lernen, Leis-
tung und Beteiligung im schulischen Alltag. 

Die Strukturen für eine solche Beteiligung sind 
nach wie vor unterentwickelt, zumal im Kern-
bereich schulischen Lernens. Hier endlich 
substanziell voranzukommen, ist eine der zen
tralen Entwicklungsaufgaben, denen sich Schu-
len und vor allem auch die Bildungsverwaltung 
heute stellen müssen – um die Bildungsqualität 
zu steigern, aber auch, um den viel geforderten 
Beitrag zur politischen Mündigkeit der jungen 
Generation zu leisten. 

Mehr Informationen zu Bildungsforschung und 
-politik finden Sie im Online-Dossier Bildung, ei-
ner Koproduktion vom WZB und der Bundeszent-
rale für politische Bildung: bpb.de/bildung

   Der Text ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Gen Z(usammenhalt) 
Vertrauen, Verbundenheit und Teilhabe aus 
Sicht junger Menschen

Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist eine zentrale Voraussetzung  
moderner Demokratien. Doch immer wieder ist von einer Gefährdung 
des Zusammenhalts und einer Spaltung der Gesellschaft die Rede. Ein 
genauer Blick auf die Sichtweisen junger Menschen zeigt: Diese tiefen 
Gräben lassen sich in den Daten nicht belegen. Stattdessen beleuchten 
die Autor*innen subtilere, aber entscheidende Faktoren wie Bildungs-
chancen und die Zufriedenheit im Freundeskreis als Fundament für 
Vertrauen in die Gesellschaft.

Sandra Leumann, Stefan Munnes und Lena Sandmeir

Die Forschung hat viele unterschiedliche 
Konzepte von gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt entwickelt, die sich zu-

mindest darin einig sind, dass dieser mehrdi-
mensional ist und verschiedene Aspekte des 
sozialen Miteinanders umfasst. Dazu zählen 
vor allem soziale Beziehungen, Vertrauen, 
Verbundenheit und gesellschaftliche Partizi-
pation.

Wenig berücksichtigt wird dabei oft die Pers-
pektive junger Menschen, obwohl sie die Zu-
kunft von Gesellschaften sind – als Eltern, 
Bürger*innen, Fachkräfte und Entscheidungs-
träger*innen. Ob und wie sie sich für die 
Wahrung und für den Wandel gesellschaftli-
cher Strukturen einsetzen, hängt auch davon 
ab, ob sie sich mit ihrem Land und seinen 
Menschen verbunden fühlen, und davon, wie 
sie ihre Einflussmöglichkeiten einschätzen. 
Hier setzt das Forschungsprojekt „Zukunfts-
visionen junger Menschen zu Gesellschaft 
und Zusammenhalt“ an, das von der Stiftung 
Mercator gefördert und derzeit am WZB 
durchgeführt wird. 

Das Projekt untersucht den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt aus der Sicht junger Erwachse-
ner und fragt unter anderem: „Wie nehmen jun-
ge Menschen den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt wahr und wie stark fühlen sie sich mit 
anderen und der Gesellschaft verbunden?“ Ziel 
unserer Analysen ist es, ein differenziertes Bild 
davon zu zeichnen, wie junge Menschen ihre 
gesellschaftliche Einbindung erleben, und dafür 
relevante Faktoren zu identifizieren. Da sie kei-
ne homogene Gruppe sind, müssen bei der Ana-
lyse auch Gruppenunterschiede berücksichtigt 
werden. Zu erwarten ist zum Beispiel, dass sich 
Diskriminierungserfahrungen oder eine gerin-
ge Qualität sozialer Beziehungen negativ auf 
das soziale Vertrauen und das Gefühl der Ver-
bundenheit auswirken. Deshalb berücksichtigen 
wir neben soziodemografischen Merkmalen 
ebenso Aspekte des Lebenskontexts, beispiel-
weise Mitgliedschaften in Vereinen oder die Zu-
friedenheit mit dem eigenen Freundeskreis.

Als Grundlage für unsere Untersuchung nutzen 
wir Daten des Nationalen Bildungspanels NEPS 
(Startkohorte 3). Das NEPS erfasst seit 2010 Daten 
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von mehreren tausend Personen zu Bildungsbio-
grafien, Lebenskontexten und Einstellungen, dar-
unter zentrale Aspekte von Zusammenhalt. Die 
Befragten waren 2010 in der 5. Klasse, sind also 
um die Jahrtausendwende geboren und gehören 
damit zur Gen Z (Geburtsjahrgänge von circa 
1995 bis 2010). Zum Zeitpunkt der letzten Befra-
gung (2021/22) waren sie Anfang 20.

Konkret betrachten wir die Antworten der Teil-
nehmenden auf fünf Fragen, die an etablierte 
sozialwissenschaftliche Konzepte des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts anknüpfen: (1) 
„Ganz allgemein gesprochen: Glauben Sie, dass 
man den meisten Menschen vertrauen kann 
oder dass man im Umgang mit anderen Men-
schen nicht vorsichtig genug sein kann?“ misst 
das allgemeine Vertrauen gegenüber anderen 
Menschen, das Kooperationen erleichtern, Kon-
flikte entschärfen und damit Zusammenhalt 
stabilisieren kann. Das Gefühl von sozialer Zu-
gehörigkeit wird über zwei Fragen erfasst, die 
sowohl Aspekte von Verbundenheit als auch 
von sozialer Teilhabe aufgreifen: (2) „Wie sehr 
fühlen Sie sich den Menschen in Deutschland 
insgesamt zugehörig?“ und (3) „Man kann sich 
dem gesellschaftlichen Leben zugehörig fühlen 
oder eher ausgeschlossen. Wie ist das bei Ih-
nen?“. Die Reaktionen auf die beiden Aussagen 
(4) „Leute wie ich haben sowieso keinen Ein-
fluss darauf, was die Regierung tut“ und (5) „Ich 
halte es für sinnlos, mich politisch zu engagie-
ren“ dienen als Maß für die wahrgenommene 
politische Deprivation, also das subjektive 

Empfinden, politisch machtlos zu sein und die 
Demokratie nicht ausreichend mitgestalten zu 
können. Dies ist ein wichtiger Indikator für die 
politische Partizipation und Gestaltung von Ge-
sellschaft und damit ein wesentlicher Aspekt 
gesellschaftlichen Zusammenhalts.

Um Unterschiede zwischen Gruppen zu unter-
suchen, berücksichtigen wir das Geschlecht, 
den Schulabschluss, den Wohnort (Ost-/West-
deutschland) sowie einen möglichen Migrati-
onshintergrund. Zusätzlich beziehen wir die 
Zufriedenheit mit dem Freundeskreis, die poli-
tische Selbstverortung auf einer Links-Rechts-
Skala, den wahrgenommenen Familienzusam-
menhalt im Alter von etwa 16 Jahren sowie 
Mitgliedschaften in Organisationen im Alter 
von etwa 14 Jahren mit ein. Um eventuelle 
Gruppenunterschiede analysieren zu können, 
haben wir für jede dieser Variablen genau zwei 
Gruppen gebildet. Beispielsweise haben wir 
Personen ohne Schulabschluss, mit Haupt-
schul- oder Realschulabschluss zur Gruppe der 
Personen „ohne Abitur“ zusammengefasst. Ba-
sierend auf den beiden Gruppen, „mit Abitur“ 
und „ohne Abitur“, haben wir die Gruppenmit-
telwerte für unsere fünf abhängigen Variablen 
(z. B. soziales Vertrauen, Gefühl sozialer Zuge-
hörigkeit) berechnet. 

Ein zentrales Ergebnis unserer Analysen ist zu-
nächst überraschend: Zwischen den untersuch-
ten Gruppen zeigen sich überwiegend geringe 
Unterschiede. Insgesamt kann das durch-
schnittliche soziale Vertrauen junger Menschen 
als moderat beschrieben werden. Es liegt nur 
knapp über dem Skalenmittelpunkt: Junge 
Menschen neigen geringfügig eher zu der Aus-
sage, dass man den meisten Menschen vertrau-
en kann, als dass man im Umgang mit anderen 
Menschen gar nicht vorsichtig genug sein 
kann. Signifikant weniger Vertrauen in andere 
Menschen haben, bezogen auf die jeweilige 
Vergleichsgruppe, vor allem Befragte ohne Abi-
tur, mit Migrationshintergrund und Befragte, 
die im Alter von etwa 14 Jahren nicht Mitglied 
in einer Organisation waren.

„Insgesamt kann das 
durchschnittliche soziale 
Vertrauen junger Men­

schen als moderat  
beschrieben werden“

Sandra Leumann  forscht unter anderem zu den 
Themen Soziale Ungleichheiten, Arbeit und Arbeits-
markt, Care-Arbeit sowie sozialer Zusammenhalt. 
Sie ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der For-
schungsprofessur Arbeit, Familie und soziale Un-
gleichheit am WZB. �sandra.leumann@wzb.eu
Foto: © privat, alle Rechte vorbehalten.
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Im Gegensatz dazu ist das soziale Zugehörig-
keitsgefühl unter jungen Menschen deutlich 
stärker ausgeprägt. So fühlen sie sich anderen 
Menschen in Deutschland eher stark zugehörig 
und haben auch eher das Gefühl, am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben als ausge-
schlossen zu sein. Dies gilt jedoch in deutlich 
geringerem Maße für Personen, die unzufrie-
den mit ihrem Freundeskreis sind.

Ähnlichkeiten zwischen den Gruppen finden 
wir auch, wenn es um die Einschätzung ihrer 
politischen Einflussmöglichkeiten geht. Junge 
Menschen scheinen diese nicht grundsätzlich 
infrage zu stellen. Die durchschnittliche Zu-
stimmung zur Aussage „Leute wie ich haben 
sowieso keinen Einfluss darauf, was die Regie-
rung tut“ hat zumindest eine Tendenz zu „trifft 
eher nicht zu“. Noch etwas stärker lehnen sie 
die Aussage ab, dass sie politisches Engage-
ment für sinnlos halten. Personen, die sich po-
litisch eher links einordnen, schätzen den Ein-
fluss auf die Regierung sowie den Einfluss von 
politischem Engagement vergleichsweise grö-
ßer ein. Politisch stärker depriviert fühlen sich 
Befragte ohne Abitur. 

Zunächst ist es eine gute Nachricht, dass die 
Gruppen den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
in den verschiedenen Dimensionen ähnlich be-
urteilen. Anders als oftmals diskutiert, sehen 
wir bei jungen Menschen also keine bedeuten-
den Gruppendifferenzen oder Abweichungen, 
die die These einer Spaltung oder Polarisierung 
stützen würden.

Aber gerade weil entlang vieler Merkmale 
kaum Differenzen sichtbar werden, lohnt sich 
ein genauerer Blick auf die Bereiche, in denen 
doch systematische Unterschiede erkennbar 
sind. Zwei Faktoren treten dabei besonders 
hervor: Bildung und die soziale Einbindung im 
unmittelbaren Umfeld.

Der Schulabschluss weist mit mehreren Di-
mensionen des gesellschaftlichen Zusammen-
halts signifikante Zusammenhänge auf: Befrag-
te mit Abitur geben im Vergleich zu Personen 
ohne Abitur im Durchschnitt ein höheres Ver-
trauen in andere Menschen an. Zudem fühlen 
sie sich politisch weniger benachteiligt: Sie ge-
hen eher davon aus, Einfluss auf Entscheidun-
gen der Bundesregierung nehmen zu können 
und halten politisches Engagement seltener für 
sinnlos. 

Auch die Zufriedenheit mit dem eigenen 
Freundeskreis steht in Zusammenhang mit 
zentralen Aspekten des Zusammenhalts, ins-
besondere mit dem Zugehörigkeitsgefühl: 
Personen, die mit ihren sozialen Beziehungen 
im Nahbereich zufrieden sind, berichten von 
einem stärkeren Gefühl der Zugehörigkeit 
und fühlen sich seltener sozial ausgeschlos-
sen. Diese Befunde unterstreichen die zentra-
le Bedeutung alltäglicher sozialer Beziehun-
gen. Gesellschaftlicher Zusammenhalt ent-
steht demnach nicht nur auf der Ebene 
abstrakter Einstellungen gegenüber Instituti-
onen oder der Gesellschaft, sondern wird we-
sentlich im direkten sozialen Umfeld erlebt 
und geprägt.

Was können wir aus unseren Ergebnissen 
lernen? Dass wir Gruppenunterschiede in so 
geringem Maße gefunden haben, ist erfreu-
lich, es bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, 
dass es keine Unterschiede zwischen den 
Gruppen gibt. Sie könnten subtiler sein, sich 
in anderen Dimensionen zeigen oder durch 
die gewählten Messinstrumente nur begrenzt 
erfasst werden. Es lohnt sich, diese quantita-
tiven Ergebnisse durch qualitative Untersu-
chungen zu ergänzen.

„Unsere Befunde unter­
streichen die zentrale 
Bedeutung alltäglicher 
sozialer Beziehungen“

Stefan Munnes  ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der Forschungsprofessur Arbeit, Familie und soziale 
Ungleichheit. Zu seinen Forschungsthemen zählen 
Geschlecht und Familie, soziale Ungleichheit sowie 
sozialer Zusammenhalt. �stefan.munnes@wzb.eu
Foto: © WZB/Martina Sander, alle Rechte vorbehalten..
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Daher haben wir zusätzlich mehrere moderierte 
Gruppendiskussionen, sogenannte Fokusgrup-
pen, zum Thema Zusammenhalt durchgeführt. 
Die Teilnehmenden waren im Alter zwischen 15 
und 18 Jahren und hatten unterschiedliche Bil-
dungshintergründe. Einige wohnten in Ost-, an-
dere in Westdeutschland. 

Bemerkenswert war in den Diskussionen nicht 
nur die Tatsache, dass sich zwischen den Grup-
pen wenig Unterschiede in den Sichtweisen 
auf Zusammenhalt ergaben, sondern vor allem, 
dass Schule keine Rolle in den Narrativen um 
Zusammenhalt spielte. Erst auf explizite Nach-
frage konnten die Gesprächsteilnehmer*innen 
Momente des Zusammenhalts in der Schule 
nennen. Meist ging es dabei aber lediglich um 
punktuelle oder anlassbezogene Formen der 

Kooperation, wie die Organisation einer Ab-
schlussfahrt oder bei größeren Problemen mit 
Lehrpersonen. Zudem wurde häufiger das The-
ma Mobbing als eine Form des negativen Zu-
sammenhalts genannt.

Stattdessen verbanden die Fokusgruppenteil-
nehmer*innen Zusammenhalt, neben ihren Er-
fahrungen in der Familie und in Freundschaf-
ten, vor allem mit Mitgliedschaften in Vereinen. 
Dort macht es die Arbeit an gemeinsamen Zie-
len möglich, persönliche Differenzen zu über-
winden, und Erfolge geben dem Zusammenhalt 
eine emotionale Komponente. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass Bildung und 
Freundschaften essenziell sind für verschiede-
ne Aspekte des gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Daher sollte die Rolle von Schule über-
dacht werden. Schließlich verbringen junge 
Menschen dort einen Großteil ihrer Zeit. Schule 
sollte stärker als sozialer Raum verstanden 
werden, in dem junge Menschen nicht nur 
Leistungen erbringen, sondern auch Beziehun-
gen aufbauen und Gemeinschaft erleben kön-
nen. Nachhaltige Freundschaften und das Ge-
fühl, Teil einer sich unterstützenden Gemein-
schaft zu sein, können zudem präventiv gegen 
Mobbing wirken. 

Ähnlich wie in Vereinen, in denen gemeinsame 
Aktivitäten, Teamgeist und freiwilliges Engage-
ment den Zusammenhalt stärken und Ausgren-
zung seltener Raum bekommt, sollte auch 
Schule solche Erfahrungen viel stärker ermög-
lichen: Zum Beispiel durch regelmäßige Pro-
jekttage ohne Leistungsdruck, offene Begeg-
nungsräume wie Schülercafés oder Arbeitsge-
meinschaften, in denen gemeinsame 
Interessen im Vordergrund stehen.  
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Gäste 

Ala Alrababah war von Mai bis Juni 2026 als 
Early Career Visiting Scholar in der Abteilung 
Institutionen und politische Ungleichheit. Er ist 
Assistenzprofessor am Institut für Sozial- und 
Politikwissenschaften der Bocconi University 
und forscht unter anderem zu Autoritarismus, 
politischer Gewalt und Migration, vor allem im 
Nahen Osten. 

Sadiya Ansari, in Lon-
don lebende Autorin 
und Journalistin, de-
ren Artikel unter 
anderem im Guardi-
an und der New 
York Times erschei-

nen, war im Mai und 
Juni als Journalist in 

Residence am WZB. In 
der Abteilung Migration, Integration, Transna
tionalisierung beschäftigte sie sich mit der Ar-
beitsmarktintegration von Personen, die 2015 
als Geflüchtete kamen. 

Yves Bellinghausen 
ist von Juni bis Juli 
als Journalist in Re-
sidence Gast der 
Forschungsgruppe 
Globalisierung, Ar-
beit und Produktion. 

Er ist Reporter, vor 
allem für DIE ZEIT, und 

Host und Autor für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Am WZB will 
er untersuchen, welche Berufsfelder und Tätig-
keiten durch den Einsatz von KI verdrängt 
werden, welche neuen Jobprofile entstehen 
und welche Kompetenzen Menschen nicht ab-
geben können und sollten.

Gabriel Calza-Everett promoviert in Politik-
wissenschaft an der Tulane University (USA) und 
ist zurzeit Gastwissenschaftler des Zentrums 
für Zivilgesellschaftsforschung. Er untersucht 
aus einer Bottom-up-Perspektive, wie instituti-
onelle wirtschaftliche Rahmenbedingungen Or-
ganisationen und Mobilisierungsprozesse von 
sozialen Umweltbewegungen prägen. 

Dr. Tine Hanrieder, Associate Professor an der 
London School of Economics and Political Sci-
ence, ist als Senior Visiting Scholar von August 
bis September 2026 Gast der Forschungspro-
fessur Global Sociology und der Abteilung Glo-
bal Governance. Sie forscht zu den Themen 
Globale Gesundheit, Arbeit und Migration. 

Prof. Jennifer Hook 
Ph.D., Professor of So-
ciology an der Uni-
versity of Southern 
California, wird im 
Juli und August als 
Senior Visiting 
Scholar die For-

schungsprofessur Ar-
beit, Familie und soziale 

Ungleichheiten besuchen. 

Joseph Keogh promoviert an der University of 
Edinburgh und ist von Juli bis Oktober 2026 
Gastwissenschaftler in der Abteilung Global 
Governance. Seine aktuelle Forschung widmet 
sich dem Thema: „Between Norms and Power: 
The EU’s Footprint in International Criminal 
Justice“.

Enrique Prada Gonza-
lez ist Doktorand der 
Politikwissenschaft 
an der Autonomen 
Universität Barcelo-
na und bis Juli Gast-
wissenschaftler des 
Zentrums für Zivilge-

sellschaftsforschung. 
Er untersucht die Posi

tionen und Diskurse politischer Parteien zu de-
mokratischen Rechten und Institutionen.

Dr. Luqman Saeed ist von Juni bis August 2026 
als Early Career Visiting Scholar in der Abtei-
lung Migration, Integration, Transnationalisie-
rung. Er lehrt als Lecturer in Economics (Assis-
tant Professor) an der Ulster University (UK). 

Salome Topuria ist bis Juli 2026 als Early Ca-
reer Visiting Scholar in der Forschungsgruppe 
Globalisierung, Arbeit und Produktion. Ihr For-
schungsschwerpunkt liegt auf der politischen 
Ökonomie der Industriepolitik. Am WZB unter-
sucht sie die deutsche Industriestrategie für 
den Automobilsektor und wie sich die geopoli-
tischen Verschiebungen und der technologi-
sche Wandel darauf auswirken.

Personen
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Berufungen

Tina Baier Ph.D., wissenschaftliche Mitarbeite-
rin der Abteilung Ausbildung und Arbeits-
markt, hat zum 1. August 2026 einen Ruf auf 
eine außerordentliche Professur für Bildungs-
soziologie an der Universität Bern angenom-
men.  

Prof. Daniel Ziblatt Ph.D. hat ab Oktober 2026 
eine Transatlantische Brückenprofessur am 
WZB inne und setzt so die Zusammenarbeit mit 
dem WZB über das Auslaufen der Abteilung 
Transformationen der Demokratie hinaus fort. 
Das Projekt „Abdication? Civil Society Leaders 
and the Defense of German Democracy“ wird 
von der VolkswagenStiftung gefördert.

Ehrungen / Preise 

Dr. Lara Bister, wissenschaftliche Mitarbeite-
rin in der Forschungsgruppe Gesundheit und 
soziale Ungleichheit, hat das diesjährige Har-
vard Merit Fellowship erhalten.

Cannon Cloud wurde mit dem The Unjournal’s 
2024–25 Evaluator Prize (Joint Second Place) 
für seine besonders fundierte Begutachtung 
ausgezeichnet. Er ist Doktorand an der Goethe-
Universität Frankfurt und in der Forschungs-
gruppe Ungleichheit, soziale Mobilität und 
Wachstum am WZB. 

Gaia Ghirardi Ph.D., wissenschaftliche Mitar-
beiterin der Abteilung Ausbildung und Arbeits-
markt, hat ein Postdoktorandenstipendium im 
Rahmen der Marie-Skłodowska-Curie-
Maßnahmen der Europäischen Kommission er-
halten.

Dr. Christian König, 
wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Ab-
teilung Ausbildung 
und Arbeitsmarkt, 
wurde für seine Dis-
sertation „(Un)healt-

hy Places: Causes, 
Patterns, and Conse-

quences of Environmen-
tal Inequality in Urban Germany“ von der Sek-
tion Soziale Ungleichheit und Sozialstruktur-
analyse der Deutschen Gesellschaft für 
Soziologie mit dem Peter A. Berger Sektions-
preis ausgezeichnet. 

Prof. Daniel Ziblatt 
Ph.D., Direktor der 
Abteilung Transfor-
mationen der Demo-
kratie, wurde im Mai 
am Pomona College 
(USA) die Ehrendok-
torwürde verliehen. 

In seiner Rede sprach 
er darüber, was nötig ist, 

um die Demokratie zu verteidigen.

Promotionen

Rainer Rehak, ehemaliger wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Forschungsgruppe Politik der 
Digitalisierung, hat im März 2026 erfolgreich 
seine Promotion „Societal IT systems develop-
ment. Towards a discursive process-oriented 
multi-perspective approach to co-designing, 
-operating, -assessing, and -regulating socie-
tally relevant IT systems“ an der Technischen 
Universität Berlin abgeschlossen.

Mitarbeitende

Johanna Dorra ist seit Mai 2026 wissenschaft-
liche Mitarbeiterin in der Forschungsgruppe 
Recht und Steuerung im Kontext sozialer  
Ungleichheiten. Sie arbeitet in den Projekten  
„Expert:innenforum Startchancen“ und „Beglei-
tung des Ausbaus und der Weiterentwicklung 
der Kindertagesbetreuung sowie der Ganztags-
betreuung von Grundschulkindern und weite-
rer Maßnahmen im Bereich der Kinder- und 
Jugendpolitik“.

Dr. Lisa Hahn ist seit 
Mai 2026 wissen-
schaftliche Mitarbei-
terin in der For-
schungsgruppe 
Recht und Steue-
rung im Kontext so-
zialer Ungleichhei-

ten. Sie wirkt mit im 
Projekt „Begleitung des 

Ausbaus und der Weiterentwicklung der Kin-
dertagesbetreuung sowie der Ganztagsbetreu-
ung von Grundschulkindern und weiterer Maß-
nahmen im Bereich der Kinder- und Jugendpo-
litik“. 
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Veranstaltung
September 24-26, 2026 
The Cultural Evolution of Migration  
and Diversity
Conference

Recent decades have seen the rise of cultural 
evolution as an interdisciplinary field integra-
ting evolutionary theory with various social 
science disciplines. While offering powerful 
tools to study how cultural traits emerge and 
spread, cultural-evolutionary approaches have 
so far had limited empirical impact within the 
social sciences.
This conference brings together cultural evolu-
tion scholars and social scientists to explore 
how evolutionary perspectives can contribute 
to concrete empirical research on migration, 
acculturation, and diversity. The aim is to as-

sess the added value of cultural-evolutionary 
explanations compared to established social-
scientific approaches.
Panels and discussions will address topics such 
as innovation, acculturation and assimilation, 
ingroup–outgroup dynamics, social cohesion, 
cooperation and trust, welfare states, group 
competition, and processes of cultural conti-
nuity and change.
Keynote speaker (WZB Annual Address on  
Migration and Diversity): Prof. Michael  
Muthukrishna (London School of Economics).
Organizers: Prof. Ruud Koopmans (WZB), Dr. Irene 
Pañeda Fernández (WZB), Dr. Steije Hofhuis (WZB); 
Information: Melinda Biolchini,  
E-Mail: mad-office@wzb.eu

Weitere Veranstaltungen finden Sie hier:  
www.wzb.eu/de/veranstaltungen

Dr. Anna Löbbert, ehemalige wissenschaftli-
che Mitarbeiterin der Forschungsgruppe Recht 
und Steuerung im Kontext sozialer Ungleich-
heiten, ist seit Mai 2026 als Leverhulme Trust 
Early Career Fellow am Centre for Socio-Legal 
Studies der University of Oxford und als Juni-
or Research Fellow am Jesus College. Sie 
forscht zu Entfremdung vom Recht und global 
zirkulierenden Verschwörungstheorien über 
das Rechtssystem. Sie bleibt dem WZB als Gast-
wissenschaftlerin verbunden.

Daniel Meißner ist seit April wissenschaftli-
cher Mitarbeiter der Abteilung Transformatio-
nen der Demokratie und Gast der Forschungs-
gruppe Waves of Regime Transformation. Er 
forscht zu Demokratieverständnissen und ih-
rem Zusammenhang mit politischen Einstel-
lungen. 

Yasmin Zysk ist seit April wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Abteilung Transformationen 
der Demokratie. Ihre Forschungsschwerpunkte 
sind Autokratisierung, Ungleichheit und histo-
rische deutsche Parlamentsprotokolle. 
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Rassismus messen 
Josefine Matysiak  

Hilft uns die Kategorie „Migrationshintergrund“ 
dabei, durch Rassismus verursachte soziale Un-
gleichheiten zu messen? Josefine Matysiak meint: 
Nein. Für ihre Dissertation hat sie untersucht, wie 
rassistische Erfahrungen in Deutschland statis-
tisch sichtbar gemacht werden können. Bisher 
gibt es dafür kein anerkanntes Messkonzept. Vie-
le Studien beziehen sich nur allgemein auf „eth-
nische“ oder migrationsbezogene Ungleichheiten 
und nutzen oft den „Migrationshintergrund“ als 
Kategorie. Die Arbeit zeigt für den Bereich Bil-
dung, dass Rassismus und Migration unterschied-
lich auf Ungleichheiten wirken – auch wenn es 
Überschneidungen zwischen den betroffenen 
Personengruppen gibt. Die beiden Dimensionen 
sollten daher differenziert betrachtet werden. Als 
möglicher Lösungsansatz, um rassistische Erfah-
rungen statistisch sichtbar zu machen, erweist 
sich das Erheben der „wahrgenommenen Fremd-
zuschreibung“. Die Autorin zeigt, dass eine Wahr-
nehmung als nicht-„deutsch“ mit schulischen 
Kompetenzen zusammenhängt – und zwar zu-
sätzlich zu den bereits viel erforschten sozialen 
und migrationsbezogenen Ungleichheiten. 
Josefine Matysiak: Die Messung rassistischer Bil-
dungsungleichheiten in Deutschland. Dissertation 
2026. DOI: 10.18452/36062.  

Ansatz zur Rettung der Welt
Francesco Laruffa, Dieter Plehwe

Immer wieder sah es in den letzten Jahrzehnten 
so aus, als komme die Phase des Neoliberalis-
mus an ein Ende: Revolutionäre Impulse wie die 
„Rosa Welle“ in Lateinamerika stellten das Sys-
tem ebenso in Frage wie die globale Finanzkrise 
von 2008. Doch der Neoliberalismus lebt; er 
nimmt unterschiedliche Gestalten an und geht 
insbesondere Allianzen mit nationalistischen 
Bewegungen ein. Die Autoren bleiben nicht bei 

einer Analyse der Situation (als „Interregnum“ 
zwischen dem überholten Alten und dem noch 
nicht greifbaren Neuen) stehen. Bezugnehmend 
auf den Wirtschaftshistoriker und Soziologen 
Karl Polanyi plädieren sie für eine „expansive 
Demokratisierung“. Die globale Ungleichvertei-
lung von Macht müsse angegangen werden, die 
Politik müsse die wirtschaftlichen Verhältnisse 
dominieren, eine „alternative Globalisierung“ 
müsse auf dem lokalen Level ansetzen.
Francesco Laruffa/Dieter Plehwe: „After Neolibe-
ralism? Interregnum, Polycrisis and the Principle 
of Expansive Democratisation“. In: Global Society, 
2026, S. 1-27.  
DOI: 10.1080/13600826.2026.2647237.  

Unterschreiben Sie jetzt
Heiko Giebler, Johannes Giesecke, Macartan 
Humphreys, Swen Hutter, Heike Klüver

Neben dem Gang zur Wahlurne ist das Unterzeich-
nen von Petitionen eine verbreitete Möglichkeit, 
politische Überzeugungen zum Ausdruck zu brin-
gen. Die vorliegende Studie misst politische Betei-
ligung in allen 27 Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union über die Einladung an die Befragten, 
eine von vier Petitionen zu unterzeichnen. Ausge-
wählt wurden die stark diskutierten Themen Kli-
ma und Migration, wobei es jeweils eine politisch 
rechtsgerichtete und eine linksgerichtete Petition 
gab. Am meisten Unterstützung bekam quer durch 
die Länder die rechte Petition zu Migrationsfragen. 
Die Studie schlägt mit ihren detaillierten Ergeb-
nissen eine Brücke zwischen den bisher weitge-
hend getrennten Forschungsfeldern zu Polarisie-
rung und politischer Mobilisierung.
Heiko Giebler/Johannes Giesecke/Macartan 
Humphreys/Swen Hutter/Heike Klüver: „Mobilizing 
Europe’s Citizens to Take Action on Migration and 
Climate Change: Behavioral Evidence from 27 EU 
Member States“. In: Journal of European Public 
Policy, 2026, Jg. 33, H. 2, S. 607-635.  
DOI: 10.1080/13501763.2025.2512032. 

Vorgestellt
Publikationen aus dem WZB
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Exzellente Vielfalt
Sonia Giebel, Charlotte Nürnberg, 
Yasemin Nuhoglu Soysal

Das Konzept von „Diversity“ mag wie ein abge-
griffenes Schlagwort klingen. Allerdings sind 
entsprechende Initiativen in Deutschland ver-
gleichsweise jung: Die ersten Diversitätsbüros 
entstanden hier in den 2000ern, in den USA ge-
schah das schon in den 1960er-Jahren. Die Stu-
die untersucht, wie deutsche Exzellenzuniversi-
täten Diversität auf ihren Websites darstellen 
und ob diese Darstellung stärker von deutschen 
Traditionen oder von internationalen Hoch-
schuldiskursen geprägt ist. Das Ergebnis: In 
Deutschland ist Diversity stark mit Geschlech-
tergerechtigkeit verknüpft. Diese Fokussierung 
auf Gleichstellung und Familienfreundlichkeit 
hat ihre Wurzeln in langjährigen Traditionen 
und in einer lange eher zurückhaltenden Aus-
einandersetzung mit sozialen Unterschieden. 
Zunehmend finden aber auch Dimensionen wie 
sexuelle Orientierung, sozioökonomischer Sta-
tus und Migrationshintergrund Erwähnung. 
Sonia Giebel/Charlotte Nürnberg/Yasemin Nuhog-
lu Soysal: „‚Diversity‘ in an Age of Global Ambi-
tion: The Case of German Universities of Excel-
lence“. In: European Journal of Higher Education, 
2026, S. 1-25.  
DOI: 10.1080/21568235.2026.2614497.

Moral im Labor
Hande Erkut, Dorothea Kübler

Moralische Erwägungen beeinflussen, wie Men-
schen Transaktionen bewerten, die sie beob-
achten. In der Regel gibt es starke Widerstände 
gegen Transaktionen, die ungerecht sind oder 
die Würde der Beteiligten verletzen. Wo liegen 
die Grenzen des Akzeptablen? Das zu wissen, 
ist wichtig für die Konzeption von Märkten. 
Hande Erkut und Dorothea Kübler haben in ei-
nem Laborexperiment untersucht, welche Rolle 
zwei Faktoren spielen: die Entscheidungsfrei-
heit des Einzelnen und das Ausmaß möglicher 
negativer Folgen. Offensichtlich werden Trans-
aktionen mit eingeschränkter Entscheidungs-
freiheit abgelehnt, vor allem, wenn sie mit 
schwerwiegenden Konsequenzen verbunden 
sind. Als Anwendungsfeld und Überprüfung zu-
gleich wurden den Teilnehmenden unter-
schiedliche Szenarien für den Handel mit 
Spendernieren vorgelegt – mit ähnlichen Er-
gebnissen.

Hande Erkut/Dorothea Kübler: „Repugnant Trans-
actions: The Role of Agency and Severe Conse-
quences“. In: Games and Economic Behavior, 2026, 
157, S. 22-33.  
DOI: 10.1016/j.geb.2026.01.001.

Zufriedenheit der Mütter 
stärkt Kinder
Nabanita Datta Gupta, Jonas Jessen, 
C. Katharina Spiess

Dass Eltern-Kind-Interaktionen wichtig für die 
Entwicklung von Kindern sind, ist gut erforscht. 
Nabanita Datta Gupta, Jonas Jessen und C. Ka-
tharina Spiess haben nun untersucht, welche 
Rolle die Lebenszufriedenheit der Mütter für 
die kindliche Entwicklung spielt. Während frü-
here Studien sich auf die ersten Lebensjahre 
konzentrierten, weiten die Autoren den Blick 
und berücksichtigen neben Kleinkindern und 
Kindern auch Jugendliche im Alter von 11 bis 
14 Jahren. Das zentrale Ergebnis: Eine höhere 
Lebenszufriedenheit der Mütter fördert in allen 
Altersgruppen die Entwicklung der Kinder – 
auch von älteren Kindern und Jugendlichen, die 
weniger Zeit mit ihren Eltern verbringen. Poli-
tische Maßnahmen wie zum Beispiel flexible 
Arbeitszeiten, die Mütter (und Väter) entlasten, 
kommen also nicht nur den Eltern zugute, 
sondern auch der Entwicklung der nächsten 
Generation, den Erwerbstätigen von morgen, 
und damit der Gesellschaft insgesamt.
Nabanita Datta Gupta/Jonas Jessen/C. Kathari-
na Spiess: „Maternal Life Satisfaction and Child 
Development from Toddlerhood to Adolescence“.  
In: Review of Economics of the Household, 2026.  
DOI: 10.1007/s11150-026-09833-5.  

Glückliche Mütter, 
glückliche Kinder. 
Dieser simplen, 
aber erfolgreichen 
Formel folgt das 
Modell der Mutter-
Kind-Kuren, hier in 
Boltenhagen an der 
Ostsee. Foto: © Jens 
Büttner/picture alli­
ance/ZB, alle Rechte 
vorbehalten.
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Das WZB im Dialog: Medien, Podien und Begegnungen
Gabriele Kammerer

Im WZB tut sich viel: öffentlich durch Publikationen, Vorträge und Diskussionen, auf wissen­
schaftlichen Konferenzen und in Workshops, durch persönlichen Austausch on- und offline. WZB-
Forscherinnen und -Forscher bringen auf vielfältige Weise ihre Expertise ein. Wir lassen einige 
Begegnungen, Stellungnahmen und Reaktionen darauf Revue passieren.

Generationenfragen
Das vorliegende Heft blättert es auf: Fragen 
von Arbeitsmarkt, Integration, Geschlechter-
gerechtigkeit und Familie sind Kernfragen der 
Forschung im WZB. Dass diese Fragen nicht 
nur beforscht, sondern auch praktisch ange-
gangen werden, zeigt eine Feierstunde am 
18. Juni: Gemeinsam mit 250 anderen Organi-
sationen erhält das WZB erneut das Zertifikat 
des audits berufundfamilie der Gemeinnützi-
gen Hertie-Stiftung. Das Zertifikat belegt, dass 
das WZB eine „familien- und lebensphasenbe-
wusste Personalpolitik“ verfolgt. Das Engage-
ment für Gleichstellung und eine Vereinbar-
keit von Beruf und Privatleben zeigt sich in 
Maßnahmen wie flexiblen Arbeitszeiten,  
Teilzeitarbeitsmodellen, einem Eltern-Kind-
Zimmer und der Zugänglichkeit verschiedener  
Beratungsformate durch einen externen An-
bieter. Das Logo des Audits, das Sie auf unse-
rer Website finden, wird nach eingehender 
Prüfung verliehen. Das WZB hat sich seit 2010 
regelmäßig dafür qualifiziert.

Familienfragen
Die Grundidee ist nicht neu: Aus verschiedenen 
politischen Lagern kamen im Laufe der letzten 
Jahrzehnte Vorschläge, wie das Ehegattensplit-
ting zu reformieren sei. Neu ist der Ansatz,  
den WZB-Präsidentin Nicola Fuchs-Schündeln 
gemeinsam mit den Ökonominnen Monika 
Schnitzer und Katharina Wrohlich in die Debat-
te bringt – und dem sich schnell eine breite 
Allianz oft recht unterschiedlich argumentie-
render Wissenschaftlerkolleg*innen ange-
schlossen hat. Der Vorschlag sieht vor, das  
Ehegattensplitting zu begrenzen. Die Summe, 
die die besserverdienende Person auf die ande-
re übertragen darf, soll gedeckelt werden. Die 
zusätzlichen Steuereinnahmen, die der Staat 
dadurch gewinnt, sollen an Familien zurückflie-
ßen. Familien mit Kindern sollen so gezielter 

gefördert und die Erwerbsanreize für Zweit-
verdienende gestärkt werden. Der Zeitpunkt 
für einen klugen und durchgerechneten Vor-
schlag ist gut gewählt. Denn „Reform“ ist das 
Wort der Stunde.

Zwei Buchstaben
„Künstliche Intelligenz“ soll das Septemberheft 
der WZB-Mitteilungen heißen, oder schlicht „KI“. 
Selten haben zwei Buchstaben einen solchen 
Bekanntheitsgrad erlangt. Unabsehbar ist, wel-
che Auswirkungen die technologische Revolu-
tion auf die Wissensproduktion, auf den Ar-
beitsmarkt, auf das gesellschaftliche Miteinan-
der hat. Doch Prognosen und erste Analysen 
gibt es genug, um daraus ein pralles, aktuelles 
Heft zu machen.

Zwei Jahre
Sehr kompakt und sogar papierlos kommt un-
ser neuer Jahresbericht daher. Unser Zwei-
Jahres-Bericht genauer gesagt, denn er deckt 
den Zeitraum 2024/25 ab. Die sehr anschauli-
che Webpublikation finden Sie hier:  
www.wzb.eu/de/artikel/das-wzb-20242025  
Entdecken Sie neue Gesichter im Haus sowie 
Erfolge, Highlights und Herausforderungen der 
vergangenen zwei Jahre, die mit dem Amts-
wechsel der Präsidentin und der Evaluation 
durch die Leibniz-Gemeinschaft viel Neues 
brachten. Gerade in Zeiten gesellschaftlicher 
Umbrüche, bedrohter demokratischer Werte 
und wachsender Wissenschaftsfeindlichkeit ist 
sozialwissenschaftliche Forschung unverzicht-
bar. 

Drei Buchstaben
„veh tset bay“. So und nicht anders heißt das 
WZB auf International. Die Festlegung, das Kür-
zel in englischen Kontexten nicht als „double u“ 
zu lesen, ist alt. Aber wie es so ist mit tradier-
ten Entscheidungen: Nachwachsende Generatio-

Nachlese
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nen kennen sie nicht oder erkennen sie nicht 
an. Deshalb soll bei den Onboarding-Tagen, die 
neuerdings jedes Vierteljahr alle Neuen mit 
dem Haus vertraut machen, darauf hingewiesen 
werden. Und vielleicht gibt es auch mal ein Vi-
deo dazu – die Suche nach einem instagrama-
blen Mund läuft.

Drei „p“
„Kipppunkt Ost“ heißt ein neuer Podcast, Un-
tertitel „Wie der Osten die Demokratie ent-
scheidet“. Vor den Landtagswahlen in Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern spre-
chen Katharina Warda, Heike Kleffner und Juli 
Katz mit Engagierten vor Ort, mit Wissen-
schaftler*innen und Politiker*innen. Die freie 
Journalistin Juli Katz war letztes Jahr als Jour-
nalist in Residence im WZB. Und so ist es kein 
Wunder und ein großes Vergnügen, im Podcast 
viel WZB-Expertise zu entdecken – den Hinweis 
auf die Studie zur Motivation von Lokalpolitike-
rinnen von Jeyhun Alizade und Fabio Ellger, die 
auch hier im letzten Heft vorgestellt wurde, 
oder die Stimmen von Hans Jonas Gunzelmann 
und Christin Jänicke, die zivilgesellschaftliche 
Strategien gegen die extreme Rechte erforscht 
haben.

Der Krieg und wir
„Die Kirche brannte 1945 unter russischem  
Artilleriebeschuss aus.“ So hatten wir auf der 
Rückseite der letzten Ausgabe der WZB-Mittei-
lungen geschrieben, unter einer Bleistiftzeich-
nung von Adolph von Menzel, die die benach-
barte St. Matthäus-Kirche im Bau zeigt. Das 
trug uns den seltenen Fall eines Leserbriefs 
ein. Die Kirche sei bereits vorher durch anglo-
amerikanische Luftschläge getroffen worden, 
schreibt Martin Gegner, Soziologe im WZB mit 
großer Expertise im Bereich der Architektur. 
Die Gegend um den Reichstag war deshalb 
stark umkämpft, weil sich hier letzte SS-Ver-
bände barrikadiert hatten. Und in diesen 
Kämpfen brannte die Kirche vollends herunter. 
„Bedauerlich ist, dass hier nicht die korrekte 
Bezeichnung der kriegführenden Mächte (in 
diesem Fall ‚die Sowjetunion‘ oder ‚die UdSSR‘) 
gewählt wurde, sondern die umgangssprachli-
che Gleichsetzung mit ‚den Russen‘“, schreibt 
Gegner. „Das finde ich in einer Zeit, in der auch 
in der sogenannten Qualitätspresse verstärkt 
anti-russische Ressentiments bedient werden, 
befremdlich. Ich meine, das WZB sollte sich 
nicht an solchen Vereinfachungen und Verzer-
rungen beteiligen.“ Gerne tragen wir diese 
Richtigstellung nach.

https://muskat.design/
https://www.wzb.eu/de/datenschutz
https://www.wzb.eu/de/publikationen/wzb-mitteilungen
https://www.econstor.eu/


Zu guter  
Letzt:

Zwischen Mate­
flaschen und  
Mauergeschichte 
Sozialwissenschaft 
im Späti

Lara Bister, Emily Frank, Finja Pohl  
und Charlotte Sendelbach

Wissenschaft raus aus dem Elfenbein-
turm – das klingt gut, ist schnell ge-
sagt und findet sich in fast jedem 

Drittmittelantrag unter dem Stichwort „Trans-
fer“. Aber wie genau das gehen soll, bleibt oft 
erstaunlich vage. Auch als Nachwuchswissen-
schaftlerinnen am WZB kennen wir diese Frage 
nur zu gut. Wir schreiben wissenschaftliche 
Artikel, halten Vorträge auf Fachkonferenzen, 
sprechen mit Journalist*innen, kooperieren 
mit Kunstprojekten und versuchen so, dem An-
spruch der Zugänglichkeit unserer Forschung 
gerecht zu werden. Und doch bleibt ein leiser 
Zweifel: Erreichen wir damit wirklich die Men-
schen, deren Lebensrealitäten wir erforschen? 

Soziale Ungleichheit, Gesundheit und Teilhabe: 
Unsere Themen sind nah am Alltag. Trotzdem 
scheint der Weg von der wissenschaftlichen 
Analyse zur Lebenswelt vieler Menschen er-
staunlich weit. Wie also Brücken bauen? Wie 
Forschung greifbar machen? Und wie ins Ge-
spräch kommen, jenseits akademischer Konfe-
renzen und Podiumsdiskussionen?

Die Idee, vielleicht etwas übermütig, kam uns 
an einem ganz normalen Arbeitstag: Warum 
bringen wir die Wissenschaft nicht einfach 
dorthin, wo das Leben stattfindet? In den Kiez. 

In den Späti um die Ecke: In diesen Läden, die 
offen sind, wenn alle anderen schon geschlos-
sen sind, kommen Menschen zusammen, kau-
fen eine Cola, Gummibärchen oder ein Bier. 

Gesagt, getan – oder zumindest fast. Mit Unter-
stützung der Freunde des WZB e. V. und ihrer 
Förderung „WZB wirkt“ wurde aus der sponta-
nen Idee ein echtes Projekt: „WZB in deinem 
Kiez“. Drei Veranstaltungen, drei Themen der 
Ungleichheitsforschung, drei Berliner Stadttei-
le. Das Konzept: ein kurzer wissenschaftlicher 
Input in einem Späti („Späti-Talk“), gefolgt von 
einer thematisch passenden Kiezführung. Wis-
senschaft trifft Alltag. Forschung trifft Groß-
stadtleben. Theorie trifft Erfahrung.

Die Umsetzung? Weniger spontan als gedacht. 
Termine koordinieren, Speaker*innen gewin-
nen, passende Orte finden (Spoiler: Spätis ha-
ben selten Veranstaltungskalender), Führungen 
buchen, Öffentlichkeitsarbeit stemmen – wir 
haben in wenigen Wochen mehr über Veran-
staltungsmanagement gelernt als in manchem 
Methodenseminar. Zum Glück mit viel Unter-
stützung aus dem WZB.

Und dann kam der große Moment: unsere erste 
Veranstaltung am 5. Mai 2026 mit dem Titel 
„Noch immer Ungleichheiten zwischen Ost und 
West?“. Los ging es in einem typischen Berliner 
Späti im Wedding, direkt an der U-Bahn-Station 
Pankstraße. Zwischen Getränkekisten und 
Snackregalen sprach WZB-Präsidentin Nicola 
Fuchs-Schündeln über die Entwicklung sozialer 
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch-
land seit der Wiedervereinigung. Es ging um 
Einkommen, Vermögen, Arbeit – und darum, ob 
sich manche Ungleichheiten hartnäckiger hal-
ten als andere. Keine PowerPoint, keine große 
Bühne, dafür direkte Nachfragen, spontane Dis-
kussionen und klirrende Glasflaschen im Hin-
tergrund.

Was zunächst gewagt klang, funktionierte er-
staunlich gut. Vielleicht gerade, weil es kein 
klassischer Vortragssaal war. Die Distanz zwi-
schen unserer Expertin und dem Publikum 
schrumpfte auf ein Minimum. Es wurde ge-
fragt, diskutiert und von eigenen Erfahrungen 
berichtet. Im Anschluss ging es unter die Erde 
mit einer Führung der Berliner Unterwelten 
e. V. zum Thema „U-Bahn, Bunker, Kalter Krieg“. 
Die zuvor diskutierte Geschichte der Teilung 
wurde hier ganz konkret: Schutzräume, Flucht-
tunnel, verborgene Spuren der Vergangenheit 
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unter den Straßen der Stadt. Der Stadtraum 
wurde zum Anschauungsobjekt sozialer Un-
gleichheiten aus historischer Perspektive.

Auch die zweite Veranstaltung drei Wochen 
später mit dem Titel „Zelte in der Stadt?“ zu 
Wohnungslosigkeit und Gesundheit in Berlin 
war ein voller Erfolg. Daniel Schindel, Professor 
für gesundheitsbezogene Soziale Arbeit an der 
Katholischen Hochschule für Sozialwesen Ber-
lin, hielt einen Vortrag in einem Späti in der 
Nähe vom Bahnhof Zoo in Berlin-Charlotten-
burg. Anschließend wurde darüber diskutiert, 
wie wichtig es ist, die Gesundheit wohnungslo-
ser Menschen im städtischen Raum zu erfor-
schen und Versorgung anzubieten. Bei der Füh-
rung „Obdachlos auf schicken Straßen“ (vermit-
telt über Querstadtein e. V.) machte Stadtführer 
Dieter (Spitzname „Meru“) anhand persönlicher 
Geschichten deutlich, wie schnell Menschen in 
die Wohnungslosigkeit geraten können, was das 
Leben ohne festen Wohnsitz in Berlin bedeutet 
und wie sich die Lücken im gesundheitlichen 
Versorgungssystem im Leben von Betroffenen 
zeigen. Dabei entstand ein Gespräch über 
Grundbedürfnisse und persönliche Wünsche im 
Leben, der die zuvor diskutierten Themen auch 
für die Teilnehmenden greifbarer werden ließ. 

Die dritte Veranstaltung mit dem Title „Whose 
Neighborhood?“ liegt nach dem Redaktions-
schluss dieses Heftes. WZB-Forscherin Sarah 
George spricht im Wrangelkiez in Berlin-Kreuz-
berg über Gentrifizierung und Migration in 
Deutschland, die thematisch passende Stadtfüh-
rung bietet wieder der Verein Querstadtein an.

Was wir innerhalb dieses Formats gelernt ha-
ben? Erstens: Niedrigschwellige Formate sind 
kein Selbstläufer – aber sie lohnen sich. Zwei-
tens: Menschen haben großes Interesse an so-
zialwissenschaftlichen Themen, wenn sie ver-
ständlich, relevant und im richtigen Kontext 
vermittelt werden. Und drittens: Der Ort macht 
einen Unterschied. Ein Späti ist kein neutraler 
Raum, sondern ein sozialer Treffpunkt, Alltags-
bühne und manchmal sogar Diskussionsforum. 
Öffentliche Räume sind wichtige Orte des Wis-
sensaustauschs und der Debatte.

Natürlich lief nicht alles wie geplant. Die Bühne 
war eher … improvisiert. Die Zeitplanung opti-
mistisch. Und nicht alle Passant*innen hatten 
spontan Lust auf einen Vortrag über soziale 
Ungleichheiten. Aber genau das gehört dazu, 
wenn man neue Wege geht. Vielleicht ist das 
die wichtigste Erkenntnis: Wissenschaftskom-
munikation darf unperfekt sein. Sie darf aus-
probieren, scheitern, sich neu erfinden. Ent-
scheidend ist, dass wir sie überhaupt wagen.

Fest steht: Zwischen Bierflaschen, Hauptstadt-
geschichte und Zeitgeschehen entstehen Ge-
spräche, die es im Seminarraum so nie gege-
ben hätte. Genau darin liegt das Potenzial. Viel-
leicht beginnt gesellschaftliches Verständnis 
manchmal einfach an der Ecke – im Späti. Wir 
sind gespannt, ob Reihen wie „WZB in deinem 
Kiez“ auch in Zukunft ihren Weg in die Wissen-
schaftskommunikation finden und auch, wohin 
uns diese Reise noch führt. 

Lara Bister  und  Emily Frank  (1. und 3. von 
links) sind wissenschaftliche Mitarbeiterinnen in 
der Forschungsgruppe Gesundheit und soziale Un-
gleichheit am WZB und am Einstein Center Popu-
lation Diversity.  Finja Pohl  (4. v. l.) und  Charlotte 
Sendelbach  (2. v. l.) haben das Projekt als studen-
tische Hilfskräfte unterstützt. �lara.bister@wzb.eu; 
emily.frank@wzb.eu
Foto: © WZB/Kathrin Kliss, alle Rechte vorbehalten. 
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Das kommt:
„KI“
3|26

Forschungsergebnisse in die Gesellschaft tragen, Netzwerke knüpfen und dabei einen 
sonnigen Frühlingstag am See verbringen – am 17. April fand wieder ein „Tag am 
Wannsee“ statt. Großzügig unterstützt von der Berliner Sparkasse, die ihr Veranstal-
tungsgelände zur Verfügung stellte, brachten die Freundinnen und Freunde des WZB 
gut 25 Interessierte aus Wirtschaft, Verbänden und Politik mit 50 WZB-Promovierenden 
und -Postdocs zusammen. In Speed-Dating-Runden, Diskussionen und Workshops traf 
Wissenschaft auf Praxis. Disziplinäre Grenzen wurden überwunden, Argumente, Fragen 
und Mailadressen wurden ausgetauscht. Viele blieben bis in die späteren Abendstun-
den; die laue Frühlingsluft und der idyllische Blick auf den See taten das Ihre dazu. Alle 
waren sich einig: So sieht gelingender Transfer aus.

Fotos: © WZB/Florian Schuh
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